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Bericht 

des gemischten Ausschusses (Ausschuss für Verfassung und Verwaltung und 

Ausschuss für allgemeine innere Angelegenheiten)  

betreffend das 

Landesgesetz, mit dem das Oö. Landesbeamtengesetz 1993, das Oö. Landesbeamten-

Pensionsgesetz, das Oö. Gehaltsgesetz 2001, das Oö. Landes-Gehaltsgesetz, das Oö. Neben-

gebührenzulagengesetz, das Oö. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetz 2002,  

das Oö. Gemeindebedienstetengesetz 2001 und das Oö. Statutargemeinden-Beamtengesetz 

2002 geändert werden sowie das Oö. Pensionsgesetz 2006 erlassen wird 

(Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz) 

 

 

[Landtagsdirektion: L-228/18-XXVI, 

miterl. Beilage 599/2005] 

 

 

A. Allgemeiner Teil 

 

1.1. Auf Grund der demographischen Entwicklung, der längeren Lebenserwartung und der 

damit einhergehenden längeren Pensionsbezugsdauer bedürfen die bestehenden 

Pensionssysteme einer Reform, um auch den künftig aus dem Arbeitsprozess 

ausscheidenden Berufstätigen und deren Hinterbliebenen eine angemessene 

Pensionsversorgung garantieren zu können. Dies gilt auch für das Pensionsrecht des 

öffentlichen Dienstes. 

 

 Die österreichischen Pensionssysteme mit ihrem im internationalen Vergleich sehr hohen 

Leistungsniveau stehen vor langfristigen Herausforderungen: Der Eintritt in das 

Erwerbsleben erfolgt insbesondere durch ein ständig verbessertes Ausbildungsangebot 

tendenziell in einem immer höheren Lebensalter; gleichzeitig nimmt die Lebenserwartung 

der Pensionistinnen und Pensionisten ständig - im Schnitt um ein Jahr pro Jahrzehnt - zu. 

Als Folge dieser Umstände werden in Zukunft immer mehr Pensionistinnen und 

Pensionisten immer weniger im Erwerbsleben stehenden Personen gegenüberstehen, was 

http://www.ooe.gv.at/ltgbeilagen/blgtexte/20050599.pdf
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für die zukünftige Finanzierbarkeit der Pensionen weitreichende Konsequenzen hat und 

daher entsprechende Maßnahmen erfordert. 

 

1.2. Der Bund hat für den Bereich der pragmatischen Bediensteten durch das 

"Pensionsreformgesetz 1997", BGBl. I Nr. 138/1997, erste Reformschritte gesetzt.  

 

 Das Land Oberösterreich hat mit der Oö. Landesbeamten-Pensionsreform 1999, die am 

1. Jänner 2000 in Kraft getreten ist, bereits eine echte Strukturreform eingeleitet und einen 

zukunftsorientierten Weg eingeschlagen. Die umlagefinanzierte Pension wird schrittweise 

reduziert; als Ausgleich dafür wurde die Pensionskasse eingeführt.  

 

 Um eine gerechtere Verteilung des Lebenseinkommens zu erlangen und damit den 

Bedürfnissen der jüngeren Generation verstärkt Rechnung zu tragen, wurde mit dem 

Gehaltsgesetz 2001, LGBl. Nr. 28/2001, die "Besoldung Neu" eingeführt und damit die 

Lebensverdienstkurve abgeflacht. 

 

 Der Bund hat in den Jahren 2000, 2001 sowie 2003 (Budgetbegleitgesetz 2003, BGBl. 

Nr. I 71/2003), weitere Reformschritte im Pensionssystem gesetzt und damit eine 

Harmonisierung der Pensionssysteme vorbereitet.  

 

 Das Pensionsharmonisierungsgesetz des Bundes, BGBl. I Nr. 142/2004, wurde 2004 

verabschiedet, womit für alle ab 1. Jänner 2005 neu Versicherten ein einheitliches 

Pensionssystem gilt. Für all jene, die nach dem 31. Dezember 1954 geboren sind, gelten 

Übergangsbestimmungen und für alle über 50-jährigen gilt das bisherige Pensionsrecht mit 

nur geringfügigen Modifikationen weiter. 

 

 Da die Regelung des Pensionsrechts der Landes- und Gemeindebeamten in die 

Diensthoheit der Länder fällt, setzt auch das Land Oberösterreich weitere Schritte in 

Richtung vollständige Harmonisierung der Pensionssysteme. 

 

1.3. Folgende Ziele werden im Einzelnen angestrebt: 

 

 - langfristige Sicherung des Pensionssystems, wobei bestehende Anwartschaften 

gewahrt werden; 

 - keine unsachliche Schlechterstellung einzelner Altersgruppen durch eine gerechte 

Lastenverteilung; 

 - Harmonisierung der Pensionssysteme durch Einführung eines oberösterreichischen 

Pensionskontos mit lebenslanger Durchrechnung für alle ab 1. Februar 2006 

Neueintretenden und  
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 - Schaffung eines verständlichen und leicht administrierbaren Pensionssystems, 

insbesondere auch im Bereich des Übergangsrechts. 

 

1.4. Um die angestrebte Harmonisierung der Pensionssysteme zu erreichen, sind im 

Oö. Pensionsrecht konkret folgende Schritte notwendig: 

 

  Zunächst wird im Oö. Landesbeamtengesetz (Oö. LBG - Artikel I) die Möglichkeit 

eines Vorruhestandes gänzlich abgeschafft und stattdessen werden der sogenannte 

Pensionskorridor sowie die Schwerarbeitspension jeweils ab dem vollendeten 60. 

Lebensjahr eingeführt. 

 

  Mit dem Oö. Pensionsgesetz 2006 (Oö. PG 2006 - Artikel II) soll darauf aufbauend 

für alle ab dem 1. Februar 2006 neu in den Landesdienst aufgenommenen 

Bediensteten ein neues am allgemeinen Pensionskonto des Bundes orientiertes 

Pensionsrecht geschaffen werden. Dazu werden sämtliche Grundlagen des 

Allgemeinen Pensionsgesetzes (APG) in das bisherige System des Oö. 

Landesbeamten-Pensionsgesetzes (Oö. L-PG) mit den entsprechenden 

Modifikationen übernommen. So liegen dem Oö. PG 2006 ähnliche Regelungen 

bezüglich der Inanspruchnahme der Alterspension mit 65, des Pensionskorridors 

sowie der versicherungsmathematischen Abschläge im Fall eines vorzeitigen 

Pensionsantritts zu Grunde. Im Oö. PG 2006 werden genauso sämtliche 

Beitragsgrundlagen (Versicherungszeiten) des gesamten Erwerbslebens 

berücksichtigt, was zu einer lebenslangen Durchrechnung führt. Der 

Kontoprozentsatz (Steigerungsprozentsatz) beträgt wie nach § 12 Abs. 2 APG 

1,78 % pro Jahr.  

 

  Die Formel 65/45/80 wird daher im Oö. PG 2006 voll umgesetzt. 

 

  Ähnlich wie nach § 13 APG erfolgt auch nach dem Oö. PG 2006 eine jährliche 

Kontomitteilung auf Verlangen, deren Inhalt in weiten Teilen dem des § 11 APG 

entspricht und durch die Darstellung der voraussichtlichen monatlichen 

Pensionsleistung sogar noch darüber hinausgeht. Systembedingt entfällt die 

gesonderte Darstellung der einzelnen Sparten der Sozialversicherungsgesetze und die 

"Verzinsung" mit dem Kontoprozentsatz erfolgt nicht separat für jedes Jahr, sondern 

durch Multiplikation mit dem gesamten bisher erworbenen Kontoprozentsatz. 

Insofern ist mehr Transparenz gegeben, da die Beamtin oder der Beamte auf einen 

Blick sieht wieviel Prozent ihres oder seines Lebenseinkommens sie oder er für die 

künftige Pensionsbemessung bereits erreicht hat. 
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  Diese systemkonforme Weiterentwicklung des bisherigen Oö. L-PG hin zum Oö. PG 

2006 ermöglicht eine weitgehende Annäherung an das Pensionskonto des 

Allgemeinen Pensionsgesetzes ohne auf bewährte eigenständige Regelungen wie 

etwa die der Dienstunfähigkeit oder das Teilpensionsrecht verzichten zu müssen. 

Diese Bestimmungen können mit den entsprechenden Modifikationen weiterhin 

bestehen bleiben und gewährleisten einerseits die Kontinuität im Oö. Pensionsrecht 

und verringern andererseits den mit einer Gesamtumstellung verbundenen 

Verwaltungsaufwand. 

 

  Um auch den Übergang ins oberösterreichische Pensionskonto möglichst harmonisch 

zu gestalten, aber auch um die verwaltungsökonomisch und -technisch äußerst 

aufwändige Parallelrechnung zu vermeiden, hat das Land Oberösterreich ein ein-

faches und gerechtes Übergangsmodell auf Basis des bestehenden Oö. L-PG hin zum 

Oö. PG 2006 entwickelt, wobei folgende Maßnahmen eingeführt werden: 

 

  - Abschlags- und Bonusregelung ähnlich der des Bundes; 

  - verbesserte Berücksichtigung von Kindererziehungs-, Präsenzdienst-, 

Zivildienst- und Familienhospizkarenzzeiten; 

  - Einführung einer Sonderregelung für die Pensionsanpassung (Minder-

valorisierung von Pensionsteilen über der künftigen Höchstpension) und  

  - Neugestaltung sowie geringfügige Anhebung des Solidarbeitrags. 

 

1.5. Zur Umsetzung der angestrebten Ziele bedarf es folgender legistischer Maßnahmen, die in 

ihrer Summe ein ausgewogenes Reformpaket darstellen:  

 

 - Schrittweise Anhebung des Pensionsantrittsalters auf 65 Jahre durch Schaffung 

entsprechender Übergangsbestimmungen bis Ende 2020; 

 - Beseitigung der Möglichkeit des Vorruhestandes ab dem 55. Lebensjahr; 

 - Einführung eines Pensionskorridors mit Bonus und Malus, wobei die Abschläge 

sowie der Bonus ähnlich wie im Bundesrecht erfolgen; 

 - Einführung einer Schwerarbeitsregelung, die einerseits zu geringeren Abschlägen 

führt und andererseits einen früheren Pensionsantritt ermöglicht; 

 - Einführung eines Oö. PG 2006 für alle ab 1. Februar 2006 neu Eintretenden; 

 - Erstmalige Anpassung des Ruhebezugs ab 1. Jänner des dem Beginn des Anspruchs 

auf den Ruhebezug zweitfolgenden Kalenderjahres und 

 - Neugestaltung der Pensionsanpassung (Mindervalorisierung) und des Solidarbei-

trags. 

 

1.6. Um für alle Beamtinnen und Beamten, die unter das Oö. L-PG fallen, auch langfristig 

einen höchstens 25-jährigen Durchrechnungszeitraum sicherzustellen, wurden die 
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maßgeblichen Bestimmungen im § 4 Abs. 1 Z. 3 und Z. 4 des Oö. L-PG durch die Oö. 

Pensionsreform 1999 in den Verfassungsrang gehoben. Diese Verfassungsbestimmungen 

werden durch das Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz nicht geändert. Alle bereits im 

Landesdienst befindlichen Bediensteten (also nicht nur die Beamtinnen und Beamten, 

sondern auch die derzeit noch als Vertragsbedienstete beim Land Oberösterreich 

Beschäftigten, die künftig pragmatisiert werden) können weiterhin auf eine Durchrechnung 

von maximal 25 Jahren vertrauen. Lediglich die zukünftigen Bediensteten des Landes 

Oberösterreich, die ab dem 1. Februar 2006 erstmals in den Landesdienst eintreten und 

daher auch nicht auf den 25-jährigen Durchrechnungszeitraum vertrauen können, 

unterliegen dem Oö. PG 2006. 

 

 Die Verfassungsbestimmungen des § 4 Abs. 1 Z. 3 und 4 Oö. L-PG werden dadurch nicht 

berührt, da sich das gesamte Oö. L-PG nach § 1 Abs. 1 Oö. L-PG nur auf jene 

Bediensteten bezieht, die bereits in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum 

Land Oberösterreich stehen. Dabei handelt es sich jedoch nicht nur um einen rein formell, 

sondern vielmehr auch um einen inhaltlich eingeschränkten Geltungsbereich, schließlich 

hat der historische Gesetzgeber weitere Schritte in Richtung Harmonisierung der 

österreichischen Pensionssysteme und damit auch die Einführung einer 

Lebensdurchrechnung vorhergesehen. Die beiden Verfassungsbestimmungen in § 4 Abs. 1 

Z. 3 und 4 Oö. L-PG wurden nach dem Ausschussbericht zur Pensionsreform 1999 "... im 

Interesse der Bestandssicherheit ..." beschlossen (siehe dazu AB 615/1999 GP XXV, 

Allgemeiner Teil 1.7.). Auch in den stenografischen Protokollen zur 20. Sitzung des 

Oberösterreichischen Landtags, XXV. Gesetzgebungsperiode, vom 7. Oktober 1999 finden 

sich etliche Wortmeldungen, die von diesem eingeschränkten Geltungsbereich der 

Verfassungsbestimmungen und von einem weiteren Harmonisierungs- bzw. 

Anpassungsbedarf ausgehen. So wurde etwa die neue Strukturierung des Pensionssystems 

als "... wichtiger Schritt ..." bezeichnet, "... der zur Harmonisierung der Pensionssysteme 

führt ..." (Seite 36 des Protokolls). Dass nach der Oö. Pensionsreform 1999 weitere 

Schritte in Richtung Harmonisierung geplant waren, ergibt sich auch aus der folgenden 

Wortmeldung: "... Alle politischen Kräfte in Österreich haben sich dazu bekannt, dass 

stufenweise und schrittweise die Pensionssysteme harmonisiert werden. ..." (Seite 41 des 

Protokolls). Eine andere Wortmeldung wird noch deutlicher: "... Jetzt mögen manche 

vielleicht fragen, warum gibt man das in Verfassungsrang? (Anmerkung: gemeint ist die 

25-jährige Durchrechnung) Es gibt das schwedische Modell, wo der 

Lebensdurchrechnungszeitraum bereits ja umgesetzt ist. Wir wissen nicht, wie die 

Entwicklungen weitergehen. Es war unser einhelliger Wunsch, das möchte ich wirklich 

ausdrücklich sagen, dass alle, die dieses Gesetz beschließen, mit der vollen Überzeugung 

so lange als möglich all denjenigen, die betroffen sind, auch die Sicherheit geben, dass die 

Berechnungen des Statistischen Dienstes auch tatsächlich in Erfüllung gehen. ..." (Seite 

39 f des Protokolls). In dieselbe Richtung ging auch diese Wortmeldung: "... Auch ich bin 
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vor allem zufrieden, dass die Grundpfeiler dieses Modells durch 

Verfassungsbestimmungen abgesichert werden und somit eine gewisse Sicherheit auch 

nach außen für die betroffenen Mitarbeiter signalisiert wird. ..." (Seite 41 des Protokolls). 

 

 Durch die Parallelrechnung des Bundes wurde für alle Erwerbstätigen unter 50 Jahren, mit 

Ausnahme der Landes- und Gemeindebediensteten, jedenfalls teilweise und rückwirkend 

eine lebenslange Durchrechnung eingeführt. Genau vor einer derart rückwirkenden 

Verlängerung des Durchrechnungszeitraumes sollten die damaligen 

Verfassungsbestimmungen schützen. Die Einführung einer lebenslangen Durchrechnung 

der 1999 betroffenen Beamtinnen und Beamten durch einfachgesetzliche Änderung wollte 

man ganz bewusst ausschließen. Diesem Willen des historischen Gesetzgebers wurde im 

Übergangsrecht voll Rechnung getragen, wobei nicht nur alle bis zum In-Kraft-Treten des 

Oö. Pensionsharmonisierungsgesetzes pragmatisierten Bediensteten, sondern auch alle 

noch nicht pragmatisierten Bediensteten des Landes Oberösterreich für den Fall ihrer 

späteren Pragmatisierung, ausdrücklich vom Anwendungsbereich des neuen Oö. PG 2006 

ausgenommen wurden. 

 

1.7. Für die Umsetzung des Oö. Pensionsharmonisierungsgesetzes in der vorliegenden Fassung 

sprechen im Vergleich zum Pensionsharmonisierungsgesetz des Bundes folgende 

Argumente:  

 

 - Es wird ein sozial ausgewogenes und harmonisches Übergangssystem geschaffen. 

 - Durch die Neugestaltung der Pensionsanpassung leisten auch jene Pensionistinnen 

und Pensionisten einen Beitrag, die nicht von der Durchrechnung betroffen sind. Die 

Änderung der Pensionsanpassung betrifft aber auch alle derzeit Aktiven sobald sie in 

den Ruhestand übertreten. 

 - In bestehende Pensionen wird - mit Ausnahme der Neugestaltung der 

Pensionsanpassung und einer geringfügigen Erhöhung des Solidarbeitrags - nicht 

eingegriffen. Für alle Maßnahmen, die eine Absenkung der zukünftig zu erwartenden 

Pension nach sich ziehen, sind aus Gründen des Vertrauensschutzes ausreichende 

Übergangsregelungen vorgesehen. Die Änderungen stellen somit im Hinblick auf das 

Vertrauen in eine geltende Rechtslage einen maßvollen Eingriff dar. 

 - Ein kompliziertes und vor allem kostenintensives Übergangsmodell mit mehrfachen 

Parallelrechnungen und Deckelungen kann zur Gänze entfallen. 

 - Auf Grund des harmonischen und langfristigen Übergangsmodells, das an die 

Oö. Pensionsreform 1999 anschließt, können bereits erworbene Anwartschaften 

gewahrt werden. 

 

1.8. Neben der Änderung des Oö. L-PG und der Einführung des neuen Oö. PG 2006 für alle 

Neueintretenden sollen auch die für die Pensionsreform wesentlichen 
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Begleitbestimmungen im Oö. Landesbeamtengesetz 1993, im Oö. Gehaltsgesetz 2001 und 

im Oö. Landes-Gehaltsgesetz geschaffen werden. 

 

1.9. Durch entsprechende legistische Schritte im Bereich der Gemeindedienstrechte soll die 

Übernahme der Pensionsharmonisierungsbestrebungen auch für den Bereich der 

Gemeinden (einschließlich der Städte mit eigenem Statut) erfolgen. 

 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält in Art. IV Z. 2 (§ 41 Abs. 1a Oö. GG 2001), Art. V Z. 2 

(§ 22b Abs. 6 Oö. LGG), Art. VII Z. 11 (§ 161 Abs. 1a Oö. GDG 2002) und Art. X Abs. 2 

Verfassungsbestimmungen. Eine Mitwirkung von Bundesorganen im Sinn des Art. 97 Abs. 2 B-

VG ist grundsätzlich nicht vorgesehen; soweit sich jedoch aus Art. II (§§ 2 und 15 Abs. 4 

Oö. PG 2006) eine Mitwirkungspflicht von Bundesorganen ableiten lässt, besteht die 

Verpflichtung, die Zustimmung der Bundesregierung nach Art. 97 Abs. 2 B-VG einzuholen. 

 

 

II. Kompetenzgrundlagen 

 

Den Ländern obliegt gemäß Art. 21 B-VG die Gesetzgebung und Vollziehung in den 

Angelegenheiten des Dienstrechts und des Personalvertretungsrechts der Bediensteten der 

Länder soweit im Art. 21 Abs. 2 und Art. 14 Abs. 2 und Abs. 3 lit. d B-VG nicht anderes 

bestimmt ist. 

 

 

III. Finanzielle Auswirkungen 

 

Für den Landesbereich: 

Verglichen mit der derzeit gültigen Landesbeamtenpensionsregelung ergibt sich eine mittlere 

Ersparnis des Dienstgebers im Beobachtungszeitraum 2006 bis 2045 in der Höhe von jährlich 

16,2 Mio. Euro (100 %). Die geplanten Änderungen des Pensionssystems haben im Zeitraum 

2006 bis 2045 im Einzelnen folgende monetären Auswirkungen (die Zahlen geben 

Jahresdurchschnittswerte über diesen genannten Zeitraum an):  

 

- Die Anhebung des effektiven Pensionsantrittsalters von 60 auf 63 Jahre erspart dem 

Dienstgeber im Durchschnitt jährlich 9,2 Mio. Euro (57 %); 

- Die an der Gehaltserhöhung im öffentlichen Dienst orientierte Pensionsanpassung, die 

Mindervalorisierung sowie die Neugestaltung des Solidarbeitrags ersparen dem 

Dienstgeber im Durchschnitt jährlich 8 Mio. Euro (50 %); 

- Die Einführung eines zusätzlichen Pensionskassenbeitrags von einem Prozent gegen einen 

aliquoten Entfall der Treueabgeltung sowie die Beibehaltung der geringeren Abschläge bei 
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Dienstunfähigkeit und bei der Ruhestandsversetzung von Amts wegen kosten dem 

Dienstgeber jährlich 1,4 Mio. Euro (- 10 %); 

- Durch die Nichtübernahme der Parallelrechnung des Bundes sowie des damit verbunden 

Verwaltungsmehraufwands erspart sich der Dienstgeber gegenüber der Bundesregelung an 

Personal- (3 Bedienstete der Verwendungsgruppe B auf Dauer sowie 2 Bedienstete der 

Verwendungsgruppe C für ca. 10 Jahre und zusätzlich Unterstützung durch eine 

Bedienstete oder einen Bediensteten der Verwendungsgruppe A) und Sachkosten 

(insbesondere für EDV-Umstellung sowie Umschulungsmaßnahmen bei den Bediensteten) 

im Durchschnitt ca. 0,4 Mio. Euro pro Jahr (3 %). 

 

Hinsichtlich des Oö. PG 2006, das im Betrachtungszeitraum grundsätzlich noch keine Kosten 

verursacht, besteht angesichts der Übernahme der maßgeblichen Eckpunkte des Allgemeinen 

Pensionsgesetzes weitgehende Kostenneutralität gegenüber dem Bund. Auch die Absenkung des 

Pensionskorridors auf das 60. Lebensjahr führt aufgrund der - versicherungsmathematisch 

berechneten - erhöhten Abschläge zu keinen Mehrkosten gegenüber den Bundesregelungen und 

ist daher kostenneutral.  

 

Für den Gemeindebereich: 

Verglichen mit der derzeit gültigen Pensionsregelung für Gemeindebeamte ergibt sich eine 

mittlere Ersparnis der oö. Gemeinden und Gemeindeverbände im Beobachtungszeitraum 2006 

bis 2045 in der Höhe von jährlich 6,2 Mio. Euro (100 %). Die geplanten Änderungen des 

Pensionssystems haben im Zeitraum 2006 bis 2045 im Einzelnen folgende monetären 

Auswirkungen (die Zahlen geben Jahresdurchschnittswerte für die oö. Gemeinden und 

Gemeindeverbände im Gesamten über diesen genannten Zeitraum an):  

 

- Die Anhebung des effektiven Pensionsantrittsalters von 60 auf 63 Jahre erspart den 

oö. Gemeinden und Gemeindeverbänden im Durchschnitt jährlich 3,5 Mio. Euro (57 %); 

- Die an der Gehaltserhöhung im öffentlichen Dienst orientierte Pensionsanpassung, die 

Mindervalorisierung sowie die Neugestaltung des Solidarbeitrags ersparen den 

oö. Gemeinden und Gemeindeverbänden im Durchschnitt jährlich 3,1 Mio. Euro (50 %); 

- Die Einführung eines zusätzlichen Pensionskassenbeitrags von einem Prozent gegen einen 

aliquoten Entfall der Treueabgeltung sowie die Beibehaltung der geringeren Abschläge bei 

Dienstunfähigkeit und bei der Ruhestandsversetzung von Amts wegen kosten dem 

Dienstgeber jährlich 0,6 Mio. Euro (- 10 %); 

- Durch die Nichtübernahme der Parallelrechnung des Bundes sowie des damit verbunden 

Verwaltungsmehraufwandes: Für die Bezugsabrechnung müssten sämtliche monatlichen 

Beitragsgrundlagen bis zu 30 Jahre zurück für rund 1.100 Beamtinnen und Beamte 

nacherfasst werden. Dies neben der Aufbereitung der Daten, die bei anderen 

Versicherungsträgern gespeichert bzw. ermittelt wurden. Dafür wäre ein Personaleinsatz 

von 4 C-Bediensteten über einen Zeitraum von 10 Jahren zu veranschlagen. Weiters wären 
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eine(ein) B-Bedienstete(r) auf Dauer sowie eine(ein) B-Bedienstete(r) für EDV-

Implantation auf ca. 2 Jahre erforderlich. Bei diesen Angaben sind die Synergieeffekte, die 

sich aus dem Bereich der Landesbeamten ergeben, schon berücksichtigt. Die Einsparung 

beläuft sich gegenüber der Bundesregelung im Durchschnitt auf ca. 0,2 Mio. Euro pro Jahr 

(3 %). 

 

 

IV. EU-Konformität 

 

Dieser Gesetzentwurf steht mit keinen zwingenden gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften im 

Widerspruch. 

 

 

V. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft 

 

Dieses Landesgesetz hat grundsätzlich keine unterschiedlichen Auswirkungen auf die 

verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und Männer. Es 

berücksichtigt jedoch die unterschiedlichen Beitragszeiten insbesondere unter Würdigung der 

Kindererziehungszeiten bei Frauen und Männern. 

 

 

B. Besonderer Teil 

 

Zu Artikel I 

(Änderung des Oö. Landesbeamtengesetzes 1993) 

 

Zu Art. I. Z. 1 (Inhaltsverzeichnis): 

 

Das Inhaltsverzeichnis wird an die Änderungen im Oö. LBG angepasst. 

 

 

Zu Art. I Z. 2 (§ 70b Abs. 2 und 3 Oö. LBG): 

 

Anpassung an die neu eingeführte Schwerarbeitspension. 

 

 

Zu Art. I Z. 3 (§ 70c Oö. LBG): 

 

In Ergänzung zum bereits bestehenden Alterssabbatical und in Hinblick auf die Anhebung des 

individuellen Pensionsantrittsalters soll die Möglichkeit geschaffen werden, ab dem vollendeten 
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60. Lebensjahr anstelle der Inanspruchnahme des Pensionskorridors auch eine Altersteilzeit in 

Anspruch zu nehmen. Das bestehende Beschäftigungsausmaß kann dabei um 50 % gekürzt 

werden, darf jedoch nicht unter 25 % einer Vollzeitbeschäftigung fallen. Daher ist bei einem 

bestehenden Beschäftigungsausmaß von unter 50 % einer Vollzeitbeschäftigung keine 

Altersteilzeit nach dieser Bestimmung möglich. 

 

Unter sinngemäßer Anwendung des § 70b kann die Altersteilzeit auch geblockt, also in Form 

einer Dienstleistungsphase gefolgt von einer Freistellungsphase gewährt werden, sofern keine 

dienstlichen Interessen entgegenstehen. 

 

Anders als beim Alterssabbatical wird jedoch ein finanzieller Zuschuss in Form eines  

zusätzlichen Bezugsanteils gewährt, der 20 % des letzten Monatsbezugs vor der 

Inanspruchnahme der Altersteilzeit ausmacht. Dieser Bezugsteil ist zwar steuer- und 

sozialversicherungspflichtig, nicht aber pensionsbeitragspflichtig.  

 

Die Rückzahlung dieses "Pensionsvorgriffs" erfolgt in Form eines entsprechenden Abzugs von 

der monatlichen Pensionsleistung, wobei zur Berechnung die Summe des bezogenen 

zusätzlichen Bezugsanteils auf die Monate der voraussichtlichen Restlebenserwartung der 

Beamtin oder des Beamten aufzuteilen ist. 

 

 

Zu Art. I Z. 4 (§ 106 Oö. LBG): 

 

Der Übertritt in den Ruhestand soll in Zukunft nicht mehr mit Jahresende, sondern mit dem 

Monatsletzten, in dem die Beamtin oder der Beamte ihr oder sein 65. Lebensjahr vollendet, 

erfolgen.  

 

Nach Abs. 2 kann die Landesregierung den Übertritt in den Ruhestand auf Antrag aufschieben, 

wenn ein wichtiges dienstliches Interesse am Verbleib der Beamtin oder des Beamten im 

Dienststand besteht. Die Verlängerung darf jeweils nur für ein Jahr und insgesamt nur fünfmal, 

also maximal bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres, erfolgen. 

 

 

Zu Art. I Z. 5 (§ 107 Oö. LBG): 

 

Diese Bestimmung regelt die Dienstunfähigkeit, wobei die Abs. 1 (Versetzung in den 

Ruhestand) und Abs. 2 (Definition der Dienstunfähigkeit) und Abs. 5 (keine Versetzung in den 

Ruhestand während einer Suspendierung oder vorläufigen Suspendierung) unverändert 

beibehalten werden. Abs. 4 entspricht dem bisherigen Abs. 7.  
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Die Bemessung der Pensionshöhe im Fall der Dienstunfähigkeit ist in den §§ 6, 9, 10 und 11 des 

Oö. PG 2006 beziehungsweise den §§ 5, 8 und 9 des Oö. L-PG geregelt. 

 

Beamtinnen und Beamte mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 70 % bzw. 

einem Grad der Behinderung von mindestens 70 % können mit Vollendung des 60. Lebensjahres 

auf Antrag mit geringeren Abschlägen (wie bei Dienstunfähigkeit) in den Ruhestand versetzt 

werden und haben während einer Übergangsphase auch die Möglichkeit, schon vor Vollendung 

des 60. Lebensjahres in Pension zu gehen (§ 158 Abs. 1). Eine Klarstellung erfolgt insoweit, als 

sich die (zusätzliche) Voraussetzung der schweren Behinderung bei Ausübung des Dienstes auch 

auf Beamtinnen und Beamte bezieht, deren Erwerbsfähigkeit um mindestens 70 % gemindert ist. 

 

 

Zu Art. I Z. 6 (§ 107a Oö. LBG): 

 

Die Möglichkeit einer Ruhestandsversetzung von Amts wegen im Zuge einer 

Organisationsänderung soll auch weiterhin bestehen bleiben, allerdings erst ab dem vollendeten 

744. Lebensmonat bzw. mit Zustimmung der oder des Betroffenen auch schon mit vollendetem 

720. Lebensmonat und bei einer für den Anspruch auf den vollen Ruhegenuss erforderlichen 

Gesamtdienstzeit, wenn die Beamtin oder der Beamte auf keinem anderen gleichwertigen 

Arbeitsplatz verwendet werden kann.  

 

§ 107a Abs. 1 orientiert sich hinsichtlich seiner Formulierung an der vom 

Verfassungsgerichtshof für unbedenklich erachteten Bestimmung des § 15a BDG 1979 i.d.F. des 

Pensionsreformgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 86. Nach dieser vom VfGH für unbedenklich 

beurteilten Bestimmung kann der Beamte "aus wichtigen dienstlichen Interessen" (§ 38 Abs. 3 

BDG) von Amts wegen in den Ruhestand versetzt werden. Dieser unbestimmte Rechtsbegriff der 

"wichtigen dienstlichen Gründe" nach § 15a BDG (i.d.F. vor der Dienstrechts-Novelle 2001 - 

Universitäten) stellt nach Ansicht des Gerichtshofs eine dem Art. 18 B-VG entsprechende 

Determinierung des Verwaltungshandelns dar, da er zur 'positiven Umschreibung' der 

dienstbehördlichen Ermächtigung verwendet wird (und damit abschließend regelt, in welchen 

Fällen eine vorzeitige Ruhestandsversetzung von Amts wegen zulässig ist). In gleicher Weise - 

in Form einer "positiven Umschreibung" - formuliert § 107a Oö. LBG, dass eine 

Ruhestandsversetzung von Amts wegen nur "im Zusammenhang mit einer Änderung der 

Organisation des Dienstes" - also einem ganz speziellen wichtigen dienstlichen Interesse - 

zulässig ist. 
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Zu Art. I Z. 7 (§ 108 Oö. LBG): 

 

Anders als in der relativ komplizierten Systematik des BDG fasst § 108 Abs. 1 die bisherige 

Ruhestandsversetzungsmöglichkeit durch Erklärung mit dem neu eingeführten Pensionskorridor 

ab dem vollendeten 720. Lebensmonat (vollendetes 60. Lebensjahr) in einer Regelung 

zusammen.   

 

Anders als beim Bund ist für die Inanspruchnahme des Pensionskorridors auch keine 450-

monatige (37,5 Jahre), sondern lediglich eine 300-monatige (25 Jahre) ruhegenussfähige 

Gesamtdienstzeit erforderlich. Während die Bundesregelung für Beamte in der Regel 

unproblematisch ist, erfüllen Beamtinnen mit langen Kindererziehungszeiten dieses Erfordernis 

kaum. Anders als bei einer ASVG-Vesicherten hat eine Beamtin aber auch keine sonstige 

Möglichkeit aus dem Dienst auszuscheiden und so das reguläre Pensionsantrittsalter quasi 

"abzuwarten", ohne den Pensionsanspruch gänzlich zu verlieren. Um diese Beamtinnen nicht zu 

benachteiligen, sollen 300 Monate ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit ausreichen. 

 

Aus ähnlichen Erwägungen wurde auf das Erfordernis einer beitragsgedeckten Gesamtdienstzeit 

von 40 Jahren verzichtet, da diese Regelung gerade Frauen mit Kindererziehungszeiten, 

Quereinsteiger und Bedienstete mit langen Ausbildungszeiten massiv benachteiligt. 

 

Abs. 2 bis 5 entsprechen dem bereits bisher geltenden Recht (§ 108 Abs. 2 bis 5). 

 

 

Zu Art. I Z. 8 (§ 108a Oö. LBG): 

 

§ 108a sieht ab 2007 vor, dass bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten die Alterspension bereits 

vor Erreichung des Regelpensionsalters beansprucht werden kann, wenn eine ruhegenussfähige 

Gesamtdienstzeit von 504 Monaten vorliegt und davon zumindest 180 Monate Schwerarbeit 

geleistet wurde. Hierbei verringert sich das Antrittsalter um einen Monat für je vier 

Schwerarbeitsmonate, wobei jedoch der Zeitpunkt der Vollendung des 60. Lebensjahres nicht 

unterschritten werden darf. 

 

Der Umstand der Schwerarbeit wird im Rahmen der Abschläge für den vorzeitigen 

Pensionsantritt dadurch berücksichtigt, dass die Verminderung an Stelle von 0,28 % für jeden 

Monat des früheren Pensionsantritts 0,14 % beträgt; dies bedeutet, umgelegt auf das 

Kalenderjahr, einen Abschlag von 1,68 % an Stelle von 3,36 %. Dieser Wert vermindert sich 

weiter, wenn mehr als 180 Schwerarbeitsmonate vorliegen, und zwar um 0,0033 % für je zwölf 

weitere Schwerarbeitsmonate (§ 5 Abs. 2 APG). 
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Unter welchen psychisch oder physisch besonders belastenden Arbeitsbedingungen Schwerarbeit 

im Sinn dieser Bestimmung vorliegt, ist durch eine von der Landesregierung zu erlassende 

Verordnung zu regeln. Darüber hinaus wird in dieser Verordnung die erforderliche Dauer der 

Verrichtung von Schwerarbeit in einem Kalendermonat festgesetzt werden, um diesen Monat als 

Schwerarbeitsmonat berücksichtigen zu können. Mit dieser Maßnahme sollen Personen, die 

unter psychisch oder physisch besonders belastenden Arbeitsbedingungen Versicherungszeiten 

erworben haben, die Alterspension früher in Anspruch nehmen können. Durch die Formulierung 

"psychisch oder physisch besonders belastende Arbeitsbedingungen" im § 4 Abs. 4 erster Satz 

APG soll die Absicht des Gesetzgebers zum Ausdruck gebracht werden, dass nur die Formen 

von besonders belastender Schwerarbeit und nicht jede Art der Schwerarbeit schlechthin in 

diesem Bereich berücksichtigt werden soll. Erwartet wird, dass in etwa 5 % der Erwerbstätigen 

eine solche Schwerarbeit ausüben oder ausgeübt haben. Der Prozentsatz stellt somit eine 

Zielgröße dar. 

 

Beim Land Oberösterreich werden eher Beamtinnen und Beamte aus dem Bereich der gespag die 

Voraussetzungen für die Inanspruchnahme einer Schwerarbeitspension erfüllen. Im Bereich des 

Amtes der Oö. Landesregierung erfüllt derzeit auf Grund der bestehenden Pragmatisierungs-

praxis voraussichtlich keine Beamtin und kein Beamter die Voraussetzungen für die 

Inanspruchnahme einer Schwerarbeitspension nach dieser Bestimmung (wohl jedoch 

Vertragsbedienstete nach den Regelungen des APG bzw. ASVG). Da auch im Bereich der 

gespag keine Pragmatisierungen mehr erfolgen, wird diese Bestimmung allmählich auslaufen. 

 

 

Zu Art. I Z. 9 (§ 109 Oö. LBG): 

 

Auf Grund der Beseitigung der Möglichkeit des Vorruhestands nach § 107 Abs. 3 Oö. LBG 

musste auch die Wiederaufnahme in den Dienststand neu geregelt werden. Diese kommt künftig 

nur mehr im Fall des Wegfalls der Dienstunfähigkeit in Betracht. 

 

 

Zu Art. I Z. 10 (§ 158 Oö. LBG): 

 

Beamtinnen und Beamte mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 70 % bzw. 

einem Grad der Behinderung von mindestens 70 % haben während einer Übergangsphase die 

Möglichkeit, auf Antrag noch vor Vollendung des 60. Lebensjahres in Pension zu gehen.  

 

Im Abs. 2 wird der Übergang bei der Inanspruchnahme der Altersteilzeit nach § 70c geregelt. 
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Artikel II 

(Oö. Pensionsgesetz 2006) 

 

Zu § 1 Oö. PG 2006: 

 

Der Anwendungsbereich des Oö. PG 2006 erfasst alle Bediensteten, die nach dem 31. Jänner 

2006 in ein Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich eingetreten sind und zu einem späteren 

Zeitpunkt (in Ausnahmefällen auch gleichzeitig) pragmatisiert werden.  

 

Jene Bediensteten, die bereits vor dem 1. Februar 2006 in einem pragmatischen Dienstverhältnis 

zu einer inländischen Gebietskörperschaft gestanden sind, die Dienstzeiten beim Land 

Oberösterreich als ruhegenussfähige Vordienstzeiten anrechnet, fallen weiterhin unter das Oö. L-

PG. Dadurch soll im Fall eines Wechsels zwischen den Gebietskörperschaften bezüglich der 

Anrechnung von Ruhegenussvordienstzeiten auf die Gegenseitigkeit abgestellt werden.  

 

Für die Annahme der Gegenseitigkeit bedarf es keinerlei Vereinbarung zwischen den 

Gebietskörperschaften, zwischen denen die oder der Bedienstete wechselt. Es genügt vielmehr 

die gesetzlich vorgesehene Möglichkeit, dass Zeiten des oberösterreichischen Landesdienstes in 

der jeweils anderen Gebietskörperschaft pensionswirksam angerechnet werden. Aufgrund der 

aktuell geltenden Rechtslage erfüllen derzeit alle anderen Bundesländer (sowie die 

österreichischen Gemeinden und Statutarstädte) das Erfordernis der Gegenseitigkeit, weshalb 

beim Wechsel zwischen diesen Gebietskörperschaften die Ruhegenussvordienstzeiten voll 

angerechnet werden. Die einzige österreichische Gebietskörperschaft, die – zumindest vorerst – 

dieses Erfordernis nicht erfüllt ist der Bund. 

 

Daher sind insbesondere Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte, die nach dem 31. Jänner 2006 

in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich eintreten, grundsätzlich 

nicht mehr vom Oö. L-PG, sondern bereits vom Oö. PG 2006 erfasst, da auch der Bund vorsieht, 

dass jene Bediensteten, die ab 1. Jänner 2005 in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zum 

Bund eintreten, ausschließlich nach dem APG und ASVG zu beurteilen sind (vgl. § 1 Abs. 14 

Pensionsgesetz 1965 i.d.F. des Pensionsharmonisierungsgesetzes, BGBl. I Nr. 142/2004).  

 

Zur Vermeidung unbilliger und verfassungsrechtlich bedenklicher Härten sowie bei dienstlichem 

Interesse kann die Oö. Landesregierung vom Erfordernis der Gegenseitigkeit absehen und die 

Bedienstete oder den Bediensteten weiterhin dem Oö. L-PG unterstellen. Unbillig ist eine 

Übernahme in das Oö. PG 2006 jedenfalls dann, wenn die oder der Bedienstete vor dem 1. 

Jänner 1955 geboren wurde und daher von der Pensionsharmonisierung eigentlich gar nicht mehr 

betroffen wäre. Doch auch für unter 50-Jährige kann die Übernahme ins Oö. PG 2006 eine 

unbillige Härte darstellen, wenn diese bereits eine erhebliche Anzahl an ruhegenussfähigen 

Dienst- oder Versicherungsjahren nach anderen bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften 
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erworben haben, ohne daraus einen Pensionsanspruch abzuleiten. Dabei bleiben 

Versicherungszeiten von unter 12 Monaten aber außer Betracht. Anders ausgedrückt sind jene 

Personen, die bis einschließlich 31. Jänner 2006 bereits mehr als 12 Monate Versicherungszeiten 

bei einem öffentlichen oder privaten Dienstgeber erworben haben, auch in Zukunft bei 

Begründung eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses zum Land Oberösterreich 

grundsätzlich dem Oö. L-PG zu unterstellen. 

 

Für alle neu in das Erwerbsleben Eintretenden gilt jedenfalls das Oö. PG 2006.  

 

 

Zu den §§ 2 bis 4 Oö. PG 2006: 

 

Diese Bestimmungen entsprechen im Wesentlichen den bisherigen §§ 1a, 2 sowie 3 des Oö. L-

PG i.d.F. des Dienstrechtsänderungsgesetzes 2005. Auf Grund der nunmehr vorgesehenen 

lebenslangen Durchrechnung ist es besonders wichtig, dass dem Dienstgeber alle für die 

Pensionsberechnung notwendigen Beitragsgrundlagen, die außerhalb des Landesdienstes 

erworben wurden, zur Verfügung gestellt werden. Dabei ist auch die Beamtin oder der Beamte 

selbst verpflichtet, entsprechende Daten und Bescheinigungen anzufordern (insbesondere beim 

vorherigen Versicherungsträger) und beizubringen. 

 

 

Zu § 5 Oö. PG 2006: 

 

Diese Bestimmung ist grundsätzlich dem § 4 Oö. L-PG nachgebildet, wobei etliche 

Modifikationen vorgenommen wurden: 

 

- Künftig sind nach Abs. 1 Z. 1 nicht nur Beitragsgrundlagen aus einem pragmatischen 

Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich sondern generell alle Beitragsgrundlagen der 

ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit für die Ermittlung der Ruhegenussberechnungs-

grundlage heranzuziehen, sofern für diese ein Pensionsbeitrag (allenfalls ein besonderer 

Pensionsbeitrag) geleistet wurde. Die jeweilige Beitragsgrundlage richtet sich daher ent-

weder nach § 40 des Oö. GG 2001 (sowie § 22 des Oö. LGG) oder nach der jeweiligen 

Beitrags- oder Bemessungsgrundlage, die sich aus den sozialversicherungsrechtlichen oder 

gleichartigen bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften als Beitragsgrundlage ergibt.  

 Abs. 1 Z. 1 lit. b erfasst somit sämtliche sonstigen nach den §§ 56 ff angerechneten Zeiten 

und verweist bezüglich der maßgeblichen Beitragsgrundlagen auf die sozialversicherungs- 

und pensionsrechtlichen Bestimmungen und die dort vorgesehenen Bewertungen. Die dazu 

erforderlichen Daten sind von den Behörden des Bundes und der Länder, den Trägern der 

Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung, den Trägern der dienstrechtlichen Kranken- 
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und Unfallfürsorgeeinrichtungen und vom Hauptverband der österreichischen 

Sozialversicherungsträger nach § 2 zur Verfügung zu stellen. 

- Diese Beitragsgrundlagen sind in der Folge nach Abs. 1 Z. 2 mittels Aufwertungszahlen 

im Sinn des § 108 Abs. 2 i.V.m. § 108a ASVG aufzuwerten. Für alle unter das Oö. PG 

2006 fallenden Beamtinnen und Beamten erfolgt die Aufwertung nach denselben 

Bestimmungen, wie für alle anderen von der Harmonisierung Betroffenen. 

- Nach Abs. 1 Z. 3 errechnet sich schließlich die Ruhegenussberechnungsgrundlage aus der 

Summe aller ermittelten Beitragsgrundlagen geteilt durch die Anzahl der vorhandenen 

Beitragsmonate. Durch die Erfassung sämtlicher Beitragsgrundlagen im Rahmen der 

ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit wird eine lebenslange Durchrechnung erreicht.  

 

Die Abs. 2 bis 6 regeln die Bewertung sogenannter "Ersatzzeiten" und setzen eine fiktive 

Beitragsgrundlage für diese Monate fest. 

 

Nach Abs. 2 und 3 werden Kindererziehungszeiten wie folgt erfasst:  

 

- Für die ersten zwei Lebensjahre des Kindes gilt eine fiktive Beitragsgrundlage in der Höhe 

des letzten Vollmonatsbezugs, sofern die Beamtin oder der Beamte in diesem Zeitraum 

keiner Teilzeitbeschäftigung nachgeht. Im Fall einer Teilzeitbeschäftigung gilt eine fiktive 

Beitragsgrundlage, die dem Ausmaß einer entsprechenden Vollzeitbeschäftigung 

entspricht. Gleiches gilt auch, wenn in diesem Zeitraum ein weiteres Kind geboren wird.  

 Mit anderen Worten: Wird während einer Teilzeitbeschäftigung im Sinn des MSchG, des 

Oö. MSchG, des VKG oder des Oö. VKG ein weiteres Kind geboren, für das erneut ein 

Karenzurlaub nach diesen Bestimmungen in Anspruch genommen werden kann, so gilt 

auch für diesen Zeitraum eine fiktive Beitragsgrundlage, und zwar entweder im Ausmaß 

einer entsprechenden Vollzeitbeschäftigung, wenn wiederum eine Teilzeitbeschäftigung 

ausgeübt wird, oder im Ausmaß der letzten fiktiven Beitragsgrundlage, wenn Karenzurlaub 

genommen wird. 

- Für die Zeit danach, maximal jedoch bis zur Vollendung des 48. Lebensmonats des Kindes 

(oder im Fall einer Mehrlingsgeburt bis zum Ablauf des 60. Lebensmonats des Kindes) ist 

eine fiktive Beitragsgrundlage von 1.350 Euro (im Jahr 2005) zu berücksichtigen. Dieser 

Betrag ist auch dann zu berücksichtigen, wenn die fiktive Beitragsgrundlage nach Abs. 2 

unter diesem Betrag liegen würde. Überschneiden sich solche Kindererziehungszeiten, so 

gilt in diesen Monaten nur eine fiktive Beitragsgrundlage von 1.350 Euro. Der Betrag von 

1.350 Euro ist durch Multiplikation mit der Aufwertungszahl des nächstfolgenden Jahres 

zu erhöhen. 

 

Für die Zeiten der Erfüllung einer inländischen Zivil- oder Wehrdienstpflicht ist ebenfalls eine 

fiktive Beitragsgrundlage von 1.350 Euro heranzuziehen. 
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Abs. 5 entspricht dem bisherigen § 4 Abs. 4, wobei künftig auch für Zeiten der 

Familienhospizkarenz eine fiktive Beitragsgrundlage von 1.350 Euro herangezogen wird. 

 

Die Beitragsgrundlage für Schul- und Studienzeiten ist nach Abs. 6 nach der Vorschrift des § 58 

Abs. 3 oder § 59 zu ermitteln. 

 

 

Zu § 6 Oö. PG 2006: 

 

§ 6 regelt zunächst den bisher im § 7 des Oö. L-PG vorgesehenen Kontoprozentsatz 

(Steigerungssatz) von jährlich 1,78 % womit man nach 45 Jahren ruhegenussfähiger 

Gesamtdienstzeit 80 % der Ruhegenussberechnungsgrundlage erreichen kann (1,78 % x 45 Jahre 

= 80 %).  

 

Die Abs. 2 und 4 bis 6 regeln den bisherigen § 5 Oö. L-PG, wobei auf das geänderte 

Pensionsantrittsalter, die Korridorpension sowie die neuen Abzüge bei vorzeitigem 

Pensionsantritt Bedacht genommen wurde. Die Kürzung beträgt für jeden Monat, der zwischen 

dem Monat des Pensionsantritts und dem vollendeten 780. Lebensmonat liegt, 0,35 % des 

Ruhegenusses. Bei Inanspruchnahme des Pensionskorridors vor dem 62. Lebensjahr erhöht sich 

jedoch der Abschlag aus versicherungsmathematischen Gründen um 0,0875 % pro Monat auf 

insgesamt 5,25 % pro Jahr. Bei Ruhestandsversetzungen wegen Dienstunfähigkeit, 

Erwerbsminderung (§ 107 Abs. 3 Oö. LBG) oder von Amts wegen beträgt der Abschlag 

hingegen generell 0,20833 pro Monat. 

 

Abs. 3 regelt die verminderten Abschläge im Fall einer Schwerarbeitspension. 

 

Bei "begünstigter" Dienstunfähigkeit oder beim Tod der Beamtin oder des Beamten im 

Dienststand ist keine Kürzung des Ruhegenusses vorzunehmen. 

 

Abs. 5 sieht bei Verbleiben der Beamtin oder des Beamten im Dienststand nach Vollendung des 

780. Lebensmonats einen Bonus im selben Prozentausmaß wie im Fall der Kürzung bei früherem 

Pensionsantritt vor. Dieser Bonus kann maximal bis zur Vollendung des 68. Lebensjahres in 

Anspruch genommen werden und darf daher 12,6 % der Leistung nicht übersteigen. 

 

Die bisherige Untergrenze des Ruhegenusses von 40 % der Ruhegenussberechnungsgrundlage 

bleibt bestehen. 
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Zu § 7 Oö. PG 2006: 

 

Der bisherige § 6 wird im Wesentlichen übernommen, wobei er um die Zeiten der 

Kindererziehung nach § 4 Abs. 3 sowie der Ruhegenusszwischendienstzeiten erweitert wurde. 

 

 

Zu § 8 Oö. PG 2006: 

 

Ähnlich der Kontomitteilung nach § 13 APG erhalten auch die Beamtinnen und Beamten nach 

diesem Landesgesetz auf Verlangen jährlich eine rechtlich unverbindliche Mitteilung über ihr 

Beitragsgrundlagenkonto, wobei darin Folgendes enthalten sein muss: 

 

- Die gesamten Beitragsgrundlagen vom 1. Jänner bis zum 31. Dezember des vergangenen 

Jahres; 

- Die Summe aller davor erworbenen und aufgewerteten Beitragsgrundlagen: Dabei sind die 

Jahresbeitragsgrundlage des zweitvorangegangenen, des drittvorangegangenen Jahres usw. 

jeweils aufgewertet mit den Aufwertungszahlen des entsprechenden Jahres aufsummiert 

darzustellen; 

- Die Anzahl aller bisherigen Beitragsmonate; 

- Durch Addition der Beitragsgrundlagen des vergangenen Jahres sowie die aufgewerteten 

Beitragsgrundlagen der vorangegangenen Jahre geteilt durch die Anzahl der bisherigen 

Beitragsmonate kann auch die Ruhegenussberechnungsgrundlage ermittelt werden; 

- Des Weiteren ist der aktuelle Gesamtkontoprozentsatz zu ermitteln (bisher erworbene 

ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit in Jahren x 1,78 % bzw. in Monaten x 0,14833 %); 

- Die voraussichtliche monatliche Pensionsleistung zum Stichtag des 31. Dezember des 

jeweiligen Abrechnungsjahres ergibt sich dann einfach durch Multiplikation der 

Ruhegenussberechnungsgrundlage zum 31. Dezember mit dem aktuellen 

Gesamtkontoprozentsatz. Dabei ist auch darauf hinzuwiesen, wenn noch kein Anspruch 

nach § 4 Abs. 1 besteht. 

 

Durch die Darstellung des § 8 erhalten Beamtinnen und Beamte nach diesem Landesgesetz eine 

exakte Information über ihre bisher ermittelten Beitragsgrundlagen und bekommen anders als 

nach § 13 APG auch sofort eine Information über die voraussichtliche monatliche 

Pensionsleistung zum Stichtag des 31. Dezember des jeweiligen Abrechnungsjahres. 

 

Um eine reibungslose Nacherfassung von Beitragsgrundlagen der Ruhegenussvordienstzeiten zu 

gewährleisten, ist nach Abs. 2 erst nach dem fünften Dienstjahr die erste Kontomitteilung 

vorgesehen, die dann allerdings auch schon alle herangezogenen Beitragsgrundlagen zu 

enthalten hat.  
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Beispiel einer Kontomitteilung einer Bediensteten, die im Jahr 2006 in ein öffentlich-

rechtliches Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich eingetreten ist und zuvor bereits sechs 

Versicherungsjahre erworben hat, die angerechnet wurden: 

 

Auszug aus dem Beitragsgrundlagenkonto nach § 8 Oö. Pensionsgesetz 2006 für das Jahr 2006 

Jahr Monat Beitragsgrundlage Jahresbeitragsgrundlagen Aufwertungszahl Beitragsgrundlage 

aufgewertet 

2000   15.000,00 1,142 17.130,00 

2001   16.000,00 1,117 17.872,00 

2002   16.000,00 1,091 17.456,00 

2003   17.000,00 1,071 18.207,00 

2004   18.000,00 1,04 18.720,00 

2005   17.000,00 1,023 17.391,00 

Summe aller bisherigen Beitragsgrundlagen aufgewertet (Abs. 1 Z. 2): 106.793,00 

Beitragsgrundlagen des vergangenen Jahres (Abs. 1 Z. 1):   

 Jänner 1.928,40    

 Februar 1.928,40    

 März 1.928,40    

 April 1.928,40    

 Mai 1.928,40    

 Juni 1.928,40    

 Juli 1.973,00    

 August 1.973,00    

 September 1.973,00    

 Oktober 1.973,00    

 November 1.973,00    

 Dezember 1.973,00    

 Summe  23.408,40  23.408,40 

Summe aller erworbenen und aufgewerteten Beitragsgrundlagen: 130.201,40 

Anzahl aller Beitragsmonate und aktueller Gesamtkontoprozentsatz (Abs. 1 Z. 3): 84 Monate bzw. 12,46 % 

Ruhegenussberechnungsgrundlage zum 31.12.2006 (Abs. 2): 1.550,02 

voraussichtliche monatliche Pensionsleistung zum 31.12.2006 (Abs. 2): 193,13* 

*Hinweis: Da die Wartezeit von 180 Monaten noch nicht erfüllt wurde besteht derzeit noch kein Anspruch auf Pensionsleistung. 

 

Zu den §§ 9 und 10 Oö. PG 2006: 

 

Die §§ 9 und 10 entsprechen im Wesentlichen den §§ 8 und 9 des Oö. L-PG unter 

Berücksichtigung der Anpassungen der §§ 8 und 9 des Pensionsgesetzes 1965 (Entfall der 

Differenzierung in Dienst- und Erwerbsunfähigkeit), wobei auf die geänderte Berechnungsweise 

des Ruhegenusses Bedacht genommen wurde. 

 

 

Zu § 11 Oö. PG 2006: 

 

Entsprechend der bisherigen Bestimmung des § 9 Abs. 2 Oö. L-PG soll auch in Zukunft durch 

geringere Abschläge in Härtefällen ein angemessener Lebensunterhalt sichergestellt werden. 
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Zu § 12 Oö. PG 2006: 

 

Diese Bestimmung wurde an die Bestimmungen über den Amtsverlust in § 27 StGB angepasst. 

 

 

Zu den §§ 13 bis 20 Oö. PG 2006: 

 

§§ 13 bis 20 entsprechen den §§ 12 bis 19 des Oö. L-PG i.d.F. des Dienstrechts-

änderungsgesetzes 2005. 

 

 

Zu § 21 Oö. PG 2006: 

 

Diese Bestimmung über das ernsthafte Studieren bei Waisen wird an die Regelung des § 2 

Abs. 1 lit. b Familienlastenausgleichsgesetz 1967 angepasst. 

 

 

Zu den §§ 22 bis 42 Oö. PG 2006: 

 

§§ 22 bis 42 entsprechen den §§ 18 bis 40 des Oö. L-PG in der Fassung des Dienstrechts-

änderungsgesetzes 2005. 

 

 

Zu § 43 Oö. PG 2006: 

 

Diese Bestimmung regelt die Pensionsanpassung, die entsprechend der prozentuellen 

Gehaltserhöhung im öffentlichen Dienst (der angeführte Betrag entspricht dabei fast genau dem 

Gehalt der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2) vorzunehmen ist. 

 

 

Zu den §§ 44 bis 54 Oö. PG 2006: 

 

Diese Bestimmungen entsprechen inhaltlich den Bestimmungen der §§ 42 bis 52 des Oö. L-PG.  

 

 

Zu den §§ 55 bis 60 Oö. PG 2006:  

 

Die Erfassung sämtlicher Beitragsgrundlagen im Rahmen einer lebenslangen Durchrechnung 

sowie die Erweiterung der erforderlichen ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit für die Erreichung 
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des vollen Ruhegenusses von 35 oder 40 Jahren auf 45 Jahre macht es erforderlich, sämtliche 

nicht in einem pragmatischen Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich erbrachten Dienstzeiten 

oder auch Zeiten der Unterbrechung der ruhegenussfähigen Dienstzeit beim Land Oberösterreich 

(sogenannte Ruhegenusszwischendienstzeiten) im Rahmen der Pensionsberechnung zu erfassen.  

 

 

Zu § 55 Oö. PG 2006: 

 

Der Katalog der anzurechnenden Ruhegenussvordienstzeiten im § 53 Abs. 2 wurde um die 

Zeiten selbständiger Erwerbstätigkeit, freiberuflicher Tätigkeit, Zeiten einer Arbeitslosigkeit 

oder Notstandshilfe, die der Pensionsversicherung unterliegen sowie alle sonstigen 

versicherungspflichtigen Erwerbstätigkeiten erweitert.  

 

Unter den Tatbestand der sonstigen versicherungspflichtigen Erwerbstätigkeiten fallen vor allem 

auch jene Tätigkeiten, die nach den §§ 5 ff ASVG nur eine Teilversicherung auslösen und nicht 

unter die sozialversicherungsrechtlichen Pensionsbestimmungen fallen (etwa Rechtsanwalts-

anwärterinnen und Rechtsanwaltsanwärter). Auch in diesen Fällen ist jedoch Voraussetzung für 

die Anrechnung dieser Tätigkeiten als ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit die Leistung eines 

Überweisungsbetrages durch den zuständigen Versicherungsträger (etwa die Rechtsan-

waltskammer) bzw. die Leistung eines besonderen Pensionsbeitrags durch die Beamtin oder den 

Beamten selbst. 

 

Zu den anrechenbaren Ruhegenussvor- und Zwischendienstzeiten nach Abs. 2 lit. g und h zählen 

auch sämtliche Schul- und Studienzeiten und zwar unabhängig von der Tatsache, ob die 

Ausbildung im In- oder Ausland absolviert wurde, sofern die ausländische Ausbildung der 

inländischen gleichzuhalten ist. 

 

 

Zu § 58 Oö. PG 2006:  

 

§ 56 Abs. 2 des Oö. L-PG war um die Zeiten der Kindererziehung zu ergänzen, die nach § 5 Abs. 

3 mit dem Betrag von 1.350 Euro bis zum maximal vierten (bei Mehrlingsgeburten bis zum 

fünften) Lebensjahr des Kindes zu berücksichtigen sind. Im § 59 Abs. 3 wird nun als 

Bemessungsgrundlage für den besonderen Pensionsbeitrag bei Ruhegenusszwischendienstzeiten 

das Gehalt der Beamtin oder des Beamten herangezogen, dass für den ersten vollen Monat ab der 

Wiederaufnahme des Dienstes gebührt.  

 

 

 

 



 

 

Seite 22 

Zu § 59 Oö. PG 2006:  

 

Ähnlich wie im § 104 Pensionsgesetz 1965 wird ein nachträglicher Einkauf von Schul- und 

Studienzeiten und sonstigen relevanten Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten 

ermöglicht. Dabei wird der nachträglich zu leistende Pensionsbeitrag nach § 104 Pensionsgesetz 

1965 in demselben Ausmaß angepasst, wie sich das Gehalt der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V 

einer Beamtin oder eines Beamten der Allgemeinen Verwaltung seit dem Tag an dem das 

Dienstverhältnis der Beamtin oder des Beamten begonnen hat bis zum Tag der Antragstellung 

erhöht hat. Da sich das Oö. PG 2006 jedoch nur an Bedienstete richtet, die unter die Besoldung 

neu fallen, scheint es sinnvoller die Aufwertung des nachträglichen Pensionsbeitrags gleich zu 

gestalten wie die Aufwertung der Beitragsgrundlagen selbst, also durch Vervielfältigung mit 

dem Veränderungswert der Aufwertungszahlen. 

 

Wurden bereits nach sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen Schul- und Studienzeiten 

angerechnet und hat die Beamtin oder der Beamte dafür einen Erstattungsbetrag empfangen, so 

kann er diesen auch als besonderen Pensionsbeitrag an das Land leisten, wobei auch dieser 

Erstattungsbetrag entsprechend anzupassen ist, wenn dieser nachträglich entrichtet wird. Die 

Beamtin oder der Beamte hat jedenfalls einen Nachweis über die Anzahl der entfertigten Monate 

zu erbringen und auch den Monat der Auszahlung des Erstattungsbetrags glaubhaft zu machen.  

 

 

Zu den §§ 61 bis 66 Oö. PG 2006:  

 

Die Bestimmungen über das Teilpensionsrecht entsprechen den Bestimmungen der bisherigen 

§§ 58 ff Oö. L-PG, wobei wie im Bundesrecht nicht mehr auf die Vollendung des 

60. Lebensjahres abgestellt wird, sondern auf die Art der Ruhestandsversetzung.  

 

§ 66 regelt die Rückzahlung des zusätzlichen Bezugsbestandteils nach § 70c Oö. LBG. Dabei ist 

der gesamte in der Aktivzeit bezogene zusätzliche Bezugsanteil in soviele Monatsraten 

aufzuteilen, wie die Beamtin oder der Beamte aufgrund ihrer oder seiner Lebenserwartung, noch 

einen Ruhegenuss beziehen wird, wobei die Raten auf 14 Monate umzurechnen und auch von 

den Sonderzahlungen in Abzug zu bringen sind. Auch die Hinterbliebenen haben diese Raten 

verhältnismäßig, also entsprechend der Höhe ihres jeweiligen Versorgungsgenusses, zu leisten, 

allerdings nur solange, bis die Summe des bezogenen Bezugsanteils geleistet wurde. Die 

Beamtin oder der Beamte selbst hat jedoch die errechneten Raten auch nach Rückzahlung der 

gesamten Summe noch zu leisten. Das finanzielle Risiko eines früheren Ablebens als durch die 

Lebenserwartungstafel vorausgesagt trifft daher den Dienstgeber, jenes eines späteren Ablebens 

hingegen die betroffene Beamtin oder den betroffenen Beamten.  
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Entsprechungstabelle 

 

 

Oö. PG 2006  Oö. L-PG 

§ 1 ≈ § 1 

§ 2 ≈ § 1a 

§ 3 = § 2 

§ 4 ≈ § 3 

§ 5 ≈ § 4 

§ 6 ≈ § 5, 7 

§ 7 ≈ § 6 

§ 8  neu 

§ 9 ≈ § 8 

§ 10 ≈ § 9 Abs. 1 

§ 11 ≈ § 9 Abs. 2 

§ 12 = § 11 

§ 13 = § 13 

§ 14 = § 14 

§ 15 = § 15 

§ 16 = § 15a 

§ 17 = § 15b 

§ 18 = § 15c 

§ 19 = § 15d 

§ 20 = § 16 

§ 21 = § 17 

§ 22 = § 18 

§ 23 = § 19 

§ 24 ≈ § 20 

§ 25 = § 21 

§ 26 = § 23 

§ 27 = § 24 

§ 28 =  § 25 

§ 29 = § 26 

§ 30 = § 27 

§ 31 = § 28 

§ 32 = § 29 

§ 33 = § 30 

§ 34 = § 31 
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§ 35 = § 32 

§ 36 = § 33 

§ 37 = § 35 

§ 38 = § 36 

§ 39 = § 37 

§ 40 = § 38 

§ 41 = § 39 

§ 42 = § 40 

§ 43 ≈ § 41 

§ 44 = § 42 

§ 45 = § 43 

§ 46 = § 44 

§ 47 = § 45 

§ 48 = § 46 

§ 49 = § 47 

§ 50 = § 48 

§ 51 = § 49 

§ 52 = § 50 

§ 53 = § 51 

§ 54 = § 52 

§ 55 ≈ § 53 

§ 56 ≈ § 54 

§ 57 ≈ § 55 

§ 58 ≈ § 56 

§ 59  neu 

§ 60 = § 57 

§ 61 = § 58 

§ 62 ≈ § 58a 

§ 63 = § 58b 

§ 64 = § 58c 

§ 65 = § 58d 

§ 66 = § 59a 

§ 67 = § 64 

§ 68  neu 
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Artikel III 

(Änderung des Oö. Landesbeamten-Pensionsgesetzes) 

 

Zu Art. III Z. 1 (§ 1 Abs. 1 Oö. L-PG): 

 

Diese Bestimmung regelt den Anwendungsbereich des Oö. L-PG. Es wird klargestellt, dass für 

alle ab 1. Februar 2006 neu in den Landesdienst Eintretenden das Oö. PG 2006 (Oö. PG 2006) 

anzuwenden ist. Hingegen bleibt das Oö. L-PG weiterhin auf die Pensionsansprüche der 

Landesbeamtinnen und Landesbeamten, deren Hinterbliebenen und Angehörigen anzuwenden, 

sofern die Landesbeamtinnen oder Landesbeamten vor dem 1. Februar 2006 ein Dienstverhältnis 

zum Land Oberösterreich begründet haben, auch wenn sie erst nach diesem Zeitpunkt in ein 

öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis übernommen werden.  

 

Darüber hinaus wird klargestellt, dass das Oö. L-PG auch anzuwenden ist, wenn Bedienstete 

zwar nach dem 31. Jänner 2006 in den Oö. Landesdienst eingetreten sind, aber bereits vor dem 1. 

Februar 2006 ein Dienstverhältnis zu einer österreichischen Gebietskörperschaft begründet 

haben und seither ununterbrochen in einem Dienstverhältnis zu einer österreichischen 

Gebietskörperschaft stehen. Dies jedoch nur, sofern Gegenseitigkeit besteht; das heißt, dass auch 

im umgekehrten Fall, also bei einem Wechsel vom Land Oberösterreich zu dieser 

österreichischen Gebietskörperschaft, jenes Pensionsrecht anzuwenden ist, das für ihre 

Bediensteten, die zum selben Zeitpunkt in den Dienst ihrer Gebietskörperschaft eingetreten sind, 

anzuwenden ist.  

 

 

Zu Art. III Z. 2 (§ 4 Abs. 3 Oö. L-PG): 

 

Um Ungleichbehandlungen zwischen in Karenz befindlichen Beamtinnen und Beamten und 

jenen, die - obwohl eine Karenz möglich wäre - eine Teilzeitbeschäftigung ausüben, zu 

beseitigen, wird für die Zeiträume, in denen auch eine Karenz nach dem Oö. MSchG, MSchG, 

Oö. VKG oder VKG in Anspruch genommen werden könnte, ab 1. Februar 2006 eine fiktive 

Beitragsgrundlage herangezogen. Diese entspricht der Beitragsgrundlage im vollen 

Beschäftigungsausmaß. 

 

Beispiel: 

Übt eine Beamtin oder ein Beamter bereits ein Jahr nach Geburt eines Kindes eine 

Teilzeitbeschäftigung im Ausmaß von 30 Wochenstunden bei einem Bruttogehalt von 1.500 

Euro aus, so ist für den Zeitraum, für den sie oder er auch eine Karenz nach dem Oö. MSchG, 

MSchG, Oö. VKG oder VKG in Anspruch nehmen hätte können, eine fiktive Beitragsgrundlage 

von 2.000 Euro heranzuziehen (1.500 Euro/30 h x 40 h = 2.000 Euro). 
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Gleiches gilt auch, wenn in diesem Zeitraum ein zweites Kind geboren wird. Mit anderen 

Worten: Wird während einer Teilzeitbeschäftigung nach dem Oö. MSchG, MSchG, Oö. VKG 

oder VKG ein weiteres Kind geboren, für das erneut ein Karenzurlaub nach diesen 

Bestimmungen in Anspruch genommen werden kann, so gilt auch für diesen Zeitraum eine 

fiktive Beitragsgrundlage, und zwar entweder im Ausmaß einer entsprechenden 

Vollzeitbeschäftigung, wenn wiederum eine Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, oder im 

Ausmaß der letzten fiktiven Beitragsgrundlage, wenn Karenzurlaub genommen wird. 

 

Die Pensionsbeiträge sind jedoch wie bisher zu entrichten. 

 

 

Zu Art. III Z. 3 (§ 4 Abs. 4 Oö. L-PG): 

 

Verbesserte Bewertung von Zeiten der Familienhospizkarenz mit 1.350 Euro pro Monat (2005). 

 

 

Zu Art. III Z. 4 (§ 5 Oö. L-PG): 

 

Im Zuge einer verstärkten Beachtung des Prinzips der Leistungsgerechtigkeit soll der derzeit 

(jährlich) zwei Prozentpunkte betragende Abschlag bei einer Ruhestandsversetzung vor dem 

gesetzlichen Pensionsantrittsalter auf 3,36 Prozentpunkte angehoben werden.  

 

Abs. 2 normiert daher, dass im Fall einer Ruhestandsversetzung vor dem 780. Lebensmonat oder 

des jeweils individuell früheren Pensionsantrittsalters (vgl. § 62h Abs. 3) ein (genereller) 

Abschlagsprozentsatz von 0,28 Prozentpunkten - anstatt bisher 0,1667 Prozentpunkten - pro 

Monat hinzunehmen ist. Dies entspricht einem Prozentsatz von 3,36 pro Jahr der vorzeitigen 

Ruhestandsversetzung. Bei Inanspruchnahme des Pensionskorridors vor dem 62. Lebensjahr 

erhöht sich jedoch der Abschlag aus versicherungsmathematischen Gründen um 0,07 

Prozentpunkte pro Monat auf insgesamt 4,2 Prozentpunkte pro Jahr.  

 

Bei Ruhestandsversetzungen wegen Dienstunfähigkeit, Erwerbsminderung (§ 107 Abs. 3 Oö. 

LBG) oder von Amts wegen beträgt der Abschlag hingegen generell nur 0,1667 pro Monat. 

 

Im Fall einer Dienstunfähigkeit sind zusätzlich die Begünstigungen nach Abs. 5 zu beachten. 

Danach ist bei "begünstigter" Dienstunfähigkeit oder beim Tod der Beamtin oder des Beamten 

im Dienststand keine Kürzung der Ruhegenussberechnungsgrundlage vorzunehmen.  

 

Ausgenommen bei der  Ruhestandsversetzung nach § 108 Abs. 1 Oö. LBG  ist der Abschlag mit 

18 Prozentpunkten begrenzt (Abs. 6). 
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Auch für Beamtinnen und Beamte, die bereits vor In-Kraft-Treten des Oö. Pensions-

harmonisierungsgesetzes einen Bescheid über die Ruhestandsversetzung gemäß § 107 Abs. 3a 

Oö. LBG erhalten haben, jedoch die Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand erst nach In-

Kraft-Treten dieses Gesetzes eintritt, gilt der generelle Abschlagsprozentsatz von 3,36 

Prozentpunkten anstatt der bisherigen 4 % (dieser erhöhte Abschlag ist nunmehr nicht mehr 

vorgesehen). Auf Grund der Anhebung des Pensionsantrittsalters ist jedoch dieser geringere 

Abschlagsprozentsatz unter Umständen über einen längeren Zeitraum in Kauf zu nehmen. 

 

Reduzierte Abschlagsprozentsätze normiert Abs. 3 bei Inanspruchnahme der 

Schwerarbeitspension. Diesfalls gilt ein Abschlag von 1,68 Prozentpunkten von der 

Bemessungsgrundlage (entspricht 2,1 % der Leistung wie im APG des Bundes). Der Abschlag 

bei der Schwerarbeitspension reduziert sich für jedes über das 15. hinausgehende weitere 

Schwerarbeitsjahr um 0,04 Prozentpunkte, darf jedoch 0,68 Prozentpunkte pro Jahr nicht 

unterschreiten. 

 

Bei längerem Verbleiben im Dienststand erwirbt die Beamtin oder der Beamte gemäß § 5 Abs. 4 

einen Bonus (3,36 Prozentpunkte pro Jahr, entspricht 4,2 % der Leistung wie im APG des 

Bundes). Das Höchstausmaß des Bonus (10,08 Prozentpunkte für drei Jahre) wird im Abs. 6 

festgelegt. Einen Rechtsanspruch auf ein längeres Verbleiben im Dienststand gibt es - wie auch 

im allgemeinen Arbeitsrecht - nicht. 

 

Im Abs. 5 wird im Sinn einer gleichmäßigeren Verteilung der Gesundheitsrisiken zwischen 

Dienstnehmer und Dienstgeber der gänzliche Entfall des Abschlags bei dauernder 

Erwerbsunfähigkeit aufgehoben. Im Gegenzug dazu wird die im § 9 vorgesehene Zurechnung 

bei Erwerbsunfähigkeit in Zukunft auch auf die Dienstunfähigkeit ausgedehnt und generell die 

Möglichkeit geschaffen, Härtefälle durch den teilweisen oder gänzlichen Entfall der Abschläge 

abzufangen.  

 

 

Zu Art. III Z. 5 (§ 6 Abs. 1 Z. 2 Oö. L-PG): 

 

§ 6 Z. 2 wird um die Ruhegenusszwischendienstzeiten erweitert. Nach der bisherigen Regelung 

werden Zeiten, die eine Beamtin oder ein Beamter bei einem Wechsel vom Land Oberösterreich 

zu einer österreichischen Gebietskörperschaft oder auch in der Privatwirtschaft dort verbracht 

hat, bei Rückkehr in den Landesdienst nicht als Teil der ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit 

betrachtet, weil diese Zeiten keine Ruhegenussvordienstzeiten darstellen. Diese sogenannten 

"Ruhegenusszwischendienstzeiten" sollen nunmehr auch zur ruhegenussfähigen Gesamtdienst-

zeit zählen, womit ein Wechsel zwischen den Gebietskörperschaften und in die Privatwirtschaft 

erleichtert werden soll. 
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Zu Art. III Z. 6 (§ 9 Oö. L-PG): 

 

Die Regelung der Dienstunfähigkeit erfolgt wie beim Bund, wobei auch die Unterscheidung 

zwischen Dienst- und Erwerbsunfähigkeit entfällt. 

 

Der bisherige § 9, der die Zurechnung bei der Erwerbsunfähigkeit geregelt hat, gilt nun im 

Wesentlichen für die Dienstunfähigkeit. Danach sind jeder Beamtin oder jedem Beamten, der 

das volle Ausmaß der Ruhegenussbemessungsgrundlage noch nicht erreicht hat, die Jahre oder 

Monate zuzurechnen, die ihr oder ihm noch bis zum 780. Lebensmonat fehlen, maximal jedoch 

zehn Jahre. Daher sind beispielsweise im Fall einer Dienstunfähigkeit mit Vollendung des 

55. Lebensjahres volle zehn Jahre bis zum 65. Lebensjahr zuzurechnen. Bei einer 

Dienstunfähigkeit vor dem 55. Lebensjahr können ebenfalls nur zehn Jahre zugerechnet werden, 

wohingegen sich die Zurechnung nach dem vollendeten 55. Lebensjahr entsprechend verkürzt. 

Für Beamtinnen und Beamte, deren individuelles Pensionsantrittsalter noch vor dem 

780. Lebensmonat liegt, verschiebt sich der Zurechnungszeitraum entsprechend. 

 

Zur Klarstellung wird festgehalten, dass durch diese Neuregelung der Dienst- bzw. 

Erwerbsunfähigkeit die Rechtskraft bestehender Bescheide freilich nicht beseitigt wird. 

 

 

Zu Art. III Z. 7 (§ 11 lit. f Oö. L-PG): 

 

Diese Bestimmung wurde an die Bestimmungen über den Amtsverlust in § 27 StGB angepasst. 

 

 

Zu Art. III Z. 8 (§ 13a Abs. 2 Oö. L-PG): 

 

Der in § 13a Abs. 2 vorgesehene Beitrag wird ab 1. Februar 2006 einheitlich um einen 

Prozentpunkt erhöht. Damit sollen vor allem auch jene Personen einen Beitrag leisten, die bereits 

Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuss nach diesem Landesgesetz haben (diese sind von 

der durch die Pensionsreform 1999 eingeführten Durchrechnung nicht oder nicht so stark 

betroffen). Wie bereits bisher vorgesehen, wird dieser Beitrag für Ruhe- und 

Versorgungsgenüsse von Beamtinnen und Beamten, die ab dem 1. Jänner 1943 geboren wurden, 

entsprechend der Betroffenheit vom Anwachsen des Durchrechnungszeitraums reduziert und 

beträgt ab dem Geburtsjahrgang 1960 einheitlich 1 % (vgl. § 62d Abs. 6). 
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Zu Art. III Z. 9 (§ 17 Abs. 2a Oö. L-PG): 

 

Diese Bestimmung über das ernsthafte Studieren bei Waisen wird an die Regelung des § 2 

Abs. 1 lit. b Familienlastenausgleichsgesetz 1967 angepasst. 

 

 

Zu Art. III Z. 10 (§ 17 Abs. 5 Z. 2 Oö. L-PG): 

 

Zitatanpassung. 

 

 

Zu Art. III Z. 11 (§ 41 Oö. L-PG): 

 

Bereits für die Jahre 2004 und 2005 wurde durch das Dienstrechtsänderungsgesetz 2005 die 

Pensionsanpassung des Bundes für die Pensionen der Oö. Landesbeamtinnen und -beamten 

übernommen.  

 

Auch für das Jahr 2006 sieht der Bund eine Sonderanpassungen in der Form vor, dass 

1. nur jene Pensionen, die das Fünfzehnfache der Höchstbeitragsgrundlage nach § 45 ASVG 

nicht überschreiten, mit dem Anpassungsfaktor zu vervielfachen sind; 

2. alle übrigen Pensionen mit einem Fixbetrag zu erhöhen sind, der der Erhöhung des 

Fünfzehnfachen der Höchstbeitragsgrundlage nach § 45 ASVG mit dem Anpassungsfaktor 

entspricht. 

 

Ab dem Jahr 2007 erfolgt die Anpassungen der Pensionen in Oberösterreich grundsätzlich im 

selben Ausmaß wie die Gehaltserhöhung im öffentlichen Dienst. Der Betrag der 

Funktionslaufbahn 17, Gehaltsstufe 8 entspricht dabei fast genau dem Gehalt der Dienstklasse V, 

Gehaltsstufe 2. 

 

Für höhere Pensionen ist eine Mindervalorisierung vorgesehen ist, bei der  jene Teile der Ruhe- 

und Versorgungsbezüge einschließlich einer allfälligen Nebengebührenzulage, 

Ruhegenusszulage oder eines Kinderzurechnungsbetrags, die 80 % der 

Höchstbemessungsgrundlage (das sind derzeit 2.904 Euro) gemäß § 40 Oö. GG 2001 oder § 22 

Oö. LGG übersteigen (das entspricht in etwa der Höchstpension nach dem künftigen Oö. PG 

2006 sowie dem ASVG), nur im halben Prozentausmaß angepasst werden.  

 

Bei der Berechnung wird zunächst die Höhe des Ruhe- oder Versorgungsgenusses einschließlich 

der Nebengebührenzulage, der Ruhegenusszulage und des Kinderzurechnungsbetrags ermittelt 
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und in einem zweiten Schritt festgestellt, wie hoch der Anteil ist, der von der 

Mindervalorisierung betroffen ist.  

Diese Mindervalorisierung gilt auch für die Sonderzahlungen.  

 

 

Zu Art. III Z. 12 (Entfall des § 41a Oö. L-PG): 

 

Der § 299a ASVG (Wertausgleich) wurde durch das Pensionsharmonisierungsgesetz 

aufgehoben, weshalb auch der Verweis des § 41a entfallen konnte. 

 

 

Zu Art. III Z. 13 bis 17 (Abschnitt VIII und §§ 53, 54 Abs. 1 und 3, 56 Abs. 3 und 56 Abs. 6 

Oö. L-PG): 

 

Künftig sollen auch sogenannte Ruhegenusszwischendienstzeiten, also Zeiten der Unterbrechung 

der ruhegenussfähigen Dienstzeit beim Land Oberösterreich, zur ruhegenussfähigen 

Gesamtdienstzeit zählen (vgl. die Erläuterungen zu Art. III Z. 5 [§ 6 Abs. 1 Z. 2]). Es besteht 

aber auch die Möglichkeit, Ruhegenusszwischendienstzeiten von der Anrechnung 

auszuschließen. Eine Anrechnung ist auch ausgeschlossen, wenn auf die Anwartschaft auf 

Pensionsversorgung verzichtet wurde.  

 

Im § 56 Abs. 3 wird nun als Bemessungsgrundlage für den besonderen Pensionsbeitrag bei 

Ruhegenusszwischendienstzeiten das Gehalt der Beamtin oder des Beamten herangezogen, das 

für den ersten vollen Monat ab der Wiederaufnahme des Dienstes gebührt.  

 

 

Zu Art. III Z. 18 (§ 59a Oö. L-PG): 

 

§ 59a regelt die Rückzahlung des zusätzlichen Bezugsbestandteils nach § 70c Oö. LBG. Dabei 

ist der gesamte in der Aktivzeit bezogene zusätzliche Bezugsanteil in soviele Monatsraten 

aufzuteilen, wie die Beamtin oder der Beamte aufgrund ihrer oder seiner Lebenserwartung, noch 

einen Ruhegenuss beziehen wird, wobei die Raten auf 14 Monate umzurechnen und auch von 

den Sonderzahlungen in Abzug zu bringen sind. Auch die Hinterbliebenen haben diese Raten 

verhältnismäßig, also entsprechend der Höhe ihres jeweiligen Versorgungsgenusses, zu leisten, 

allerdings nur solange, bis die Summe des bezogenen Bezugsanteils geleistet wurde. Die 

Beamtin oder der Beamte selbst hat jedoch die errechneten Raten auch nach Rückzahlung der 

gesamten Summe noch zu leisten. Das finanzielle Risiko eines früheren Ablebens als durch die 

Lebenserwartungstafel vorausgesagt trifft daher den Dienstgeber, jenes eines späteren Ablebens 

hingegen die betroffene Beamtin oder den betroffenen Beamten.  
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Zu Art. III Z. 19 (§ 62d Abs. 6): 

 

§ 62d Abs. 6 beinhaltet die Erhöhung des Beitrags gemäß § 13a um 1 %, wobei die bereits bisher 

normierte Staffelung entsprechend der Betroffenheit von der Durchrechnung weiterhin aufrecht 

bleibt. 

 

 

Zu Art. III Z. 20 (§ 62d Abs. 9 und 10): 

 

Auch von Ruhegenüssen und Versorgungsgenüssen nach im Dienststand verstorbenen Beamten, 

die erstmals ab dem 1. Jänner 2020 gebühren, ist künftig ein Beitrag gemäß § 13a von 1 % zu 

entrichten. 

 

Der Beitrag gemäß § 13a über der Höchstbemessungsgrundlage entfällt ab dem Jahr 2007 (= 

faktisches In-Kraft-Treten der Mindervalorisierung). 

 

 

Zu Art. III Z. 21 (§ 62h Oö. L-PG): 

 

In Abs. 1 wird klargestellt, dass für die Bemessung des Ruhegenusses nicht die Rechtslage zum 

Zeitpunkt der Bescheiderlassung, sondern die Rechtslage zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der 

Ruhestandsversetzung heranzuziehen ist. 

 

Die neue Abschlagsregelung des § 5 soll erst für nach dem 1. Februar 2006 neu entstehende 

Ansprüche angewendet werden. Für Ruhestandsversetzungen, die am 1. Februar 2006 wirksam 

werden, bleibt die bis zum 31. Jänner 2006 geltende Rechtslage weiterhin anwendbar.  

 

Abs. 3 regelt die etappenweise Anhebung des Pensionsantrittsalters vom 60. Lebensjahr bis zum 

65. Lebensjahr. Nach dieser Tabelle bestimmen sich die Abschläge im Übergangsrecht (§ 5 

Abs. 2). 

 

Mit Abs. 4 soll klargestellt werden, dass in die Bemessung von Ruhe- und bzw. 

Versorgungsgenüssen im Rahmen einer Versetzung in den Ruhestand bzw. bei der Zuerkennung 

von Versorgungsgenüssen nicht eingegriffen wird und somit nicht etwa eine Neuberechnung von 

Pensionen anlässlich dieses Landesgesetzes zu erfolgen hat. Nicht davon betroffen ist allerdings 

die Pensionsanpassung (§ 41 Oö. L-PG), die sich nach der Rechtlage nach dem Oö. Pensions-

harmonisierungsgesetz richtet. 
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Artikel IV 

(Änderung des Oö. Gehaltsgesetzes 2001) 

 

 

Zu Art. IV Z. 1 (§ 40 Abs. 10 Oö. GG 2001):  

 

Durch diese Bestimmung wird die Bemessungsgrundlage für alle Beamtinnen und Beamten, die 

unter das neue Oö. PG 2006 fallen, neu definiert. Anders als im bisherigen System des 

Beamtenpensionsrechtes fallen künftig auch die anspruchsbegründenden Nebengebühren in die 

Bemessungsgrundlage des Pensionsbeitrags hinein. Dies deshalb, weil die Berücksichtigung der 

bisherigen Nebengebührenwerte in Form der Nebengebührenzulage insbesondere aufgrund des 

Teilers von 700 zum einen zu einer Benachteiligung der Beamtinnen und Beamten gegenüber 

den ASVG versicherten Vertragsbediensteten führen würde, bei denen Nebengebühren wie 

insbesondere die Überstundenvergütung im Rahmen der Bemessungsgrundlage voll 

pensionswirksam werden. Zum anderen würde der Fortbestand der Nebengebührenzulage für 

höher verdienende Beamtinnen und Beamte eine zumindest teilweise Umgehung der 

Höchstbemessungsgrundlage bewirken. 

 

 

Zu Art. IV Z. 2 (§ 41 Abs. 1a Oö. GG 2001):  

 

Im Gegenzug zum aliquoten Entfall der Treueabgeltung wird für alle Beamtinnen und Beamten 

die nach dem 31. Dezember 1950 geboren wurden ein zusätzlicher Pensionskassenbeitrag von 

einem Prozent in die bestehende Pensionskasse aufbezahlt. Damit soll einerseits die nicht mehr 

zeitgemäße Regelung über die Treueabgeltung beseitigt werden sowie andererseits ein Ersatz für 

die Mitarbeitervorsorge (Abfertigung) bei den Beamtinnen und Beamten geschaffen und damit 

die "2. Säule" weiter ausgebaut werden. Den derzeitigen Beamtinnen oder Beamten wird es 

jedoch freigestellt, gegenüber dem Land Oberösterreich - bis zum Stichtag 30. Juni 2006 - zu 

erklären, dass sie anstelle eines zusätzlichen Pensionskassenbeitrags lieber die ungekürzte 

Treubelohung weiter in Anspruch nehmen möchten ("opting out"). Künftigen Beamtinnen oder 

Beamten sollen grundsätzlich nur mehr einen Pensionskassenbeitrag erhalten. Soweit diese 

jedoch bereits zum 31. Jänner 2006 in einem Vertragsbedienstetenverhältnis zum Land 

Oberösterreich standen, steht ihnen anlässlich der Pragmatisierung ebenfalls eine 

Optionsmöglichkeit offen, dh. sie können spätestens mit der Wirksamwerdung der Übernahme in 

ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis eine entsprechende Erklärung abgeben.  

 

Zu Art. IV Z. 3 (§ 48 Oö. GG 2001): 

 

Hier wird die Treueabgeltung an die allgemeine Anhebung des gesetzlichen Pensions-

antrittsalters auf 65 angepasst.  
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Nach der bisherigen Regelung gebührt der Beamtin oder dem Beamten anlässlich der Versetzung 

in den Ruhestand bei einer Dienstzeit von mindestens 25 Jahren eine Treueabgeltung. Die 

Bemessungsgrundlage beträgt bei einer Dienstzeit von mindestens 25 Jahren 100 %, bei 

mindestens 35 Jahren 200 %, bei mindestens 40 Jahren 250 % und bei mindestens 45 Jahren 

300 % des Monatsbezugs. Ab dem 60. Lebensjahr beträgt die Treueabgeltung 100 % und ab dem 

62. Lebensjahr 125 % der Bemessungsgrundlage. 

 

Durch die Anhebung des Pensionsantrittsalters auf das 65. Lebensjahr soll die nicht mehr 

zielführende Differenzierung hinsichtlich des Ausmaßes der Treueabgeltung zwischen dem 

60. und 62. Lebensjahr beseitigt und eine lineare Anhebung der Treueabgeltung erreicht werden. 

Angesichts der Abschaffung der Möglichkeit eines Vorruhestandes kann auch die bisherige 

Kürzungsregelung bei Inanspruchnahme vor dem 60. Lebensjahr entfallen. 

 

 

Zu Artikel V 

(Änderung des Oö. Landes-Gehaltsgesetzes) 

 

Zu Art. V Z. 1 (§ 20d Oö. LGG): 

 

Vgl. die Erläuterungen zu Art. IV (§ 48 Oö. GG 2001). 

 

 

Zu Art. V Z. 2 (§ 22b Abs. 6 Oö. LGG): 

 

Vgl. die Erläuterungen zu Art. IV Z. 2 (§ 41 Abs. 1a Oö. GG 2001). 

 

 

Zu Artikel VI 

(Änderung des Oö. Nebengebührenzulagengesetzes) 

 

Zu Art. VI (§ 1 Abs. 2 Oö. Nebengebührenzulagengesetz):  

 

Durch diese Bestimmung soll klargestellt werden, dass auf Beamtinnen und Beamte, auf die 

bereits das Oö. PG 2006 Anwendung findet, das Nebengebührenzulagengesetz nicht mehr 

anzuwenden ist. Diese Beamtinnen und Beamten haben daher insbesondere keinen 

Pensionsbeitrag nach § 3 des Oö. Nebengebührenzulagengesetzes zu leisten und damit auch 

keinen Anspruch auf eine Nebengebührenzulage zum Ruhegenuss im Sinne des § 4 des 

Oö. Nebengebührenzulagengesetzes. Die anspruchsbegründenden Nebengebühren werden für 
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diese Beamtinnen und Beamten bereits im Rahmen der Bemessungsgrundlage für den 

Ruhegenuss entsprechend berücksichtigt. 

 

 

Zu Artikel VII 

(Änderung des Oö. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetzes 2002) 

 

Zu Art. VII Z. 2 (§ 28 Abs. 1 Z. 1a Oö. GDG 2002): 

 

Die sinngemäße Anwendbarkeit der für Landesbeamte geltenden Bestimmungen wird um das 

mit diesem Gesetz erlassene Oö. PG 2006 ergänzt, sodass sich die Pensionsansprüche aller, die 

nach dem 31. Jänner 2006 erstmals in ein Dienstverhältnis zu einer Gemeinde eintreten, nach 

dem Oö. PG 2006 richten.  

 

 

Zu Art. VII Z. 3 (§ 40 Oö. GDG 2002): 

 

§ 40 entspricht § 106 Oö. LBG. Für den Aufschub des Übertrittes in den Ruhestand ist der 

Gemeindevorstand und bei leitenden Funktionen der Gemeinderat zuständig. Für die 

Weiterbestellung von Inhabern (Inhaberinnen) von leitenden Funktionen ist allerdings das 

Weiterbestellungsverfahren nach § 12 zu beachten. 

 

 

Zu Art. VII Z. 4 (§ 41 Oö. GDG 2002): 

 

§ 41 entspricht § 107 Oö. LBG.  

 

 

Zu Art. VII Z. 5 (§ 41a Oö. GDG 2002): 

 

§ 41a entspricht § 107a Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. VII Z. 6 (§ 42 Oö. GDG 2002): 

 

§ 42 entspricht § 108 Oö. LBG. 
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Zu Art. VII Z. 7 (§ 42a Oö. GDG 2002): 

 

§ 42a entspricht § 108a Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. VII Z. 8 (§ 44 Oö. GDG 2002): 

 

§ 44 entspricht § 109 Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. VII Z. 10 (§ 112a Oö. GDG 2002): 

 

§ 112a entspricht § 70c Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. VII Z. 11 (§ 161 Abs. 1a Oö. GDG 2002): 

 

§ 161 Abs. 1a entspricht § 41 Abs. 1a Oö. GG 2001. 

 

 

Zu Art. VII Z. 12 (§ 162 Abs. 10 Oö. GDG 2002): 

 

§ 162 Abs. 10 entspricht § 40 Abs. 10 Oö. GG 2001. 

 

 

Zu Art. VII Z. 13 (§ 209 Oö. GDG 2002): 

 

§ 209 entspricht § 48 Oö. GG 2001. 

 

 

Zu Art. VII Z. 14 (§ 219 Oö. GDG 2002): 

 

§ 219 entspricht § 158 Oö. LBG. 
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Zu Artikel VIII 

(Änderung des Oö. Gemeindebedienstetengesetzes 2001) 

 

Zu Art. VIII Z. 3 (§ 65a Oö. GBG 2001): 

 

§ 65a entspricht § 70c Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. VIII Z. 4 (§ 102 Oö. GBG 2001): 

 

§ 102 entspricht § 106 Oö. LBG. Für den Aufschub des Übertrittes in den Ruhestand ist der 

Gemeindevorstand und bei leitenden Funktionen der Gemeinderat zuständig. Für die 

Weiterbestellung von Inhabern (Inhaberinnen) von leitenden Funktionen ist allerdings das 

Weiterbestellungsverfahren nach § 11 zu beachten. 

 

 

Zu Art. VIII Z. 4 (§ 103 Oö. GBG 2001): 

 

§ 103 entspricht § 107 Oö. LBG.  

 

 

Zu Art. VIII Z. 6 (§ 104 Oö. GBG 2001): 

 

§ 104 entspricht § 107a Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. VIII Z. 7 (§ 105 Oö. GBG 2001): 

 

§ 105 entspricht § 108 Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. VIII Z. 8 (§ 105a Oö. GBG 2001): 

 

§ 105a entspricht § 108a Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. VIII Z. 9 (§ 107 Oö. GBG 2001): 

 

§ 107 entspricht § 109 Oö. LBG. 
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Zu Art. VIII Z. 10 (§ 165e Oö. GBG 2001): 

 

§ 165e entspricht § 158 Oö. LBG. 

 

 

Zu Artikel IX 

(Änderung des Oö. Statutargemeinden-Beamtengesetzes 2002) 

 

Zu Art. IX Z. 2 und 12 (§ 2 Abs. 2 und § 138 Abs. 3 Oö. StGBG 2002): 

 

Die sinngemäße Anwendbarkeit der für Landesbeamte geltenden Bestimmungen wird um das 

mit diesem Gesetz erlassene Oö. PG 2006 ergänzt, sodass sich die Pensionsansprüche aller, die 

nach dem 31. Jänner 2006 erstmals in ein Dienstverhältnis zu einer Statutarstadt eintreten, nach 

dem Oö. PG 2006 richten. 

 

 

Zu Art. IX Z. 4 (§ 70a Oö. StGBG 2002): 

 

§ 70a entspricht § 70c Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. IX Z. 5 (§ 91 Oö. StGBG 2002): 

 

§ 91 entspricht § 106 Oö. LBG. Für den Aufschub des Übertrittes in den Ruhestand ist die 

Dienstbehörde und bei leitenden Funktionen der Stadtsenat zuständig. Für die Weiterbestellung 

von Inhabern (Inhaberinnen) von leitenden Funktionen ist allerdings das 

Weiterbestellungsverfahren nach dem Oö. Objektivierungsgesetz 1994 zu beachten. 

 

 

Zu Art. IX Z. 6 (§ 92 Oö. StGBG 2002): 

 

§ 92 entspricht § 107 Oö. LBG.  

 

 

Zu Art. IX Z. 7 (§ 92a Oö. StGBG 2002): 

 

§ 92a entspricht § 107a Oö. LBG. 
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Zu Art. IX Z. 8 (§ 93 Oö. StGBG 2002): 

 

§ 93 entspricht § 108 Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. IX Z. 9 (§ 93a Oö. StGBG 2002): 

 

§ 93a entspricht § 108a Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. IX Z. 10 (§ 94 Oö. StGBG 2002): 

 

§ 94 entspricht § 109 Oö. LBG. 

 

 

Zu Art. IX Z. 11 (§ 138 Abs. 2 Z. 12 Oö. StGBG 2002): 

 

Auf Grund der Änderung des § 92 kann diese Sonderbestimmung ersatzlos entfallen. 

 

 

Zu Art. IX Z. 13 (§ 142 Abs. 3 Oö. StGBG 2002): 

 

Die bisherige Sonderbestimmung für Beamte (die Beamtinnen), die im regelmäßigen 24-

stündigen Schicht- oder Wechseldienst jährlich mindestens 80 Schicht- oder Wechseldienste 

verrichten, wird an das neue Pensionsrecht angepasst und um das Oö. PG 2006 ergänzt. Die 

Begünstigung soll allerdings nicht zum Tragen kommen, wenn diese Beamten von der 

Schwerarbeitsregelung des § 93a erfasst sind. 

 

 

Zu Art. IX Z. 14 (§ 142a Oö. StGBG 2002): 

 

§ 142a Abs. 1 und 2 entspricht § 158 Oö. LBG. 

 

 

Zu Artikel X 

(In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen) 

 

Nach Abs. 1 Z. 1 Oö. LBG treten § 108a sowie die analogen Bestimmungen im Bereich der 

Gemeindedienstrechte mit 1. Jänner 2007 in Kraft. 
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Gemäß Abs. 1 Z. 2 treten alle übrigen Bestimmungen mit 1. Februar 2006 in Kraft. 

 

Abs. 2 regelt das In-Kraft-Treten der Verfassungsbestimmungen bezüglich der Einführung eines 

zusätzlichen Pensionskassenbeitrages. 

 

Der gemischte Ausschuss (Ausschuss für Verfassung und Verwaltung und Ausschuss für 

allgemeine innere Angelegenheiten) beantragt, der Oberösterreichische Landtag möge das 

Landesgesetz, mit dem das Oö. Landesbeamtengesetz 1993, das Oö. Landesbeamten-

Pensionsgesetz, das Oö. Gehaltsgesetz 2001, das Oö. Landes-Gehaltsgesetz, das 

Oö. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetz 2002, das Oö. Nebengebühren-

zulagengesetz, das Oö. Gemeindebedienstetengesetz 2001 und das Oö. Statutargemeinden-

Beamtengesetz 2002 geändert werden sowie das Oö. Pensionsgesetz 2006 erlassen wird 

(Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz) beschließen. 

 

 

Linz, am 3. November 2005 

 

 Dr. Frais Stanek 

 Obmann Berichterstatter 
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Landesgesetz, 

mit dem das Oö. Landesbeamtengesetz 1993, das Oö. Landesbeamten-Pensionsgesetz, das 

Oö. Gehaltsgesetz 2001, das Oö. Landes-Gehaltsgesetz, das Oö. Nebengebühren-

zulagengesetz, das Oö. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetz 2002, das 

Oö. Gemeindebedienstetengesetz 2001 und das Oö. Statutargemeinden-Beamtengesetz 2002 

geändert werden sowie das 

Oö. Pensionsgesetz 2006 erlassen wird 

(Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz) 

 

 

 Der Oö. Landtag hat beschlossen: 

 

Artikel I 

Änderung des Oö. Landesbeamtengesetzes 1993 

 

 Das Oö. Landesbeamtengesetz 1993, LGBl. Nr. 11/1994, zuletzt geändert durch das 

Landesgesetz LGBl. Nr. 49/2005, wird wie folgt geändert: 

 

1. Im Inhaltsverzeichnis lauten die Eintragungen zu den nachstehenden Bestimmungen: 

 

 "§ 70c Altersteilzeit unter gleichzeitiger Gewährung eines zusätzlichen Bezugsanteils 

 § 107 Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder Erwerbsminderung 

 § 107a Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen 

 § 108 Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung 

 § 108a Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten 

 § 158 Übergangsbestimmungen zum Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz" 

 

 

2. Im § 70b Abs. 2 und 3 wird nach der Wortfolge "§ 108" die Wortfolge "oder § 108a" 

eingefügt. 

 

 

3. Nach § 70b Oö. LBG wird folgender § 70c Oö. LBG eingefügt: 

 

"§ 70c 

Altersteilzeit unter gleichzeitiger Gewährung eines zusätzlichen Bezugsanteils 

 

  (1) Der Beamtin oder dem Beamten, die oder der ihr oder sein 720. Lebensmonat 

vollendet hat und bereits einen Anspruch auf den Ruhebezug erworben hat, ist auf Antrag 
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eine Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes auf 50 % des aktuellen Beschäftigungs-

ausmaßes, mindestens jedoch 25 % einer Vollzeitbeschäftigung zu gewähren. Die 

gleichzeitige Inanspruchnahme der Altersteilzeit und einer Freistellung nach § 70a oder § 

70b ist nicht zulässig. Der Beamtin oder dem Beamten kann, soweit keine dienstlichen 

Interessen entgegenstehen, auf Antrag auch eine geblockte Dienstleistungszeit im Sinn des 

§ 70b gewährt werden.  

 

  (2) Die Beamtin oder der Beamte hat im Fall der Herabsetzung des 

Beschäftigungsausmaßes nach Abs. 1 einen Anspruch auf einen zusätzlichen Bezugsanteil 

in der Höhe von 20 % ihres oder seines letzten Monatsbezugs vor der Herabsetzung des 

Beschäftigungsausmaßes nach Abs. 1. Dieser zusätzliche Bezugsanteil gilt als 

Monatsbezug im Sinn des § 4 Abs. 1 Oö. GG 2001 sowie des § 3 Abs. 2 Oö. LGG, ist 

jedoch nicht für die Bemessungsgrundlage nach § 40 Oö. GG 2001 sowie § 22 Oö. LGG 

zu berücksichtigen. 

 

  (3) Der Antrag gemäß Abs. 1 ist spätestens drei Monate vor der beabsichtigten 

Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes zu stellen und kann während der Altersteilzeit 

abgesehen vom Fall des § 107 nicht widerrufen werden. 

 

 

4. § 106 Oö. LBG lautet: 

 

"§ 106 

Übertritt in den Ruhestand 

 

  (1) Die Beamtin oder der Beamte tritt mit Ablauf des 780. Lebensmonats in den 

Ruhestand. 

 

  (2) Die Landesregierung kann auf schriftlichen Antrag den Übertritt der Beamtin 

oder des Beamten in den Ruhestand aufschieben, falls an einem Verbleib im Dienststand 

ein wichtiges dienstliches Interesse besteht. Der Aufschub kann jeweils für höchstens 

zwölf Monate und insgesamt für höchstens 60 Monate ausgesprochen werden." 
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5. § 107 lautet: 

 

"§ 107 

Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder Erwerbsminderung 

 

  (1) Die Beamtin oder der Beamte ist von Amts wegen oder auf schriftlichen Antrag 

in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie oder er dauernd dienstunfähig ist.  

 

  (2) Die Beamtin oder der Beamte ist dienstunfähig, wenn sie oder er infolge ihrer 

oder seiner körperlichen oder geistigen Verfassung ihre oder seine dienstlichen Aufgaben 

nicht erfüllen kann und ihr oder ihm kein gleichwertiger Arbeitsplatz zugewiesen werden 

kann, dessen Aufgaben sie oder er nach ihrer oder seiner körperlichen und geistigen 

Verfassung zu erfüllen imstande ist und der ihr oder ihm mit Rücksicht auf ihre oder seine 

persönlichen, familiären und sozialen Verhältnisse billigerweise zugemutet werden kann. 

 

  (3) Die Beamtin oder der Beamte, die oder der sich im Dienststand befindet und 

 1. deren oder dessen Erwerbsfähigkeit um mindestens 70 % gemindert ist oder  

 2. deren oder dessen Grad der Behinderung mindestens 70 % beträgt  

 und deren oder dessen Behinderung sie oder ihn bei der Ausübung des Dienstes schwer 

behindert, ist auf Antrag in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie oder er das 

720. Lebensmonat vollendet hat und eine Verbesserung der Behinderung ausgeschlossen 

ist. 

 

  (4) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des Monats, in dem der 

Bescheid rechtskräftig wird, oder mit Ablauf des darin festgesetzten späteren 

Monatsletzten wirksam. 

 

  (5) Solange über eine zulässige und rechtzeitige Berufung gegen eine Versetzung in 

den Ruhestand nicht entschieden ist, ist die Beamtin oder der Beamte im Dienststand.  

 

  (6) Eine Versetzung in den Ruhestand nach den Abs. 1 oder 3 ist während einer 

Suspendierung oder vorläufigen Suspendierung gemäß § 131 nicht zulässig." 
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6. Nach § 107 wird folgender § 107a eingefügt: 

 

"§ 107a 

Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen 

 

  (1) Die Beamtin oder der Beamte kann im Zusammenhang mit einer Änderung der 

Organisation des Dienstes von Amts wegen in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie 

oder er zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand 

 1. a) den 744. Lebensmonat vollendet hat oder  

  b) den 720. Lebensmonat vollendet und der Ruhestandsversetzung schriftlich und 

unwiderruflich zugestimmt hat, 

 2. die für den Anspruch auf den vollen Ruhegenuss erforderliche Gesamtdienstzeit 

aufweist und 

 3. nicht auf einem anderen gleichwertigen Arbeitsplatz verwendet werden kann. 

 

  (2) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des Monats, in dem der 

Bescheid rechtskräftig wird, oder mit Ablauf des darin festgesetzten späteren 

Monatsletzten wirksam." 

 

 

7. § 108 lautet: 

 

"§ 108 

Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung 

 

  (1) Die Beamtin oder der Beamte kann durch schriftliche Erklärung ihre oder seine 

Versetzung in den Ruhestand frühestens mit Ablauf des Monats bewirken, in dem sie oder 

er ihren oder seinen 720. Lebensmonat vollendet, wenn sie oder er zum Zeitpunkt der 

Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand eine ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit 

von 300 Monaten aufweist. Die Rechtswirksamkeit der Erklärung richtet sich nach jener 

Rechtslage, die zu dem Zeitpunkt gilt, zu dem die Beamtin oder der Beamte den für die 

Wirksamkeit der Erklärung vorgesehenen Lebensmonat vollendet. 

 

  (2) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der eine Funktion innehat, die nach dem 

Oö. Objektivierungsgesetz 1994 auszuschreiben ist, hat die Erklärung spätestens sechs 

Monate vor dem beabsichtigten Zeitpunkt der Ruhestandsversetzung einzubringen. Eine 

spätere Erklärung verschiebt den Zeitpunkt entsprechend, soweit nicht die Dienstbehörde 

einer Verkürzung zustimmt. 
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  (3) Die Versetzung in den Ruhestand wird vorbehaltlich des Abs. 2 mit Ablauf des 

Monats wirksam, den die Beamtin oder der Beamte bestimmt, frühestens jedoch mit 

Ablauf des Monats, der der Abgabe der Erklärung folgt. Hat die Beamtin oder der Beamte 

keinen oder einen früheren Zeitpunkt bestimmt, so wird die Versetzung in den Ruhestand 

vorbehaltlich des Abs. 2 ebenfalls mit Ablauf des Monats wirksam, der der Abgabe der 

Erklärung folgt. 

 

  (4) Während einer Suspendierung kann eine Erklärung nach Abs. 1 nicht wirksam 

werden. In diesem Fall wird die Erklärung frühestens mit Ablauf des Monats wirksam, in 

dem die Suspendierung oder vorläufige Suspendierung geendet hat.  

 

  (5) Die Beamtin oder der Beamte kann die Erklärung nach Abs. 1 bis spätestens drei 

Monate vor dem Wirksamwerden widerrufen. Diese Frist erhöht sich auf sechs Monate, 

wenn die Beamtin oder der Beamte eine Funktion innehat, die nach dem Oö. Objekti-

vierungsgesetz 1994 auszuschreiben ist. Ein späterer Widerruf wird nur wirksam, wenn die 

Dienstbehörde ausdrücklich zugestimmt hat." 

 

 

8. Nach § 108 wird folgender § 108a eingefügt: 

 

"§ 108a 

Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten 

 

  (1) Die Beamtin oder der Beamte ist auf ihren oder seinen schriftlichen Antrag in den 

Ruhestand zu versetzen, wenn sie oder er zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung 

in den Ruhestand eine zurückgelegte ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von 

504 Monaten, davon mindestens 180 Schwerarbeitsmonate, aufweist. Die Versetzung in 

den Ruhestand kann dabei um so viele volle Monate vor dem auf die Vollendung des 

780. Lebensmonats folgenden Monatsersten erfolgen, wie sich aus der Division der Anzahl 

der Schwerarbeitsmonate durch die Zahl Vier ergibt, nicht jedoch vor dem vollendeten 

720. Lebensmonat. 

 

  (2) Ein Schwerarbeitsmonat ist jeder Kalendermonat, in dem mindestens 15 Tage 

Schwerarbeit vorliegen. Die Landesregierung hat mit Verordnung festzulegen, unter 

welchen psychisch oder physisch besonders belastenden Arbeitsbedingungen Schwerarbeit 

vorliegt. 

 

  (3) § 108 Abs. 2 bis 5 sind sinngemäß anzuwenden." 
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9. § 109 lautet: 

 

"§ 109 

Wiederaufnahme in den Dienststand 

 

  (1) Die Beamtin oder der Beamte kann aus dienstlichen Gründen durch Ernennung 

wieder in den Dienststand aufgenommen werden, wenn sie ihre oder er seine 

Dienstfähigkeit nach § 107 wieder erlangt hat. 

 

  (2) Die Wiederaufnahme ist nur zulässig, wenn die Beamtin oder der Beamte den 

720. Lebensmonat noch nicht vollendet hat und es wahrscheinlich ist, dass sie ihre oder er 

seine dienstlichen Aufgaben noch mindestens 36 Monate versehen kann. Ein 

Rechtsanspruch auf Wiederaufnahme in den Dienststand besteht nicht. 

 

  (3) Die Beamtin oder der Beamte hat den Dienst spätestens zwei Wochen nach 

Rechtskraft des Wiederaufnahmebescheids anzutreten. 

 

 

10. Nach § 157 wird folgender § 158 angefügt: 

 

"§ 158 

Übergangsbestimmungen zum Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz 

 

  (1) Für Beamtinnen oder Beamte mit Behinderung, die in den in der folgenden 

Tabelle angegebenen Zeiträumen geboren sind, tritt an die Stelle des im § 107 Abs. 3 

angeführten 720. Lebensmonats der jeweils in der folgenden Tabelle angeführte 

Lebensmonat: 

 

    bis einschließlich 1. Jänner 1951   660. 

    2. Jänner 1951 bis 1. Jänner 1952   672. 

    2. Jänner 1952 bis 1. Jänner 1953   684. 

    2. Jänner 1953 bis 1. Jänner 1954   696. 

    2. Jänner 1954 bis 1. Jänner 1955   708. 

    ab 2. Jänner 1955      720. 

 

  (2) Für Beamtinnen und Beamte, die in den in der Tabelle im § 62h Abs. 3 Oö. L-PG 

angegebenen Zeiträumen geboren sind, tritt an die Stelle des im § 70c Abs. 1 genannten 

720. Lebensmonats der in der Tabelle des § 62h Abs. 3 Oö. L-PG angeführte Lebensmonat 

verringert um die Zahl 60." 
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ABSCHNITT I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

§ 1 

Anwendungsbereich 

 

 (1) Dieses Landesgesetz regelt die Pensionsansprüche der Landesbeamtinnen und 

Landesbeamten, die nach dem 31. Jänner 2006 erstmals in ein Dienstverhältnis zum Land 

Oberösterreich eingetreten sind, ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen. 

 

 (2) Dieses Landesgesetz ist jedoch dann nicht anzuwenden, wenn die Beamtin oder der 

Beamte bereits vor dem 1. Februar 2006 in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu 

einer Gebietskörperschaft gestanden ist, welche ihrerseits die Zeiten eines öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnisses zum Land Oberösterreich als anspruchsrelevante ruhegenussfähige 

Dienstzeit oder Versicherungszeit anrechnet. Zur Vermeidung besonderer Härten oder bei 

Vorliegen eines besonderen dienstlichen Interesses an der Aufnahme der oder des Bediensteten 

kann die Landesregierung vom Erfordernis der Gegenseitigkeit absehen, wenn die oder der 

Bedienstete vor dem 1. Februar 2006 bereits mehr als zwölf Versicherungs- oder Beitragsmonate 
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in der Pensionsversicherung oder in einem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis 

erworben hat.  

 

 (3) Landesbeamtinnen und Landesbeamte im Sinn dieses Landesgesetzes - im Folgenden 

kurz "Beamtinnen und Beamte" genannt - sind die im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 

zum Land Oberösterreich stehenden Bediensteten.  

 

 (4) Hinterbliebene sind die überlebende Ehegattin oder der überlebende Ehegatte, die 

Kinder und die frühere Ehegattin des verstorbenen Beamten oder der frühere Ehegatte der 

verstorbenen Beamtin. 

 

 (5) Überlebende Ehegattin oder überlebender Ehegatte ist, wer im Zeitpunkt des Todes der 

Beamtin oder des Beamten mit dieser oder diesem verheiratet gewesen ist. 

 

 (6) Kinder sind 

1. die ehelichen Kinder, 

2. die legitimierten Kinder, 

3. die Wahlkinder, 

4. die unehelichen Kinder und 

5. die Stiefkinder. 

 

 (7) Kindererziehungszeiten sind jene Zeiträume in denen die Beamtin oder der Beamte, ihr 

oder sein eigenes Kind (Abs. 6) oder ein unentgeltlich zur Pflege übernommenes Kind im Inland 

tatsächlich und überwiegend erzieht. 

 

 (8) Frühere Ehegattin oder früherer Ehegatte ist, wessen Ehe mit der Beamtin oder dem 

Beamten für nichtig erklärt, aufgehoben oder geschieden worden ist. 

 

 (9) Angehörige sind die Personen, die im Fall des Todes der Beamtin oder des Beamten 

Hinterbliebene wären. 

 

 

§ 2 

Übermittlung personenbezogener Daten 

 

 (1) Die Behörden des Bundes und der Länder, die Träger der Kranken-, Unfall- und 

Pensionsversicherung, die Träger der dienstrechtlichen Kranken- und Unfallfürsorge-

einrichtungen und der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger sowie die 

Beamtin oder der Beamte selbst haben dem Land Oberösterreich auf Verlangen 

personenbezogene Daten zu übermitteln über  
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1. Einkünfte und die jeweiligen monatlichen Beitragsgrundlagen, von deren Höhe die Höhe 

wiederkehrender Leistungen nach diesem Landesgesetz abhängig ist oder 

2. das Vorliegen von Versicherungsverhältnissen, die diesen Einkünften zu Grunde liegen. 

 

 (2) Nach Abs. 1 Z. 1 zu übermitteln sind Daten über 

1. die Höhe des Einkommens nach § 5, § 55, § 59, § 15 Abs. 2 sowie von Einkünften nach 

§ 21 Abs. 11, 

2. die Höhe des Erwerbseinkommens im Sinn des § 61 Z. 4. 

 

 (3) Die Übermittlung von Daten nach Abs. 1 hat nach Möglichkeit automationsunterstützt 

zu erfolgen. 

 

 (4) Nach Abs. 1 übermittelte Daten sind zu löschen oder zu vernichten, sobald sie nicht 

mehr benötigt werden. 

 

 

§ 3 

Anwartschaft 

 

 (1) Die Beamtin oder der Beamte erwirbt mit dem Tag des Dienstantritts Anwartschaft auf 

Pensionsversorgung für sich und ihre oder seine Angehörigen, es sei denn, dass sie oder er 

vorher auf die Pensionsversorgung verzichtet hat. 

 

 (2) Die Anwartschaft erlischt durch 

1. Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft oder der Staatsangehörigkeit im Sinn des 

§ 14 Abs. 1 Z. 7 Oö. LBG, 

2. Verzicht, 

3. Austritt, 

4. Kündigung, 

5. Entlassung. 
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ABSCHNITT II 

RUHEBEZUG 

 

§ 4 

Anspruch auf Ruhebezug 

 

 (1) Der Beamtin oder dem Beamten des Ruhestands gebührt ein monatlicher Ruhegenuss, 

wenn ihre oder seine ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit mindestens 180 Monate, wovon 

84 Monate auf Grund einer Erwerbstätigkeit erworben wurden,  beträgt.  

 

 (2) Der Ruhegenuss und die nach diesem Landesgesetz gebührenden Zulagen - ausge-

nommen das Pflegegeld und die Kinderbeihilfe - bilden zusammen den Ruhebezug der Beamtin 

oder des Beamten. Für die Bemessung des Ruhebezugs ist die Rechtslage zum Zeitpunkt der 

Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand heranzuziehen. 

 

 

§ 5 

Ruhegenussberechnungsgrundlage 

 

 (1) Die Ruhegenussberechnungsgrundlage ist wie folgt zu ermitteln: 

1. Für jeden Monat der ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit (§ 7), für den ein Pensions-

beitrag oder Überweisungsbetrag geleistet wurde (Beitragsmonat), ist 

 a) die Bemessungsgrundlage für den Pensionsbeitrag nach § 40 Oö. GG 2001 oder § 22 

Oö. LGG, oder  

 b) die nach den sozialversicherungs- sowie pensionsrechtlichen bundes- oder 

landesgesetzlichen Vorschriften maßgebliche Beitragsgrundlage, sofern diese nach 

den §§ 55 ff als Ruhegenussvor- oder Ruhegenusszwischendienstzeit angerechnet 

wurde,  

 als Beitragsgrundlage zu ermitteln. Sonderzahlungen bleiben dabei außer Betracht.  

2. Beitragsgrundlagen aus den dem Jahr der Wirksamkeit des Ausscheidens aus dem 

Dienststand vorangegangenen Jahren sind mit entsprechenden Aufwertungszahlen 

aufzuwerten. Die Landesregierung hat unter Anwendung der §§ 108 Abs. 2 und 108a 

ASVG Aufwertungszahlen durch Verordnung festzusetzen. Diese Verordnung kann auch 

rückwirkend in Kraft gesetzt werden.  

3. Die Ruhegenussberechnungsgrundlage ist die Summe aller nach Anwendung der Z. 1 

und 2 ermittelten Beitragsgrundlagen geteilt durch die Anzahl der vorhandenen 

Beitragsmonate. 

 

 (2) Als Beitragsgrundlage im Sinn des Abs. 1 Z. 1 lit. a gilt auch die Zeit eines 

Karenzurlaubs oder eine Karenz im Sinn des § 40 Abs. 6 Z. 1 Oö. GG 2001 oder § 22 Abs. 4 
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Z. 1 Oö. LGG. Für die Ermittlung der fiktiven Beitragsgrundlage ist der letzte volle 

Monatsbezug heranzuziehen. Übt die Beamtin oder der Beamte während dieses Zeitraums eine 

Teilzeitbeschäftigung aus, so gilt eine fiktive Beitragsgrundlage im Ausmaß einer 

entsprechenden Vollzeitbeschäftigung.  

 

 (3) Als Beitragsgrundlage im Sinn des Abs. 1 Z. 1 lit. a gilt für Kindererziehungszeiten 

(§ 1 Abs. 7), sofern diese nicht nach Abs. 2 zu berücksichtigen sind, eine fiktive 

Beitragsgrundlage von 1.350 Euro pro Monat für das Jahr 2005, wobei pro Kind maximal 

48 Monate, im Fall einer Mehrlingsgeburt 60 Monate, anzurechnen sind. Überschneiden sich 

Kindererziehungszeiten, so ist für den jeweiligen Monat nur eine fiktive Beitragsgrundlage von 

1.350 Euro im Jahr 2005 heranzuziehen. Dieser Betrag ist jeweils durch Multiplikation mit der 

Aufwertungszahl (Abs. 1 Z. 2) des nächstfolgenden Jahres zu erhöhen und auf volle Euro zu 

runden. 

 

 (4) Als Beitragsgrundlage im Sinn des Abs. 1 Z. 1 gilt für Zeiten der Erfüllung einer 

inländischen Zivil- oder Wehrdienstpflicht für deren tatsächliche Dauer eine fiktive monatliche 

Beitragsgrundlage von 1.350 Euro im Jahr 2005. Dieser Betrag ist im selben Ausmaß zu 

erhöhen, wie der Betrag nach Abs. 3 letzter Satz. 

 

 (5) Die Beitragsgrundlage für die Zeit einer gänzlichen Dienstfreistellung gegen Entfall der 

Bezüge nach § 81a Abs. 1 Z. 3 Oö. LBG (Familienhospizkarenz) entspricht für jeden vollen 

Kalendermonat der Dienstfreistellung dem Betrag nach Abs. 3 letzter Satz. 

 

 (6) Als Beitragsgrundlage im Sinn des Abs. 1 Z. 1 gilt für Schul- und Studienzeiten im 

Sinn des § 55 Abs. 2 lit. g und h, für die ein besonderer Pensionsbeitrag entrichtet wurde (§§ 58 

und 59), die jeweilige Bemessungsgrundlage nach § 58 Abs. 3 sowie § 59. 

 

 

§ 6  

Ausmaß des Ruhegenusses (Kontoprozentsatz)  

 

 (1) Der Ruhegenuss beträgt für jedes ruhegenussfähige Dienstjahr (§ 7) 1,78 % und für 

jeden ruhegenussfähigen Dienstmonat 0,14833 % der Ruhegenussberechnungsgrundlage (§ 5), 

wobei das sich daraus ergebende Prozentausmaß auf zwei Kommastellen zu runden ist. 

 

 (2) Für jeden Monat, der zwischen dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den 

Ruhestand und dem Ablauf des Monats liegt, in dem die Beamtin oder der Beamte ihren oder 

seinen 780. Lebensmonat vollenden wird, ist der Ruhegenuss um 0,35 %, im Fall der §§ 107 

oder 107a Oö. LBG jedoch um 0,20833 % zu kürzen. Das sich aus dieser Kürzung ergebende 

Prozentausmaß des Ruhegenusses ist auf zwei Kommastellen zu runden. Liegen zwischen dem 
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Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand und dem Ablauf des Monats, in 

dem die Beamtin oder der Beamte ihren oder seinen 780. Lebensmonat vollenden wird, mehr als 

36 Monate, dann ist im Fall einer Versetzung in den Ruhestand nach § 108 Abs. 1 Oö. LBG ab 

dem 37. Monat eine zusätzliche Kürzung um 0,0875 % pro Monat vorzunehmen. 

 

 (3) Bei einer Ruhestandsversetzung nach § 108a Oö. LBG (Schwerarbeitspension) beträgt 

das Ausmaß der Kürzung abweichend von Abs. 2 0,175 % für jeden Monat, wenn die Beamtin 

oder der Beamte 180 Schwerarbeitsmonate aufweist. Der Prozentsatz verringert sich für jeweils 

weitere zwölf Monate Schwerarbeit um 0,004125 %. Die Kürzung hat jedoch zumindest 

0,07075 % zu betragen. Das sich aus der Kürzung ergebende Prozentausmaß der 

Ruhegenussbemessungsgrundlage ist auf zwei Kommastellen zu runden. 

 

 (4) Bleibt die Beamtin oder der Beamte nach Vollendung seines 780. Lebensmonats im 

Dienststand, so ist der Ruhegenuss für jeden vollen Monat, der zwischen dem auf die 

Vollendung des 65. Lebensjahres folgenden Monatsersten und dem Monatsersten nach dem 

Übertritt (der Versetzung) in den Ruhestand liegt, um 0,35 % zu erhöhen, höchstens jedoch um 

12,6 % der Leistung. 

 

 (5) Eine Kürzung nach Abs. 2 findet nicht statt  

1. im Fall des im Dienststand eingetretenen Todes der Beamtin oder des Beamten,  

2. wenn die Ruhestandsversetzung wegen Dienstunfähigkeit auf einen Dienstunfall oder eine 

Berufskrankheit zurückzuführen ist und der Beamtin oder dem Beamten aus diesem Grund 

eine Versehrtenrente aus einer gesetzlichen Unfallversicherung oder einer Unfallfürsorge-

einrichtung gebührt. 

 

(6) Der Ruhegenuss darf 40 % der Ruhegenussberechnungsgrundlage nicht unterschreiten. 

 

 

§ 7 

Ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit 

 

 (1) Die ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit setzt sich zusammen aus 

1. der ruhegenussfähigen Landesdienstzeit, 

2. den angerechneten Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten, 

3. den angerechneten Ruhestandszeiten, 

4. den zugerechneten Zeiträumen und 

5. den durch besondere gesetzliche Bestimmungen oder auf Grund solcher Bestimmungen als 

ruhegenussfähig erklärten Zeiten. 
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 (2) Als ruhegenussfähige Landesdienstzeit gilt die Zeit, die die Beamtin oder der Beamte 

im bestehenden öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis vom Tag des Dienstantritts bis zum Tag 

des Ausscheidens aus dem Dienststand zurückgelegt hat, mit Ausnahme der Zeit 

1. eigenmächtigen und unentschuldigten Fernbleibens vom Dienst in der Dauer von mehr als 

drei Tagen und 

2. eines Karenzurlaubs, sofern nicht landesgesetzlich anderes bestimmt ist. 

 

 (3) Eine im bestehenden Dienstverhältnis zurückgelegte Karenz nach MSchG, 

Oö. MSchG, Oö. VKG oder VKG sowie Kindererziehungszeiten im Ausmaß des § 5 Abs. 3 

gelten als ruhegenussfähige Landesdienstzeit. 

 

 (4) Die ruhegenussfähige Landesdienstzeit ist in vollen Jahren und Monaten auszudrücken; 

Bruchteile eines Monats bleiben unberücksichtigt. 

 

 

§ 8 

Beitragsgrundlagenkonto; Kontomitteilung 

 

 (1) Die Dienstbehörde hat für jede Beamtin und für jeden Beamten ein Beitrags-

grundlagenkonto zu führen, das Folgendes beinhaltet: 

1. die jeweils maßgeblichen Beitragsgrundlagen des vergangen Jahres; 

2. die Summe aller davor erworbenen und aufgewerteten Beitragsgrundlagen nach § 5; 

3. die Anzahl aller bisherigen Beitragsmonate sowie den aktuellen Gesamtkontoprozentsatz 

bis zum 31. Dezember des vergangen Jahres. 

 

 (2) Der Beamtin oder dem Beamten ist auf Verlangen frühestens ab dem Jahr 2011 eine 

Kontomitteilung zuzustellen, die neben den Informationen nach Abs. 1 Z. 1 bis 3 auch die 

Ruhegenussberechnungsgrundlage (§ 5 Abs. 1 Z. 3) sowie die voraussichtliche monatliche 

Pensionsleistung zum Stichtag 31. Dezember des Abrechnungsjahres enthält. 

 

 (3) Die Kontomitteilung hat längstens bis zum Ablauf des dem Abrechnungsjahr folgenden 

Jahres zu erfolgen. Für die ersten fünf Jahre ab Aufnahme in ein öffentlich-rechtliches 

Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich unterbleibt die jährliche Kontomitteilung. 

 

 

§ 9 

Begünstigungen bei Dienstunfähigkeit 

 

 (1) Ist die Beamtin oder der Beamte infolge einer von ihr oder ihm nicht vorsätzlich 

herbeigeführten Krankheit oder körperlichen Beschädigung dienstunfähig geworden und beträgt 
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ihre oder seine ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit mindestens fünf Jahre, dann ist sie oder er so 

zu behandeln, als ob sie oder er bereits einen Anspruch auf einen Ruhegenuss in der Höhe von 

40 % (§ 6 Abs. 1) der Ruhegenussberechnungsgrundlage aufzuweisen hätte.  

 

 (2) Ist die Dienstunfähigkeit auf einen Dienstunfall oder eine Berufskrankheit 

zurückzuführen und gebührt der Beamtin oder dem Beamten aus diesem Grund die 

Versehrtenrente aus der Unfallversicherung der öffentlich Bediensteten, so besteht der Anspruch 

nach Abs. 1 ohne Rücksicht auf die Dauer der ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit. 

 

 

§ 10 

Zurechnung 

 

 Für jeden Monat, der zwischen dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den 

Ruhestand wegen dauernder Dienstunfähigkeit und dem Ablauf des Monats liegt, in dem die 

Beamtin oder der Beamte ihren oder seinen 780. Lebensmonat vollenden wird, ist der nach § 6 

Abs. 1 (allenfalls nach Anwendung des § 9 Abs. 1) ermittelte Prozentsatz um 0,14833 % zu 

erhöhen, wobei das sich daraus ergebende Prozentausmaß auf zwei Kommastellen zu runden ist 

und 17,8 % nicht übersteigen darf. Der Kontoprozentsatz darf durch die Zurechnung insgesamt 

80 % jedenfalls nicht überschreiten.  

 

 

§ 11 

Ausgleich von Härtefällen 

 

 Wenn der angemessene Lebensunterhalt der Beamtin oder des Beamten nach Anwendung 

der vorstehenden Bestimmungen nicht gesichert ist, kann die Dienstbehörde verfügen, dass die 

Kürzung nach § 6 Abs. 2 ganz oder teilweise entfällt. Maßgebend für die Beurteilung, ob der 

angemessene Lebensunterhalt gesichert ist, sind die Verhältnisse der Beamtin oder des Beamten 

zur Zeit der Versetzung in den Ruhestand. 

 

 

§ 12 

Verlust des Anspruchs auf Ruhegenuss 

 

 Der Anspruch auf Ruhegenuss erlischt durch 

1. Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft oder der Staatsangehörigkeit im Sinn des 

§ 14 Abs. 1 Z. 7 Oö. LBG, 

2. Verzicht, 

3. Austritt, 
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4. Ablösung, 

5. Verhängung der Disziplinarstrafe des Verlustes aller aus dem Dienstverhältnis fließenden 

Rechte und Ansprüche, 

6. Verurteilung durch ein inländisches Gericht wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz began-

gener strafbarer Handlungen zu einer Freiheitsstrafe, wenn 

 a) die verhängte Freiheitsstrafe ein Jahr übersteigt oder 

 b) die nicht bedingt nachgesehene Freiheitsstrafe sechs Monate übersteigt. 

 Der Anspruch erlischt nicht, wenn diese Rechtsfolge bedingt nachgesehen wird, es sei 

denn, dass die Nachsicht widerrufen wird. 

 

 

§ 13 

Ablösung des Ruhebezugs 

 

 (1) Der Beamtin oder dem Beamten, die oder der sich im dauernden Ruhestand befindet, 

kann auf Antrag die Ablösung des Ruhebezugs bewilligt werden, wenn 

1. berücksichtigungswürdige Gründe vorhanden sind und 

2. die Personen, für die die Beamtin oder der Beamte Anwartschaft auf Pensionsversorgung 

erworben hat, über die Rechtsfolgen der Ablösung schriftlich belehrt worden sind und nach 

der Belehrung schriftlich erklärt haben, dass sie mit der Ablösung einverstanden sind. Die 

Echtheit der Unterschrift auf der Erklärung muss gerichtlich oder notariell beglaubigt sein. 

 

 (2) Die Bemessungsgrundlage der Ablöse bildet der Ruhebezug, der der Beamtin oder dem 

Beamten für den Monat gebührt hat, in dem die Bewilligung der Ablösung rechtskräftig 

geworden ist. Die Ergänzungszulage ist in die Bemessungsgrundlage nicht einzubeziehen. 

 

 (3) Die Ablöse ist nach der Lebenserwartung der Beamtin oder des Beamten zu bemessen. 

Sie darf jedoch das Siebzigfache der Bemessungsgrundlage nicht übersteigen. 

 

 (4) Bevor die Ablösung bewilligt wird, ist der Beamtin oder dem Beamten die Höhe der 

beabsichtigten Ablöse mitzuteilen und ihr oder ihm Gelegenheit zu geben, dazu binnen 

angemessener Frist Stellung zu nehmen. 

 

 (5) Die Ablöse ist binnen zwei Monaten nach dem Eintritt der Rechtskraft des Bescheids 

auszuzahlen, mit dem die Ablösung bewilligt worden ist. 
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ABSCHNITT III 

VERSORGUNGSBEZÜGE DER HINTERBLIEBENEN 

 

UNTERABSCHNITT A 

VERSORGUNGSBEZUG DES ÜBERLEBENDEN EHEGATTEN 

 

§ 14 

Anspruch auf Witwen- und Witwerversorgungsgenuss 

 

 (1) Der überlebenden Ehegattin eines Beamten oder dem überlebenden Ehegatten einer 

Beamtin gebührt ein monatlicher Versorgungsgenuss, wenn die Beamtin oder der Beamte am 

Sterbetag Anspruch auf Ruhegenuss gehabt hat oder im Fall der mit Ablauf dieses Tages 

erfolgten Versetzung in den Ruhestand gehabt hätte. 

 

 (2) Die überlebende Ehegattin oder der überlebende Ehegatte hat keinen Anspruch auf 

Versorgungsgenuss, wenn sie oder er am Sterbetag der Beamtin oder des Beamten das 

35. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Beamtin oder der Beamte an den Folgen eines Dienstunfalls oder einer Berufskrankheit 

gestorben ist, 

2. die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert hat, 

3. aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder hervorgeht, 

4. durch die Eheschließung ein Kind legitimiert worden ist oder 

5. am Sterbetag der Beamtin oder des Beamten dem Haushalt der überlebenden Ehegattin 

oder des überlebenden Ehegatten ein anderes als in der Z. 3 oder 4 genanntes Kind der 

verstorbenen Beamtin oder des verstorbenen Beamten angehört, das Anspruch auf 

Waisenversorgungsgenuss hat. 

 

 (3) Die überlebende Ehegattin oder der überlebende Ehegatte hat ferner keinen Anspruch 

auf Versorgungsgenuss, wenn die Ehe erst während des Ruhestands der Beamtin oder des 

Beamten geschlossen worden ist. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Ehe mindestens drei Jahre gedauert und der Altersunterschied der Ehegatten nicht mehr 

als 20 Jahre betragen hat oder die Ehe mindestens fünf Jahre gedauert und der 

Altersunterschied der Ehegatten nicht mehr als 25 Jahre betragen hat oder die Ehe 

mindestens zehn Jahre gedauert und der Altersunterschied der Ehegatten mehr als 25 Jahre 

betragen hat, 

2. die Beamtin oder der Beamte nach der Eheschließung wieder in den Dienststand 

aufgenommen worden ist, 

3. aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder hervorgeht, 

4. durch die Eheschließung ein Kind legitimiert worden ist oder 
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5. am Sterbetag der Beamtin oder des Beamten dem Haushalt der überlebenden Ehegattin 

oder des überlebenden Ehegatten ein anderes als in der Z. 3 oder 4 genanntes Kind der 

verstorbenen Beamtin oder des verstorbenen Beamten angehört, das Anspruch auf 

Waisenversorgungsgenuss hat. 

 

 (4) Hat sich die Beamtin mit ihrem früheren Ehegatten oder der Beamte mit seiner früheren 

Ehegattin wieder verehelicht, so sind bei der Berechnung der Ehedauer die einzelnen Ehezeiten 

zusammenzuzählen. 

 

 (5) Der Versorgungsgenuss, die Nebengebührenzulage und die nach diesem Landesgesetz 

gebührenden Zulagen - ausgenommen das Pflegegeld und die Kinderbeihilfe - bilden zusammen 

den Versorgungsbezug. 

 

 

§ 15 

Berechnungsgrundlagen für die Ermittlung des Witwen- und 

Witwerversorgungsgenusses 

 

 (1) Berechnungsgrundlage der überlebenden Ehegattin oder des überlebenden Ehegatten 

sowie der verstorbenen Ehegattin oder des verstorbenen Ehegatten ist jeweils das Einkommen 

nach Abs. 2 in den letzten zwei Kalenderjahren vor dem Todestag der Beamtin oder des 

Beamten. 

 

 (2) Als Einkommen nach Abs. 1 gelten: 

1. Erwerbseinkommen nach § 61 Z. 4 lit. a bis c, 

2. wiederkehrende Geldleistungen 

 a) aus der gesetzlichen Sozialversicherung (mit Ausnahme eines Kinderzuschusses und 

eines besonderen Steigerungsbetrags zur Höherversicherung) und aus der Arbeits-

losenversicherung sowie nach den Bestimmungen über die Arbeitsmarktförderung 

und die Sonderunterstützung, 

 b) auf Grund gleichwertiger landesgesetzlicher oder bundesgesetzlicher Regelungen der 

Unfallfürsorge, 

3. wiederkehrende Geldleistungen auf Grund 

 a) dieses Landesgesetzes (mit Ausnahme der Kinderbeihilfe), 

 b) von bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften, die mit dem Pensionsrecht der 

Landesbeamten vergleichbar sind, 

 c) des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes, 

 d) des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes, 
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 e) des Bezügegesetzes, des Bundesbezügegesetzes, des Oö. Bezügegesetzes sowie 

diesen vergleichbaren landesgesetzlichen Vorschriften, einschließlich solcher über 

Entschädigung für Gemeindefunktionäre, 

 f) des Verfassungsgerichtshofgesetzes, 

 g) des Bundestheaterpensionsgesetzes, 

 h) des Bundesbahn-Pensionsgesetzes, 

 i) von Dienst(Pensions)ordnungen für Dienstnehmerinnen oder Dienstnehmer und 

ehemalige Dienstnehmerinnen oder Dienstnehmer von  

  aa) öffentlich-rechtlichen Körperschaften und 

  bb) Fonds, Stiftungen, Anstalten und Betrieben, die von einer Gebietskörperschaft 

oder von Personen verwaltet werden, die hiezu von Organen einer 

Gebietskörperschaft bestellt sind, 

 j) sonstiger gemäß § 5 Abs. 1 Z. 3 ASVG pensionsversicherungsfreier 

Dienstverhältnisse, 

 k) vertraglicher Pensionszusagen einer Gebietskörperschaft, 

4. außerordentliche Versorgungsbezüge und 

5. Pensionen und gleichartige Leistungen auf Grund ausländischer Versicherungs- und 

Versorgungssysteme (mit Ausnahme einer Kinderbeihilfe oder einer vergleichbaren 

Leistung), soweit es sich nicht um Hinterbliebenenleistungen nach der verstorbenen 

Beamtin oder dem verstorbenen Beamten handelt. 

 

 (3) Solange das Einkommen eines Kalenderjahres nicht feststeht, ist vorläufig das letzte 

feststehende Einkommen heranzuziehen. 

 

 (4) Die dieses Landesgesetz vollziehenden Stellen gelten für Zwecke der Bemessung einer 

Witwen- oder Witwerpension oder eines Witwen- oder Witwerversorgungsbezugs als 

Versicherungsträger im Sinn der §§ 321 und 460e ASVG. 

 

 

§ 16 

Ausmaß des Witwen- und Witwerversorgungsgenusses 

 

 (1) Das Ausmaß des Witwen- und Witwerversorgungsgenusses ergibt sich aus einem 

Hundertsatz des Ruhegenusses, der der Beamtin oder dem Beamten 

1. gebührte oder 

2. im Fall des Todes im Dienststand gebühren würde, wenn sie oder er an ihrem oder seinem 

Todestag in den Ruhestand versetzt worden wäre. 

 

 (2) Zur Ermittlung des Hundertsatzes ist vorerst die Berechnungsgrundlage der 

überlebenden Ehegattin oder des überlebenden Ehegatten durch die Berechnungsgrundlage der 
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verstorbenen Beamtin oder des verstorbenen Beamten zu teilen. Diese Zahl ist mit dem 

Faktor 24 zu vervielfachen und das Ergebnis auf drei Dezimalstellen zu runden. 

 

 (3) Der Hundertsatz des Witwen- und Witwerversorgungsgenusses ergibt sich sodann aus 

der Verminderung der Zahl 76 um die gemäß Abs. 2 ermittelte Zahl. Er beträgt jedoch 

mindestens 40 und höchstens 60. 

 

 

§ 17 

Erhöhung des Witwen- und Witwerversorgungsbezugs 

 

 (1) Erreicht die Summe aus Versorgungsbezug und sonstigem Einkommen (§ 15 Abs. 2) 

der überlebenden Ehegattin oder des überlebenden Ehegatten nicht den Betrag von 1.350 Euro 

im Jahr 2005, so ist, solange diese Voraussetzung zutrifft, der Versorgungsbezug soweit zu 

erhöhen, dass die Summe den genannten Betrag erreicht. Der Prozentsatz des so ermittelten 

Versorgungsbezugs darf jedoch 60 nicht überschreiten.  

 

 (2) Der Betrag nach Abs. 1 ist jeweils durch Multiplikation mit der Aufwertungszahl (§ 5 

Abs. 1 Z. 2) des nächstfolgenden Jahres zu erhöhen und auf volle Euro zu runden. 

 

 (3) Die Erhöhung des Versorgungsbezugs nach Abs. 1 ist erstmalig im Zuge der 

Bemessung des Versorgungsbezugs vorzunehmen. Sie gebührt ab dem Beginn des Monats, in 

dem die Voraussetzungen für die Erhöhung erfüllt sind. 

 

 (4) Werden die Voraussetzungen für eine (weitere) Erhöhung zu einem späteren Zeitpunkt 

erfüllt, gebührt diese auf besonderen Antrag. Wird dieser Antrag innerhalb eines Jahres ab 

Erfüllung der Voraussetzungen gestellt, gebührt die Erhöhung ab dem Beginn des Monats, in 

dem die Voraussetzungen erfüllt sind, andernfalls ab dem Beginn des Monats, in dem der Antrag 

gestellt wurde. 

 

 

§ 18 

Meldung des Einkommens 

 

 (1) Die Pensionsbehörde hat jede Bezieherin und jeden Bezieher eines nach § 17 erhöhten 

Versorgungsbezugs jährlich einmal zu einer Meldung ihres oder seines Einkommens zu 

verhalten, sofern dieses der Pensionsbehörde für das laufende Jahr noch nicht bekanntgegeben 

worden ist. 
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 (2) Kommt die oder der Anspruchsberechtigte dieser Aufforderung innerhalb von zwei 

Monaten nicht nach, so hat die Pensionsbehörde den den Hundertsatz nach § 16 Abs. 3 

überschreitenden Teil des Versorgungsbezugs ab dem nächstfolgenden Monatsersten 

zurückzubehalten. 

 

 (3) Dieser Teil des Versorgungsbezugs ist unter Bedachtnahme auf § 42 nachzuzahlen, 

wenn die oder der Anspruchsberechtigte die Meldung erstattet oder die Pensionsbehörde auf 

andere Weise von der maßgebenden Sachlage Kenntnis erhalten hat.   

 

 

§ 19 

Vorschüsse auf den Witwen- und Witwerversorgungsbezug 

 

 (1) Auf Antrag der überlebenden Ehegattin oder des überlebenden Ehegatten können vor 

Abschluss des Ermittlungsverfahrens Vorschüsse auf den Versorgungsbezug und die 

Sonderzahlung gezahlt werden, wenn der Anspruch dem Grunde nach feststeht. Die Vorschüsse 

dürfen einen mit dem Hundertsatz 40 bemessenen Versorgungsbezug und die dazu gebührende 

Sonderzahlung nicht überschreiten. 

 

 (2) Die nach Abs. 1 gewährten Vorschüsse sind auf den gebührenden Versorgungsbezug 

anzurechnen. 

 

 (3) Zu Unrecht empfangene Vorschüsse sind dem Land gemäß § 41 zu ersetzen. 

 

 

§ 20 

Übergangsbeitrag 

 

 (1) Ist die Witwe im Zeitpunkt des Todes des Beamten schwanger und hat sie nach § 14 

Abs. 2 oder 3 keinen Anspruch auf Versorgungsgenuss, so gebührt ihr auf die Dauer der 

Schwangerschaft ein monatlicher Übergangsbeitrag in der Höhe des Versorgungsbezugs, auf den 

sie Anspruch hätte, wenn sie nach § 14 Abs. 2 oder 3 vom Anspruch auf Versorgungsgenuss 

nicht ausgeschlossen wäre.  

 

 (2) Die Bestimmungen der §§ 31 bis 43 sind sinngemäß anzuwenden. 

 

 (3) Der Übergangsbeitrag ist nach der Beendigung der Schwangerschaft im Fall der Geburt 

eines ehelichen Kindes auf den gebührenden Versorgungsbezug, ansonsten auf die gebührende 

Abfertigung anzurechnen. 
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UNTERABSCHNITT B 

VERSORGUNGSBEZUG DER WAISE 

 

§ 21 

Anspruch auf Waisenversorgungsgenuss 

 

 (1) Dem Kind einer verstorbenen Beamtin oder eines verstorbenen Beamten, das das 

18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, gebührt ein monatlicher Waisenversorgungsgenuss, 

wenn die Beamtin oder der Beamte am Sterbetag Anspruch auf Ruhegenuss gehabt hat oder im 

Fall der mit Ablauf dieses Tages erfolgten Versetzung in den Ruhestand gehabt hätte. Ein 

Stiefkind hat nur dann Anspruch auf Waisenversorgungsgenuss, wenn es am Sterbetag der 

Beamtin oder des Beamten bei der Bemessung der Kinderbeihilfe oder der früheren 

Haushaltszulage zu berücksichtigen gewesen ist und die Beamtin oder der Beamte zum 

Zeitpunkt ihres oder seines Todes überwiegend für die Kosten des Unterhalts aufgekommen ist. 

 

 (2) Dem Kind einer verstorbenen Beamtin oder eines verstorbenen Beamten, das das 18., 

aber noch nicht das 27. Lebensjahr, vollendet hat, gebührt auf Antrag ein monatlicher 

Waisenversorgungsgenuss, solange es sich in einer Schul- oder Berufsausbildung befindet, die 

seine Arbeitskraft überwiegend beansprucht.  

 

 (3) Besucht ein Kind eine im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1992 genannte 

Einrichtung, so gilt das Erfordernis des Abs. 2 nur dann als erfüllt, wenn es ein ordentliches 

Studium ernsthaft und zielstrebig betreibt. Das Studium wird ernsthaft und zielstrebig betrieben, 

wenn das Kind die vorgesehene Studienzeit pro Studienabschnitt um nicht mehr als ein Semester 

überschreitet. Wird ein Studienabschnitt in der vorgesehenen Studienzeit absolviert, kann einem 

weiteren Studienabschnitt ein Semester zugerechnet werden. 

 

 (4) Die Aufnahme als ordentliche Hörerin oder ordentlicher Hörer gilt als 

Anspruchsvoraussetzung für das erste Studienjahr. Anspruch ab dem zweiten Studienjahr besteht 

nur dann, wenn für das vorhergehende Studienjahr die Ablegung einer Teilprüfung der ersten 

Diplomprüfung oder des ersten Rigorosums oder von Prüfungen aus Pflicht- und Wahlfächern 

des betriebenen Studiums im Gesamtumfang von acht Semesterwochenstunden nachgewiesen 

wird. Der Nachweis ist unabhängig von einem Wechsel der Einrichtung oder des Studiums durch 

Bestätigungen der im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1992 genannten Einrichtungen zu 

erbringen. 

 

 (5) Der Nachweiszeitraum nach den Abs. 3 und 4 wird verlängert durch 

1. eine vollständige Studienbehinderung infolge eines unvorhergesehenen oder 

unabwendbaren Ereignisses (z.B. Krankheit) oder 
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2. ein nachgewiesenes Auslandsstudium. 

Eine Studienbehinderung von jeweils drei Monaten bewirkt dabei eine Verlängerung des Nach-

weiszeitraums um ein Semester.  

 

 (6) Der Ablauf des Nachweiszeitraums nach den Abs. 3 und 4 wird gehemmt durch 

1. Zeiten des Mutterschutzes oder 

2. Zeiten der Pflege und Erziehung eines eigenen Kindes bis zur Vollendung des zweiten 

Lebensjahres. 

 

 (7) Zur Schul- oder Berufsausbildung zählt auch ein angemessener Zeitraum für die 

Vorbereitung auf die Ablegung der entsprechenden Abschlussprüfungen und auf die Erwerbung 

eines akademischen Grades. Im Übrigen sind für die Beurteilung, ob die Schul- oder 

Berufsausbildung beendet ist, das gewählte Studien- oder Berufsziel und die für das Erreichen 

des gewählten Ziels geltenden Ausbildungsvorschriften maßgebend.  

 

 (8) Hat 

1. das Kind einer verstorbenen Beamtin oder eines verstorbenen Beamten, das das 

27. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, gemäß § 6 Abs. 2 lit. a oder 

2. eine andere Person für ein solches Kind gemäß § 2 Abs. 1 lit. b des 

Familienlastenausgleichsgesetzes (FLAG) Anspruch auf Familienbeihilfe, so gelten die 

Voraussetzungen des Abs. 2 als erfüllt. Abs. 1 letzter Satz wird dadurch nicht berührt. 

 

 (9) Dem Kind einer verstorbenen Beamtin oder eines verstorbenen Beamten, das das 

18. Lebensjahr vollendet hat, gebührt auf Antrag ein monatlicher Waisenversorgungsgenuss, 

wenn es seit der Vollendung des 18. Lebensjahres oder seit dem Ablauf des im Abs. 2 genannten 

Zeitraums infolge Krankheit oder Gebrechens erwerbsunfähig ist. 

 

 (10) Der Waisenversorgungsgenuss nach den Abs. 2 und 9 ruht, wenn das Kind 

1. Einkünfte bezieht, die zur Bestreitung seines angemessenen Lebensunterhalts ausreichen, 

2. einem Stift oder Kloster angehört und das Stift oder Kloster für den Lebensunterhalt des 

Kindes aufkommt und 

3. verheiratet ist und die Einkünfte der Ehegatten zur Bestreitung des angemessenen 

Lebensunterhalts ausreichen. 

 

 (11) Einkünfte im Sinn dieses Landesgesetzes sind die im § 2 des Einkom-

mensteuergesetzes 1988 angeführten Einkünfte, soweit sie nicht steuerfrei sind. Als Einkünfte 

aus nichtselbständiger Arbeit gelten jedoch auch 

1. wiederkehrende Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall- und Krankenversicherung, 

nach dem Opferfürsorgegesetz, dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, dem Heeresver-

sorgungsgesetz, dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, dem Karenzurlaubsgeld-



 

 

Seite 65 

gesetz, dem Bundesgesetz über die Gewährung von Überbrückungshilfen an ehemalige 

Bundesbedienstete und gleichartigen landesgesetzlichen Vorschriften, 

2. die Barbezüge (abzüglich der Fahrtkostenvergütung), die Verpflegung, die Abfindung für 

die Verpflegung, der Familienunterhalt, die Wohnkostenbeihilfe und die Entschädigung 

bei Übungen nach dem Heeresgebührengesetz 2001, 

3. die Geldleistungen nach dem Bundesgesetz über Auslandszulagen und besondere 

Hilfeleistungen bei Entsendungen auf Grund des Bundesverfassungsgesetzes über 

Kooperation und Solidarität bei der Entsendung von Einheiten und Einzelpersonen in das 

Ausland, 

4. die Beihilfen nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz und 

5. die Barbezüge (abzüglich des Quartiergeldes, des Kleidergeldes, des Ersatzes der Kosten 

für Wasch- und Putzzeug sowie der Reisekostenvergütung), die Verpflegung, der 

Familienunterhalt und die Wohnkostenbeihilfe nach dem Zivildienstgesetz 1986. 

Bei der Ermittlung der Einkünfte bleiben Bezüge außer Betracht, die ein Kind, das sich in 

Schulausbildung befindet, auf Grund einer ausschließlich während der Schul(Hochschul)ferien 

ausgeübten Beschäftigung bezieht. 

 

 (12) Werden Einkünfte für einen längeren Zeitraum bezogen als für einen Monat, so sind 

sie verhältnismäßig umzurechnen. Hierbei gelten Einkünfte, die für einen nicht feststellbaren 

Zeitraum zufließen, als jährliche Einkünfte des betreffenden Kalenderjahres. 

 

 (13) Der Waisenversorgungsgenuss, die Nebengebührenzulage und die nach diesem 

Landesgesetz gebührenden Zulagen - ausgenommen das Pflegegeld und die Kinderbeihilfe - 

bilden zusammen den Waisenversorgungsbezug. 

 

 

§ 22 

Ausmaß des Waisenversorgungsgenusses 

 

 (1) Der Waisenversorgungsgenuss beträgt für jede Halbwaise 24 % und für jede Vollwaise 

36 % des Ruhegenusses, der der Beamtin oder dem Beamten 

1. gebührte oder 

2. im Fall des Todes im Dienststand gebühren würde, wenn sie oder er an seinem Todestag in 

den Ruhestand versetzt worden wäre. 

 

 (2) Die Eigenschaft eines Wahlkindes als Halb- oder Vollwaise bestimmt sich nach dem 

bürgerlichen Recht. 
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 (3) Ein Stiefkind ist Vollwaise, wenn beide Elternteile aus der das Stiefverhältnis 

begründenden Ehe gestorben sind; es ist Halbwaise, wenn nur einer dieser Elternteile gestorben 

ist. 

 

 (4) Auf den Waisenversorgungsbezug eines Stiefkindes sind Unterhaltsleistungen 

anzurechnen, auf die das Stiefkind gegenüber seinen leiblichen Eltern Anspruch hat. Ein 

Verzicht des Stiefkindes auf Unterhaltsleistungen ist dabei unbeachtlich. Erhält das Stiefkind 

statt laufender Unterhaltsleistungen eine Kapitalabfindung, ist auf den monatlichen 

Waisenversorgungsbezug ein Zwölftel des Betrags anzurechnen, der sich bei Annahme eines 

jährlichen Ertrags von 4 % des Abfindungskapitals ergeben würde. Geht das Abfindungskapital 

ohne vorsätzliches Verschulden der Waisen unter, entfällt die Anrechnung. 

Versorgungsleistungen, die das Stiefkind nach seinen leiblichen Eltern erhält, sind ebenfalls auf 

den Waisenversorgungsbezug anzurechnen.  

 

 

UNTERABSCHNITT C  

VERSORGUNGSBEZUG DER FRÜHEREN EHEGATTEN 

 

§ 23 

Versorgungsbezug der früheren Ehegatten 

 

 (1) Die Bestimmungen über den Versorgungsanspruch der überlebenden Ehegattin oder 

des überlebenden Ehegatten und über das Ausmaß der Versorgung der überlebenden Ehegattin 

oder des überlebenden Ehegatten - ausgenommen die Bestimmungen der §§ 25 Abs. 3 bis 6 und 

27 - gelten, soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, sinngemäß für die frühere 

Ehegattin oder den früheren Ehegatten der verstorbenen Beamtin oder des verstorbenen 

Beamten, wenn diese oder dieser zur Zeit ihres oder seines Todes auf Grund eines gerichtlichen 

Urteils, eines gerichtlichen Vergleichs oder einer vor der Auflösung oder Nichtigerklärung der 

Ehe schriftlich eingegangenen Verpflichtung für den Lebensunterhalt ihres früheren Ehegatten 

oder seiner früheren Ehegattin aufzukommen oder dazu beizutragen hatte. 

 

 (2) Abs. 1 ist auch dann anzuwenden, wenn die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert und 

die verstorbene Beamtin oder der verstorbene Beamte auf Grund einer gesetzlichen 

Unterhaltsverpflichtung ihrem früheren Ehegatten oder seiner früheren Ehegattin 

1. zumindest für die Dauer des letzten Jahres vor ihrem oder seinem Tod oder, 

2. falls der Tod der Beamtin oder des Beamten früher als vor Ablauf eines Jahres nach 

Rechtskraft der Nichtigerklärung, Aufhebung oder Scheidung der Ehe eingetreten ist, 

durchgehend vom Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft bis zu ihrem oder seinem Tod 

nachweislich regelmäßig Unterhaltszahlungen geleistet hat. 
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 (3) Der Versorgungsgenuss gebührt der früheren Ehegattin oder dem früheren Ehegatten 

nur auf Antrag. Er fällt, wenn der Antrag binnen sechs Monaten nach dem Tod der Beamtin oder 

des Beamten gestellt wird, mit dem auf den Sterbetag folgenden Monatsersten an. In allen 

übrigen Fällen gebührt der Versorgungsgenuss von dem der Einbringung des Antrags folgenden 

Monatsersten an; wird der Antrag an einem Monatsersten gestellt, so gebührt der 

Versorgungsgenuss von diesem Tag an.  

 

 (4) Hat die frühere Ehegattin oder der frühere Ehegatte gegen die verstorbene Beamtin 

oder den verstorbenen Beamten nur einen befristeten Anspruch auf Unterhaltsleistungen gehabt, 

so besteht der Versorgungsanspruch längstens bis zum Ablauf dieser Frist.  

 

 (5) Der Versorgungsbezug - ausgenommen die Ergänzungszulage - darf 

1. die Unterhaltsleistung, auf die die frühere Ehegattin oder der frühere Ehegatte im Fall des 

Abs. 1 gegen die verstorbene Beamtin oder den verstorbenen Beamten an deren oder 

dessen Sterbetag Anspruch gehabt hat, oder 

2. die durchschnittlichen monatlichen Unterhaltszahlungen, die die verstorbene Beamtin oder 

der verstorbene Beamte im Fall des Abs. 2 regelmäßig längstens in den letzten drei Jahren 

vor ihrem oder seinem Tod geleistet hat, 

nicht übersteigen.  

 

 (6) Abs. 5 gilt jedoch nicht, wenn 

1. das auf Scheidung lautende Urteil den Ausspruch nach § 61 Abs. 3 des Ehegesetzes 

enthält, 

2. die Ehe mindestens 15 Jahre gedauert und 

3. die frühere Ehegattin oder der frühere Ehegatte im Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft 

des Scheidungsurteils das 40. Lebensjahr vollendet hat. Diese Voraussetzung entfällt, 

wenn 

 a) die frühere Ehegattin oder der frühere Ehegatte seit dem Zeitpunkt des Eintritts der 

Rechtskraft des Scheidungsurteils erwerbsunfähig ist oder 

 b) aus der geschiedenen Ehe ein Kind hervorgegangen oder durch diese Ehe ein Kind 

legitimiert worden ist oder die Ehegatten gemeinsam ein Wahlkind angenommen 

haben und das Kind am Sterbetag der Beamtin oder des Beamten dem Haushalt der 

früheren Ehegattin oder des früheren Ehegatten angehört und Anspruch auf 

Waisenversorgungsgenuss hat; das Erfordernis der Haushaltszugehörigkeit entfällt 

bei nachgeborenen Kindern. 

 

 (7) Versorgungsgenüsse mehrerer früherer Ehegattinnen oder Ehegatten dürfen zusammen 

60 % des Ruhegenusses, auf den die verstorbene Beamtin oder der verstorbene Beamte 

Anspruch gehabt hätte, nicht übersteigen. Die Versorgungsgenüsse sind gegebenenfalls im 

gleichen Verhältnis zu kürzen.  
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 (8) Eine Erhöhung der Unterhaltsleistungen im letzten Jahr vor dem Sterbetag der Beamtin 

oder des Beamten ist für die Bemessung eines Versorgungsgenusses nach Abs. 1 nur beachtlich, 

wenn sie entweder in einem rechtskräftigen Urteil ausgesprochen oder schriftlich vereinbart 

worden ist und wenn sie ihren Grund in einer Steigerung der Leistungsfähigkeit der Beamtin 

oder des Beamten oder in einer Steigerung der Bedürfnisse der früheren Ehegattin oder des 

früheren Ehegatten gehabt hat.  

 

 (9) Unterhaltsleistungen, die die Erben der verstorbenen Beamtin oder des verstorbenen 

Beamten auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen der früheren Ehegattin oder dem früheren 

Ehegatten erbringen, sind auf den Versorgungsbezug der früheren Ehegattin oder des früheren 

Ehegatten anzurechnen. 

 

 (10) Erlischt der Anspruch der überlebenden Ehegattin oder des überlebenden Ehegatten 

oder einer früheren Ehegattin oder eines früheren Ehegatten auf Versorgungsgenuss, so ändert 

sich dadurch der Versorgungsbezug einer oder eines allenfalls noch verbleibenden früheren 

Ehegattin oder Ehegatten nicht. 

 

 

UNTERABSCHNITT D 

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN FÜR HINTERBLIEBENE 

 

§ 24 

Begünstigungen für den Fall des Todes der Beamtin oder des Beamten 

 

 (1) Ist eine Beamtin oder ein Beamter, deren oder dessen ruhegenussfähige 

Gesamtdienstzeit noch nicht fünf Jahre beträgt, im Dienststand an den Folgen eines Dienstunfalls 

oder an einer Berufskrankheit gestorben, dann sind ihre oder seine Hinterbliebenen, wenn sie aus 

diesem Grund Anspruch auf die Hinterbliebenenrente aus der Unfallversicherung der öffentlich 

Bediensteten haben, so zu behandeln, als ob die Beamtin oder der Beamte eine ruhegenussfähige 

Gesamtdienstzeit von 22,5 Jahren aufzuweisen hätte. 

 

 (2) Ist eine Beamtin oder ein Beamter im Dienststand gestorben und beträgt ihre oder seine 

ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit mindestens fünf Jahre, dann sind die Hinterbliebenen so zu 

behandeln, als ob der Beamtin oder dem Beamten zu ihrer oder seiner ruhegenussfähigen 

Landesdienstzeit zehn Jahre nach der Vorschrift des § 10 zugerechnet worden wären. Das 

Gleiche gilt, wenn eine oder ein wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzte Beamtin 

oder versetzter Beamter im Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand die Voraussetzungen für 

die Zurechnung nach der Vorschrift des § 10 erfüllt hat und die Dienstbehörde über die 

Zurechnung vor seinem Tod nicht entschieden hat.  
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 (3) § 11 ist sinngemäß auch auf die Hinterbliebenen anzuwenden, sofern deren 

angemessener Lebensunterhalt zum Zeitpunkt des Todes der Beamtin oder des Beamten sowie 

der Beamtin oder des Beamten des Ruhestands nicht gesichert ist. 

 

 (4) Abs. 2 ist nicht anzuwenden, wenn der Tod auf einen Dienstunfall oder eine 

Berufskrankheit zurückzuführen ist und aus diesem Grund Hinterbliebenenrenten aus der 

Unfallversicherung der öffentlich Bediensteten gebühren. 

 

 (5) Stirbt eine Beamtin oder ein Beamter, dem aus Anlass einer früheren Versetzung in den 

Ruhestand eine Begünstigung nach der Vorschrift des § 10 gewährt worden ist, im Dienststand, 

dann sind die Hinterbliebenen, wenn es für sie günstiger ist, so zu behandeln, als ob die Beamtin 

oder der Beamte nicht wieder in den Dienststand aufgenommen worden wäre.   

 

 

§ 25 

Verlust des Anspruchs auf Versorgungsgenuss, Abfindung der überlebenden Ehegattin 

oder des überlebenden Ehegatten bei Wiederverehelichung, Wiederaufleben des 

Versorgungsanspruchs der überlebenden Ehegattin oder des überlebenden Ehegatten 

 

 (1) Der Anspruch auf Versorgungsgenuss erlischt durch 

1. Verzicht, 

2. Ablösung, 

3. Verurteilung durch ein inländisches Gericht wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz 

begangener strafbarer Handlungen zu einer mehr als einjährigen Freiheitsstrafe. Der 

Anspruch erlischt nicht, wenn diese Rechtsfolge der Verurteilung bedingt nachgesehen 

wird, es sei denn, dass die Nachsicht widerrufen wird, oder wenn kraft besonderer 

gesetzlicher Bestimmung die mit der Verurteilung verbundenen Rechtsfolgen nicht 

eintreten. 

 

 (2) Der Anspruch der überlebenden Ehegattin oder des überlebenden Ehegatten und der 

früheren Ehegattin oder des früheren Ehegatten erlischt außerdem durch Verehelichung.  

 

 (3) Der überlebenden Ehegattin des Beamten oder dem überlebenden Ehegatten der 

Beamtin, die oder der sich wiederverehelicht hat, gebührt eine Abfindung in der Höhe des 

Siebzigfachen des Versorgungsbezugs, der ihr oder ihm für den Monat, in dem die neue Ehe 

geschlossen wurde, gebührte. Die Ergänzungszulage bleibt bei der Bemessung der Abfindung 

außer Betracht.  
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 (4) Wird die neue Ehe durch den Tod der Ehegattin oder des Ehegatten, durch Scheidung 

oder durch Aufhebung aufgelöst oder wird die neue Ehe für nichtig erklärt, so lebt beim 

Zutreffen der sonstigen Voraussetzungen der Versorgungsanspruch aus der früheren Ehe wieder 

auf, wenn 

1. die Ehe nicht aus dem alleinigen oder überwiegenden Verschulden der 

abfindungsberechtigten Person geschieden oder aufgehoben worden ist oder 

2. bei Nichtigerklärung der Ehe die abfindungsberechtigte Person als schuldlos anzusehen ist. 

 

 (5) Das Wiederaufleben des Versorgungsanspruchs tritt mit der Auflösung oder 

Nichtigerklärung der letzten Ehe, frühestens jedoch fünf Jahre nach dem seinerzeitigen 

Erlöschen des Versorgungsanspruchs ein. 

 

 (6) Auf den Versorgungsbezug, der wieder aufgelebt ist, sind 

1. die Einkünfte (§ 21 Abs. 11 und 12) und 

2. wiederkehrende Unterhaltsleistungen 

anzurechnen, die der überlebenden Ehegattin oder dem überlebenden Ehegatten auf Grund der 

aufgelösten oder für nichtig erklärten Ehe zufließen. Erhält die überlebende Ehegattin oder der 

überlebende Ehegatte statt laufender Unterhaltsleistungen eine Kapitalabfindung, so ist auf den 

monatlichen Versorgungsbezug ein Zwölftel des Betrags anzurechnen, der sich bei der Annahme 

eines jährlichen Ertrags von 4 % des Abfindungskapitals ergeben würde. Geht das 

Abfindungskapital ohne vorsätzliches Verschulden der überlebenden Ehegattin oder des 

überlebenden Ehegatten unter, so entfällt die Anrechnung.   

 

 

§ 26 

Ablösung des Versorgungsbezugs 

 

 (1) Den Hinterbliebenen kann auf Antrag die Ablösung des Versorgungsbezugs bewilligt 

werden, wenn berücksichtigungswürdige Gründe vorhanden sind. 

 

 (2) Die Bestimmungen des § 13 Abs. 2 bis 5 gelten sinngemäß. 

 

 

§ 27 

Abfertigung der überlebenden Ehegattin oder des überlebenden Ehegatten und der Waise 

 

 (1) Der überlebenden Ehegattin oder dem überlebenden Ehegatten und der Waise einer 

oder eines im Dienststand verstorbenen Beamtin oder Beamten gebührt eine Abfertigung, wenn 

sie keinen Anspruch auf Versorgungsgenuss haben.  
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 (2) Die überlebende Ehegattin oder der überlebende Ehegatte hat keinen Anspruch auf 

Abfertigung, wenn für sie oder ihn ein Anspruch auf Witwen- oder Witwerversorgung aus einer 

früheren Ehe wieder auflebt. 

 

 (3) Die Waise hat keinen Anspruch auf Abfertigung, wenn sie am Sterbetag der Beamtin 

oder des Beamten bei der Bemessung der Kinderbeihilfe nicht zu berücksichtigen gewesen ist. 

Dies gilt nicht für eine nachgeborene Waise.  

 

 (4) Die Bemessungsgrundlage der Abfertigung bildet der Monatsbezug, der der 

besoldungsrechtlichen Stellung entspricht, die die Beamtin oder der Beamte im Zeitpunkt des 

Todes erreicht hat.  

 

 (5) Die Abfertigung der überlebenden Ehegattin oder des überlebenden Ehegatten beträgt 

für jedes Jahr der ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit das Zweifache der Bemessungsgrundlage, 

höchstens jedoch das Zwanzigfache. Bei einer ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit von weniger 

als einem Jahr gebührt eine Abfertigung in der Höhe der Bemessungsgrundlage.  

 

 (6) Die Abfertigung der Halbwaise beträgt 40 %, die Abfertigung der Vollwaise 60 % der 

für die überlebende Ehegattin oder den überlebenden Ehegatten vorgesehenen Abfertigung.  

 

 

ABSCHNITT IV 

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN FÜR BEAMTINNEN UND BEAMTE DES 

RUHESTANDS UND HINTERBLIEBENE 

 

§ 28 

Kinderbeihilfe  

 

 (1) Der Beamtin oder dem Beamten, die oder der Anspruch auf Ruhegenuss hat, gebührt 

die Kinderbeihilfe nach den für die Beamtinnen und Beamten des Dienststands geltenden 

Vorschriften.  

 

 (2) Der überlebenden Ehegattin oder dem überlebenden Ehegatten, deren oder dessen 

Haushalt ein Kind der Beamtin oder des Beamten angehört, das nach den für die Beamtinnen 

und Beamten des Dienststands geltenden Vorschriften bei der Bemessung der Kinderbeihilfe zu 

berücksichtigen wäre, gebührt zum Witwen- oder Witwerversorgungsgenuss die Kinderbehilfe, 

die der Beamtin oder dem Beamten gebühren würde, wenn sie oder er nicht gestorben wäre. Dies 

gilt nicht, wenn das Kind Anspruch auf Waisenversorgung hat.  
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 (3) Der Waise gebührt zum Waisenversorgungsgenuss eine Zulage im Ausmaß der für ein 

Kind vorgesehenen Kinderbeihilfe.  

 

 (4) Eine Zulage nach dem Abs. 2 oder 3 gebührt insoweit nicht, als die überlebende 

Ehegattin oder der überlebende Ehegatte oder die Waise eine Kinderbeihilfe oder eine 

gleichartige Zulage von einer anderen Stelle erhält.  

 

 

§ 29 

Ergänzungszulage 

 

 (1) Einer Person, die Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuss hat und deren 

monatliches Gesamteinkommen die Höhe des Mindestsatzes (Abs. 5) nicht erreicht, gebührt auf 

Antrag eine Ergänzungszulage in der Höhe des Unterschieds zwischen dem monatlichen 

Gesamteinkommen und dem Mindestsatz. Das Erfordernis der Antragstellung entfällt, wenn die 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ergänzungszulage schon beim Anfall des Ruhe- oder 

Versorgungsgenusses erfüllt sind. 

 

 (2) Das monatliche Gesamteinkommen besteht aus 

1. dem Ruhe- oder Versorgungsbezug mit Ausnahme der Ergänzungszulage und des 

Pflegegeldes, 

2. den anderen Einkünften nach § 21 Abs. 11 und 12 der oder des Anspruchsberechtigten, 

3. den Einkünften nach § 21 Abs. 11 und 12 der Personen, die bei der Berechnung des 

Mindestsatzes zu berücksichtigen sind, und 

4. wiederkehrenden Unterhaltsleistungen, soweit diese die Hälfte des jeweils in Betracht 

kommenden Mindestsatzes übersteigen.   

 

 (3) Bei der Ermittlung der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit ist stets der im § 16 

Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988 für den vollen Kalendermonat vorgesehene 

Pauschbetrag für Werbungskosten abzusetzen. 

 

 (4) Für Zwecke der Ermittlung des monatlichen Gesamteinkommens gelten nicht als 

Einkünfte 

1. Sonderzahlungen, die neben den Ruhe- oder Versorgungsbezügen gebühren, 

2. Grund- und Elternrenten nach dem Opferfürsorgegesetz und nach dem Kriegsopfer-

versorgungsgesetz 1957 ein Drittel der Beschädigten- und Witwenrenten sowie die 

Elternrenten einschließlich einer allfälligen Zusatzrente nach dem Heeresversorgungs-

gesetz, 
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3. Einkünfte eines Kindes des Anspruchsberechtigten, das bei der Berechnung des Mindest-

satzes zu berücksichtigen ist, soweit sie im Kalendermonat den Betrag übersteigen, um den 

sich der Mindestsatz für das Kind erhöht, 

4. Einkünfte einer früheren Ehegattin oder eines früheren Ehegatten der oder des 

Anspruchsberechtigten, der bei der Berechnung des Mindestsatzes zu berücksichtigen ist, 

soweit sie im Kalendermonat den Betrag übersteigen, um den sich der Mindestsatz für die 

frühere Ehegattin oder den früheren Ehegatten erhöht. 

 

 (5) Die Mindestsätze sind durch Verordnung der Landesregierung festzusetzen. Hierbei 

sind folgende Grundsätze zu beachten: 

1. Die Mindestsätze sind so festzusetzen, dass der notwendige Lebensunterhalt der Beamtin 

oder des Beamten und ihrer oder seiner Angehörigen sowie der Hinterbliebenen der 

Beamtin oder des Beamten gesichert ist. 

2. Die Mindestsätze sind für die Beamtin oder den Beamten, die überlebende Ehegattin oder 

den überlebenden Ehegatten, die Halbwaise, die Vollwaise und die frühere Ehegattin oder 

den früheren Ehegatten gesondert festzusetzen. 

3. Der Mindestsatz hat für eine Waise, die das 24. Lebensjahr vollendet hat, mindestens das 

Eineinhalbfache des Mindestsatzes für eine jüngere Waise zu betragen. 

4. Soweit es zur Anpassung an geänderte Lebenshaltungskosten erforderlich ist, können die 

Mindestsätze auch mit Rückwirkung geändert werden. 

5. Der Mindestsatz für 

 a) verheiratete Beamtinnen und Beamte und 

 b) Beamtinnen und Beamte, deren Ehe geschieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt 

worden ist, wenn sie verpflichtet sind, für den Unterhalt ihrer früheren Ehegattin 

oder ihres früheren Ehegatten aufzukommen oder dazu beizutragen, 

 hat mindestens das Eineinhalbfache des Mindestsatzes für ledige Beamtinnen oder Beamte 

ohne Unterhaltsverpflichtungen oder Kinder zu betragen. 

 

 (6) Einer Beamtin oder einem Beamten, die oder der Anspruch auf Ruhegenuss hat, 

gebührt die Ergänzungszulage nicht, wenn die Einkünfte (§ 21 Abs. 11 und 12) der Ehegattin 

oder des Ehegatten den für die Beamtin oder den Beamten maßgebenden Mindestsatz 

übersteigen. Die Ergänzungszulage gebührt außerdem nicht, wenn die Beamtin oder der Beamte 

bei der Berechnung des Mindestsatzes beim anderen Ehegatten zu berücksichtigen ist. 

 

 (7) Besteht neben dem Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuss noch ein Anspruch 

auf eine Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, so gebührt die Ergänzungszulage 

nicht, wenn der Ruhe- oder Versorgungsbezug ohne Ergänzungszulage niedriger ist als die 

Pension ohne Ausgleichszulage. 
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 (8) Ist zur Entstehung des Anspruchs auf Ergänzungszulage ein Antrag erforderlich, 

gebührt die Ergänzungszulage von dem der Einbringung des Antrags folgenden Monatsersten an; 

wird der Antrag an einem Monatsersten gestellt, so gebührt die Ergänzungszulage von diesem 

Tag an. Die Folge der verspäteten Antragstellung kann aus berücksichtigungswürdigen Gründen 

nachgesehen werden.  

 

 

§ 30 

Pflegegeld 

 

 (1) Personen, die einen Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuss, Übergangsbeitrag, 

Versorgungsgeld oder Unterhaltsbeitrag haben und die Voraussetzungen gemäß § 4 

Oö. Pflegegeldgesetz erfüllen, gebührt auf Antrag Pflegegeld unter sinngemäßer Anwendung der 

Bestimmungen des Oö. Pflegegeldgesetzes, ausgenommen die §§ 3, 8, 18 und 20 Abs. 1.  

 

 (2) Personen, denen bereits auf Grund der §§ 3 und 4 des Oö. Pflegegeldgesetzes 

Pflegegeld gewährt wird, gebührt Pflegegeld in der bisher gewährten Höhe nach diesem 

Landesgesetz von Amts wegen. 

 

 (3) Gebührt Pflegegeld nach gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften, so gebührt 

kein Pflegegeld nach diesem Landesgesetz. 

 

 

§ 31 

Sonderzahlung 

 

 (1) Neben dem Ruhebezug und dem Versorgungsbezug gebührt für jedes 

Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung. 

 

 (2) Die Sonderzahlung beträgt 50 % des für den Monat der Fälligkeit gebührenden Ruhe- 

oder Versorgungsbezugs. Besteht nicht für das ganze Kalendervierteljahr, für das die 

Sonderzahlung gebührt, Anspruch auf den vollen Ruhe- oder Versorgungsgenuss, so gebührt der 

verhältnismäßige Teil der Sonderzahlung. 

 

 (3) Die Sonderzahlung für das erste Kalendervierteljahr ist am 15. März, die für das zweite 

Kalendervierteljahr am 15. Juni, die für das dritte Kalendervierteljahr am 15. September und die 

für das vierte Kalendervierteljahr am 15. Dezember fällig. Sie ist mit dem an diesem Tag fälligen 

Ruhe- oder Versorgungsbezug auszuzahlen. 
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 (4) Erlischt der Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuss vor dem Ablauf des 

Kalendervierteljahres, so wird die Sonderzahlung sofort fällig. 

 

 

§ 32 

Vorschuss und Geldaushilfe 

 

 (1) Ist eine Person, die Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuss hat, unverschuldet in 

Notlage geraten oder liegen sonst berücksichtigungswürdige Gründe vor, so kann ihr auf Antrag 

ein Vorschuss bis zur Höhe des dreifachen Ruhe- oder Versorgungsbezugs gewährt werden. Die 

Gewährung des Vorschusses kann von Sicherstellungen abhängig gemacht werden. 

 

 (2) Der Vorschuss ist durch Abzug von den gebührenden Ruhe- oder Versorgungsbezügen 

längstens binnen vier Jahren hereinzubringen; bei der Festsetzung der Abzugsraten ist auf die 

wirtschaftlichen Verhältnisse der Vorschussempfängerin oder des Vorschussempfängers billige 

Rücksicht zu nehmen. Der Vorschuss kann auch vorzeitig zurückgezahlt werden. Erlischt der 

Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuss, so können zur Deckung eines noch nicht zur 

Gänze zurückgezahlten Vorschusses die der Vorschussempfängerin oder dem 

Vorschussempfänger selbst zustehenden Geldleistungen herangezogen werden.  

 

 (3) Wenn besonders berücksichtigungswürdige Gründe vorhanden sind, können auch ein 

höherer Vorschuss und längere Rückzahlungsfristen bewilligt werden. 

 

 (4) Ist eine Person, die Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuss hat, unverschuldet in 

Notlage geraten oder liegen sonst berücksichtigungswürdige Gründe vor, so kann ihr auch eine 

Geldaushilfe gewährt werden.  

 

 

§ 33 

Sachleistungen 

 

 Die für Beamtinnen und Beamte des Dienststands geltenden gesetzlichen Bestimmungen 

über Sachleistungen sind auf Beamtinnen und Beamte des Ruhestands und Hinterbliebene 

sinngemäß anzuwenden. 
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§ 34 

Kaufkraftausgleichszulage und Folgekostenzuschuss auf Grund einer früheren 

Auslandsverwendung 

 

 (1) Der Beamtin oder dem Beamten des Ruhestands und ihren oder seinen Hinterbliebenen 

gebührt eine Kaufkraftausgleichszulage nach § 39 Abs. 1 Oö. GG 2001, wenn 

1. sie im Ausland wohnen und 

2. es der Beamtin oder dem Beamten oder ihren oder seinen Hinterbliebenen aus 

wirtschaftlichen oder familiären Gründen nicht zumutbar ist, diesen Wohnsitz aufzugeben.  

 

 (2) Der Folgekostenzuschuss nach § 39 Abs. 10 Oö. GG 2001 gebührt auf Antrag auch der 

Beamtin oder dem Beamten des Ruhestands und ihren oder seinen Hinterbliebenen. 

 

 

§ 35 

Beschränkung der Wirksamkeit des Verzichts und der Abtretung 

 

 (1) Der Verzicht auf die Anwartschaft auf Pensionsversorgung oder auf den Anspruch auf 

Ruhe- oder Versorgungsgenuss ist nur wirksam, wenn er schriftlich erklärt worden ist. Sind 

Personen vorhanden, für die die Beamtin oder der Beamte Anwartschaft auf Pensionsversorgung 

erworben hat, so ist zur Wirksamkeit des Verzichts ferner erforderlich, dass diese Personen über 

die Rechtsfolgen des Verzichts schriftlich belehrt worden sind und nach der Belehrung 

schriftlich erklärt haben, dass sie mit dem Verzicht einverstanden sind. Die Echtheit der 

Unterschrift auf der Erklärung muss gerichtlich oder notariell beglaubigt sein. Die Wirksamkeit 

des Verzichts ist in jedem Fall von der Annahme durch die Dienstbehörde abhängig. 

 

 (2) Die Abtretung von Geldleistungen nach diesem Landesgesetz bedarf der Zustimmung 

der Dienstbehörde. 

 

 

§ 36 

Fälligkeitstag und Auszahlungstag der monatlich wiederkehrenden Geldleistungen 

 

 (1) Maßgebend für den einzelnen Anspruch auf monatlich wiederkehrende Geldleistungen 

sind die Verhältnisse am Fälligkeitstag. 

 

 (2) Die monatlich wiederkehrenden Geldleistungen sind unteilbar und jeweils am 15. jeden 

Monats oder, wenn dieser Tag kein Arbeitstag ist, am vorhergehenden Arbeitstag auszuzahlen. 
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 (3) Ist der Fälligkeitstag ein Samstag, ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag, so ist am 

vorhergehenden Werktag auszuzahlen. 

 

 

§ 37 

Auszahlung von Geldleistungen 

 

 (1) Geldleistungen sind den Anspruchsberechtigten oder deren gesetzlichen Vertretern 

nach den für den Zahlungsverkehr des Landes geltenden Vorschriften im Inland zu überweisen. 

Sie können auf schriftliches Verlangen der oder des Anspruchsberechtigten sowie ihrer oder 

seiner gesetzlichen Vertretung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen auch auf ein 

Girokonto bei einem Kreditinstitut im EWR außerhalb Österreichs oder außerhalb des EWR 

überwiesen werden. 

 

 (2) Bezieherinnen und Bezieher von monatlich wiederkehrenden Geldleistungen nach 

diesem Landesgesetz sind verpflichtet, für die Möglichkeit vorzusorgen, dass diese 

Geldleistungen unbar auf ein Konto, über das sie verfügungsberechtigt sind, überwiesen werden 

können. 

 

 (3) Die Gebühren für die Überweisung der Geldleistungen im Inland und im EWR trägt 

das Land, diejenigen für die Überweisung auf ein Girokonto bei einem Kreditinstitut außerhalb 

des EWR die Empfängerin oder der Empfänger. 

 

 (4) Bei Überweisung wiederkehrender Geldleistungen im Inland muss sich das 

Kreditinstitut verpflichten, die wiederkehrenden Geldleistungen dem Land zu ersetzen, die 

infolge des Todes der oder des Anspruchsberechtigten zu Unrecht auf deren oder dessen Konto 

überwiesen worden sind. 

 

 (5) Soll die Überweisung wiederkehrender Geldleistungen im Sinn des Abs. 4 auf ein 

Konto im EWR außerhalb Österreichs erfolgen, so setzt dies voraus, dass die oder der 

Anspruchsberechtigte der Dienstbehörde eine schriftliche Erklärung des jeweiligen 

Kreditinstituts mit dem Inhalt vorlegt, dass sich das Kreditinstitut verpflichtet, die 

wiederkehrenden Geldleistungen dem Land zu ersetzen, die infolge des Todes der oder des 

Anspruchsberechtigten zu Unrecht auf deren oder dessen Konto überwiesen worden sind. 

 

 (6) Sind für das Konto, auf das die Geldleistungen überwiesen werden sollen, weitere 

Personen zeichnungsberechtigt, so ist die Überweisung wiederkehrender Geldleistungen auf 

dieses Konto nur zulässig, wenn sich sämtliche weiteren zeichnungsberechtigten Personen 

schriftlich verpflichten, dem Land die Geldleistungen zu ersetzen, die infolge des Todes der 

Anspruchsberechtigten zu Unrecht auf dieses Konto überwiesen worden sind.  
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 (7) Die Überweisung auf ein Konto eines Kreditinstituts außerhalb des EWR ist nur 

zulässig, wenn die oder der Anspruchsberechtigte allein über das Konto verfügungsberechtigt ist. 

 

 (8) Anspruchsberechtigte haben auf Verlangen der Dienstbehörde binnen einer 

angemessenen Frist eine amtliche Lebensbestätigung beizubringen. Wenn die amtliche 

Lebensbestätigung nicht rechtzeitig vorgelegt wird, ist bis zu ihrem Einlangen die Zahlung 

auszusetzen. 

 

 

§ 38 

Ärztliche Untersuchung 

 

 (1) Soweit die Beurteilung eines Rechtsbegriffs von der Beantwortung von Fragen 

abhängt, die in das Gebiet ärztlichen Fachwissens fallen, hat die Dienstbehörde durch ärztliche 

Sachverständige Beweise zu erheben. Wenn es zur zuverlässigen Beurteilung erforderlich ist, 

sind Fachärzte heranzuziehen. 

 

 (2) Leistet die oder der zu Untersuchende ohne triftigen Grund der Aufforderung zum 

Erscheinen zu einer ärztlichen Untersuchung keine Folge oder lehnt sie oder er es ab, die zur 

Durchführung des Verfahrens unerlässlichen Angaben zu machen, so sind die vom Ergebnis der 

Untersuchung abhängigen Begünstigungen so lange zu verweigern, bis sie oder er der 

Aufforderung nachkommt. Sie oder er muss aber auf die Folgen ihres oder seines Verhaltens 

nachweislich aufmerksam gemacht worden sein. Eine Nachzahlung für die Zeit der 

Verweigerung unterbleibt. 

 

 

§ 39 

Kostenersatz 

 

 Wer zur Durchführung dieses Landesgesetzes einer Vorladung zur ärztlichen 

Untersuchung oder zur Auskunftserteilung Folge leistet, hat Anspruch auf Ersatz des 

notwendigen Mehraufwands. 

 

 

§ 40 

Meldepflicht 

 

 (1) Die oder der Anspruchsberechtigte ist verpflichtet, jede ihr oder ihm bekannte 

Veränderung in den Voraussetzungen, die den Verlust oder die Minderung ihres oder seines 



 

 

Seite 79 

Anspruchs oder das Ruhen der Leistung begründet, binnen einem Monat der Dienstbehörde zu 

melden. 

 

 (2) Die Empfängerin oder der Empfänger einer Ergänzungszulage hat innerhalb der in 

Abs. 1 genannten Frist jede Änderung seines Gesamteinkommens zu melden. 

 

 (3) Die Pflicht zur Meldung des Einkommens gemäß § 18 bleibt unberührt.  

 

 

§ 41 

Ersatz zu Unrecht empfangener Leistungen 

 

 (1) Zu Unrecht empfangene Leistungen (Übergenüsse) sind, soweit sie nicht im guten 

Glauben empfangen worden sind, dem Land zu ersetzen. 

 

 (2) Die rückforderbaren Leistungen sind durch Abzug von den nach diesem Landesgesetz 

gebührenden Leistungen hereinzubringen; hierbei ist auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der 

oder des Ersatzpflichtigen billige Rücksicht zu nehmen. Ist die Hereinbringung durch Abzug 

nicht möglich, so ist die oder der Ersatzpflichtige oder ihr oder sein gesetzlicher Vertreter zum 

Ersatz zu verhalten. Leistet die oder der Ersatzpflichtige oder ihr oder sein gesetzlicher Vertreter 

nicht Ersatz, so sind die rückforderbaren Leistungen nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz 

1991 (VVG) hereinzubringen.  

 

 (3) Die Verpflichtung zum Ersatz ist auf Verlangen mit Bescheid festzustellen. 

 

 (4) Soweit die Ersatzforderung des Landes durch Abzug hereinzubringen ist, geht sie den 

Forderungen anderer Personen vor. 

 

 (5) Aus berücksichtigungswürdigen Gründen kann die Rückzahlung gestundet werden. 

Von der Hereinbringung rückforderbarer Leistungen kann Abstand genommen werden, wenn die 

Hereinbringung eine besondere Härte bedeuten würde oder wenn das Verfahren zur 

Hereinbringung mit Kosten und Weiterungen verbunden wäre, die in keinem Verhältnis zum 

Rückforderungsbetrag stehen würden. 

 

 (6) Gegen die Rückforderung von Ruhebezügen, die für nach dem Zeitpunkt des Todes der 

Beamtin oder des Beamten liegenden Zeiträume ausgezahlt worden sind, kann Empfang in 

gutem Glauben nicht eingewendet werden. 
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§ 42 

Verjährung 

 

 (1) Der Anspruch auf rückständige Leistungen und das Recht auf Rückforderung zu 

Unrecht entrichteter Leistungen verjähren in drei Jahren nach ihrer Entstehung. 

 

 (2) Was trotz Verjährung geleistet worden ist, kann nicht zurückgefordert werden. 

 

 (3) Die Bestimmungen des bürgerlichen Rechts über die Hemmung und Unterbrechung der 

Verjährung sind anzuwenden. 

 

 

§ 43 

Pensionsanpassung 

 

 (1) Die nach diesem Landesgesetz gebührenden Ruhe- und Versorgungsbezüge mit 

Ausnahme der Zulagen gemäß §§ 25 und 26 sowie zu Ruhe- oder Versorgungsgenüssen 

gebührende Nebengebührenzulagen sind grundsätzlich mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden 

Jahres im gleichen prozentuellen Ausmaß anzupassen, wie sich das Gehalt der 

Funktionslaufbahn 17, Gehaltsstufe 8 nach § 28 Oö. GG 2001 ändert. 

 

 (2) Die erstmalige Anpassung eines Ruhebezugs ist abweichend von Abs. 1 erst mit 

Wirksamkeit ab 1. Jänner des dem Beginn des Anspruchs auf den Ruhebezug zweitfolgenden 

Kalenderjahres vorzunehmen. 

 

 

ABSCHNITT V 

TODESFALLBEITRAG, BESTATTUNGSKOSTENBEITRAG,  

PFLEGEKOSTENBEITRAG 

 

§ 44 

Anspruch auf Todesfallbeitrag 

 

 (1) Stirbt eine Beamtin oder ein Beamter, so haben nacheinander Anspruch auf Todes-

fallbeitrag: 

1. die überlebende Ehegattin oder der überlebende Ehegatte, die oder der am Sterbetag der 

Beamtin oder des Beamten mit dieser oder diesem in häuslicher Gemeinschaft gelebt hat, 

2. das Kind, das am Sterbetag der Beamtin oder des Beamten deren oder dessen Haushalt 

angehört hat. Ist kein anspruchsberechtigtes Kind vorhanden, so ist das Enkelkind 
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anspruchsberechtigt, das am Sterbetag der Beamtin oder des Beamten deren oder dessen 

Haushalt angehört hat, 

3. das Kind, das die Kosten der Bestattung ganz oder teilweise bestritten hat. Ist kein 

anspruchsberechtigtes Kind vorhanden, so ist das Enkelkind anspruchsberechtigt, das die 

Kosten der Bestattung ganz oder teilweise bestritten hat. 

 

 (2) Sind mehrere Kinder (Enkelkinder) nebeneinander anspruchsberechtigt, so gebührt 

ihnen der Todesfallbeitrag zur ungeteilten Hand. 

 

 (3) Nach einer mehr als drei Jahre abgängigen Beamtin oder einem mehr als drei Jahre 

abgängigen Beamten besteht unabhängig vom Zeitpunkt des Todes der Beamtin oder des 

Beamten kein Anspruch auf Todesfallbeitrag. Es gebührt jedoch statt des Todesfallbeitrags ein 

Beitrag zur Deckung der Kosten, die durch den Tod der Beamtin oder des Beamten entstanden 

sind. Dieser Beitrag darf das Ausmaß des Todesfallbeitrags nicht übersteigen. 

 

 

§ 45 

Ausmaß des Todesfallbeitrags 

 

 Der Todesfallbeitrag beträgt 3.275 Euro. 

 

 

§ 46 

Bestattungskostenbeitrag 

 

 (1) Ist keine Person vorhanden, die Anspruch auf Todesfallbeitrag hat, so gebührt der 

Person, die die Kosten der Bestattung der Beamtin oder des Beamten ganz oder teilweise aus 

eigenen Mitteln getragen hat, auf Antrag der Ersatz ihrer Auslagen, soweit diese im Nachlass der 

oder des Verstorbenen oder in einer Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung nicht 

gedeckt sind. 

 

 (2) Der Bestattungskostenbeitrag oder mehrere Bestattungskostenbeiträge zusammen 

dürfen die Höhe des in Betracht kommenden Todesfallbeitrags nicht übersteigen. 

 

 

§ 47 

Pflegekostenbeitrag 

 

 (1) Ist keine Person vorhanden, die Anspruch auf Todesfallbeitrag hat und erreicht ein 

allfällig gebührender Bestattungskostenbeitrag nicht die Höhe des Todesfallbeitrags, so kann aus 
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berücksichtigungswürdigen Gründen der Person, die die Beamtin oder den Beamten vor ihrem 

oder seinem Tod unentgeltlich gepflegt oder die Kosten der Pflege ganz oder teilweise aus 

eigenen Mitteln getragen hat, auf Antrag ein Pflegekostenbeitrag gewährt werden. 

 

 (2) Die Pflegekostenbeiträge und die Bestattungskostenbeiträge zusammen dürfen die 

Höhe des in Betracht kommenden Todesfallbeitrags nicht übersteigen. 

 

 

ABSCHNITT VI 

VERSORGUNGSGELD 

 

§ 48 

Versorgungsgeld für die Angehörigen einer Beamtin oder eines Beamten des Dienststands 

 

 (1) Solange die Bezüge einer Beamtin oder eines Beamten des Dienststands entfallen, weil 

sie oder er eigenmächtig und ungerechtfertigt vom Dienst fernbleibt, weil sie oder er infolge 

Entzugs ihrer oder seiner Freiheit an der Ausübung ihres oder seines Dienstes verhindert ist oder 

weil sie oder er abgängig geworden ist, gebührt den Angehörigen der Beamtin oder des Beamten 

ein monatliches Versorgungsgeld bis längstens zur Entlassung der Beamtin oder des Beamten. 

 

 (2) Das Versorgungsgeld gebührt in der Höhe des Versorgungsbezugs, der den 

Angehörigen gebühren würde, wenn die Beamtin oder der Beamte im Zeitpunkt des Beginns 

ihrer oder seiner Abwesenheit oder Dienstverhinderung gestorben wäre. Das Erfordernis einer 

ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit von mindestens fünf Jahren entfällt. Die Einschränkung des 

§ 14 Abs. 2 gilt nicht. Soweit der Grund für den Entfall der Bezüge nur für den Teil eines 

Kalendermonats besteht, gebührt für jeden Kalendertag jener Wert, der sich aus der Teilung des 

Versorgungsgeldes durch die volle Anzahl der Kalendertage des betreffenden Monats ergibt. 

Bereits ausbezahlte, nicht gebührende Beträge sind hereinzubringen.  

 

 (3) Angehörige, die den Grund für den Entfall der Bezüge vorsätzlich verschuldet oder 

mitverschuldet haben, haben keinen Anspruch auf Versorgungsgeld. 

 

 (4) Das der Ehegattin oder dem Ehegatten und den Kindern gebührende Versorgungsgeld 

ist bis zum Ende des sechsten Kalendermonats der Abwesenheit oder Dienstverhinderung der 

Beamtin oder des Beamten im gleichen Verhältnis so zu erhöhen, dass es zusammen mit dem 

Versorgungsgeld der früheren Ehegattin oder des früheren Ehegatten den Monatsbezug erreicht, 

der der besoldungsrechtlichen Stellung der Beamtin oder des Beamten im Zeitpunkt des Beginns 

ihrer oder seiner Abwesenheit oder Dienstverhinderung entspricht. 
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 (5) Sind Anhaltspunkte dafür vorhanden, dass die Abgängigkeit der Beamtin oder des 

Beamten auf einen Dienstunfall oder auf andere mit der ordnungsgemäßen Versehung des 

Dienstes zusammenhängende Umstände zurückzuführen ist, so kann das Versorgungsgeld für 

weitere sechs Monate nach der Vorschrift des Abs. 4 erhöht werden. Für die darüber 

hinausgehende Zeit kann das Versorgungsgeld auf den Betrag des Ruhebezugs erhöht werden, 

der der Beamtin oder dem Beamten gebühren würde, wenn sie oder er im Zeitpunkt des 

Abgängigwerdens in den Ruhestand versetzt worden wäre. 

 

 (6) Der früheren Ehegattin oder dem früheren Ehegatten gebührt Versorgungsgeld nur auf 

Antrag. Es fällt, wenn der Antrag bis zum Ende des dritten Kalendermonats nach dem Zeitpunkt 

des Beginns der Abwesenheit oder Dienstverhinderung der Beamtin oder des Beamten gestellt 

wird, mit dem auf den Beginn der Abwesenheit oder Dienstverhinderung folgenden 

Monatsersten an. In allen übrigen Fällen gebührt das Versorgungsgeld von dem der Einbringung 

des Antrags folgenden Monatsersten an; wird der Antrag an einem Monatsersten gestellt, so 

gebührt das Versorgungsgeld von diesem Tag an. 

 

 (7) Hat eine abgängige Beamtin oder ein abgängiger Beamter keine anspruchsberechtigten 

Angehörigen, so kann ihr oder ihm zu Handen einer zu bestellenden Abwesenheitskuratorin oder 

eines zu bestellenden Abwesenheitskurators längstens auf die Dauer von drei Jahren zur 

Bestreitung gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtungen ein monatliches Versorgungsgeld 

geleistet werden. Das Versorgungsgeld darf die Hälfte des Ruhebezugs nicht übersteigen, der der 

Beamtin oder dem Beamten gebühren würde, wenn sie oder er im Zeitpunkt des 

Abgängigwerdens in den Ruhestand versetzt worden wäre. Abs. 2 zweiter Satz ist anzuwenden. 

Zu diesem Versorgungsgeld gebührt keine Sonderzahlung. 

 

 (8) Kommt die abgängige Beamtin oder der abgängige Beamte zurück, so gebührt ihr oder 

ihm für die Zeit bis zu ihrer oder seiner Rückkehr der Unterschiedsbetrag zwischen dem nach 

diesem Gesetz geleisteten Versorgungsgeld einschließlich allfälliger Zulagen und den 

Ruhebezug, der ihr oder ihm gebührt hätte, wenn sie oder er im Zeitpunkt des Abgängigwerdens 

in den Ruhestand versetzt worden wäre. Die Sonderzahlungen sind bei der Berechnung des 

Unterschiedsbetrags zu berücksichtigen. Der Unterschiedsbetrag gebührt insoweit nicht, als die 

Beamtin oder der Beamte eigenmächtig und ungerechtfertigt dem Dienst ferngeblieben ist. Der 

Unterschiedsbetrag gebührt auch für die Dauer der Dienstverhinderung durch einen 

Freiheitsentzug, den die Beamtin oder der Beamte nicht verschuldet hat. Von dem 

Unterschiedsbetrag ist eine Entschädigung abzuziehen, die für die durch den Freiheitsentzug 

entstandenen vermögensrechtlichen Nachteile zugesprochen wurde oder verlangt werden könnte. 

 

 (9) Ist die abgängige Beamtin oder der abgängige Beamte gestorben, so ist das 

Versorgungsgeld auf den für die gleiche Zeit gebührenden Versorgungsbezug anzurechnen. Die 

Sonderzahlungen sind bei der Anrechnung zu berücksichtigen. 
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 (10) Wenn der Freiheitsentzug durch ein ausländisches Staatsorgan aus Gründen erfolgte, 

die nach österreichischem Recht keinen solchen Freiheitsentzug begründet hätten, gebührt ein 

Unterschiedsbetrag im Sinn des Abs. 8. Im Sinn des Abs. 7 kann Versorgungsgeld geleistet 

werden. 

 

 (11) Die §§ 31 bis 43 sind sinngemäß anzuwenden. 

 

 

§ 49 

Versorgungsgeld für die Angehörigen einer Beamtin oder eines Beamten des Ruhestands 

 

 (1) Die Ruhebezüge entfallen, wenn der Beamtin oder dem Beamten die Freiheit entzogen 

wurde oder wenn sie oder er abgängig geworden ist. 

 

 (2) In diesen Fällen ist für jeden Kalendertag des Freiheitsentzugs oder der Abgängigkeit 

jener Wert abzuziehen, der sich aus der Teilung des Ruhebezugs durch die volle Anzahl der 

Kalendertage des betreffenden Monats ergibt. Umfasst ein solcher Fall einen ganzen 

Kalendermonat, so entfällt für den betreffenden Monat der Anspruch auf den Ruhebezug. Bereits 

ausbezahlte, nicht gebührende Beträge sind hereinzubringen.  

 

 (3) § 46 Abs. 1, Abs. 2 erster und dritter bis fünfter Satz, Abs. 3, 6, 7, 9 und 10 sind 

sinngemäß anzuwenden. 

 

 (4) Kehrt die abgängige Beamtin oder der abgängige Beamte zurück, so gebührt ihr oder 

ihm für die Zeit bis zu ihrer oder seiner Rückkehr der Unterschiedsbetrag zwischen dem nach 

diesem Gesetz geleisteten Versorgungsgeld und dem Ruhebezug. Die Sonderzahlungen sind bei 

der Berechnung des Unterschiedsbetrags zu berücksichtigen. Der Unterschiedsbetrag gebührt 

auch für die Dauer eines Freiheitsentzugs, den die Beamtin oder der Beamte nicht verschuldet 

hat. Von dem Unterschiedsbetrag ist eine Entschädigung abzuziehen, die für die durch den 

Freiheitsentzug entstandenen vermögensrechtlichen Nachteile zugesprochen wurde oder verlangt 

werden könnte. 

 

 (5) Die §§ 31 bis 43 sind sinngemäß anzuwenden.   
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§ 50 

Versorgung der Halbwaise 

 

 Solange der überlebenden Ehegattin eines Beamten oder dem überlebenden Ehegatten 

einer Beamtin die Freiheit entzogen ist oder solange sie oder er abgängig ist, ist die von der 

Beamtin oder vom Beamten hinterlassene Halbwaise wie eine Vollwaise zu behandeln. 

 

 

ABSCHNITT VII 

UNTERHALTSBEZUG 

 

§ 51 

Unterhaltsbeitrag für die Angehörigen und Hinterbliebenen einer entlassenen Beamtin 

oder eines entlassenen Beamten 

 

 (1) Der oder dem Angehörigen einer aus dem Dienststand entlassenen Beamtin oder eines 

aus dem Dienststand entlassenen Beamten kann auf Antrag ein monatlicher Unterhaltsbeitrag 

gewährt werden, vorausgesetzt, dass die oder der Angehörige über ein zur Bestreitung des 

notwendigen Lebensunterhalts ausreichendes Einkommen nicht verfügt und Anspruch auf 

Versorgungsgenuss hätte, wenn die Beamtin oder der Beamte im Zeitpunkt der Entlassung 

gestorben wäre. Der Unterhaltsbeitrag kann auch befristet gewährt werden. Er ist zu entziehen, 

wenn eine Voraussetzung für seine Gewährung weggefallen ist. Der Entlassung aus dem 

Dienststand ist der Amtsverlust gemäß § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuchs gleichzuhalten, sofern 

dadurch das Dienstverhältnis einer Beamtin oder eines Beamten des Dienststands aufgelöst 

worden ist.  

 

 (2) Der Unterhaltsbeitrag darf den Versorgungsgenuss nicht übersteigen, auf den die oder 

der Angehörige Anspruch hätte, wenn die Beamtin oder der Beamte im Zeitpunkt der Entlassung 

gestorben wäre. Im Fall einer Verurteilung der oder des Angehörigen, die das Erlöschen des 

Anspruchs auf Versorgungsgenuss bewirken würde, vermindert sich der Höchstbetrag des 

Unterhaltsbeitrags bis zum Ablauf des Monats, in dem die Verurteilung getilgt wird, um 25 %. 

 

 (3) Auf die Hinterbliebenen einer aus dem Dienststand entlassenen Beamtin oder eines aus 

dem Dienststand entlassenen Beamten sind die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sinngemäß 

anzuwenden. 
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§ 52 

Unterhaltsbeitrag für ehemalige Beamtinnen und Beamte des Ruhestands 

 

 (1) Der ehemaligen Beamtin oder dem ehemaligen Beamten des Ruhestands, deren oder 

dessen Anspruch auf Ruhegenuss infolge gerichtlicher oder disziplinärer Verurteilung erloschen 

ist, gebührt ein monatlicher Unterhaltsbeitrag in der Höhe von 75 % des Ruhegenusses, auf den 

die ehemalige Beamtin oder der ehemalige Beamte Anspruch hätte, wenn sie oder er nicht 

verurteilt worden wäre.  

 

 (2) Der Unterhaltsbeitrag kann aus berücksichtigungswürdigen Gründen von dem der 

Tilgung der Verurteilung folgenden Monatsersten an bis zum Betrag des Ruhegenusses erhöht 

werden, auf den die ehemalige Beamtin oder der ehemalige Beamte Anspruch hätte, wenn sie 

oder er nicht verurteilt worden wäre. Das gleiche gilt für den Fall einer disziplinären 

Verurteilung, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der Verurteilung drei Jahre verstrichen sind.  

 

 (3) Die Bestimmungen der §§ 42 bis 44 sind sinngemäß anzuwenden. 

 

 

§ 53 

Unterhaltsbeitrag für die Hinterbliebenen einer ehemaligen Beamtin oder eines ehemaligen 

Beamten des Ruhestands 

 

 (1) Der oder dem Hinterbliebenen einer ehemaligen Beamtin des Ruhestands oder eines 

ehemaligen Beamten des Ruhestands, die oder der am Sterbetag Anspruch auf Unterhaltsbeitrag 

gehabt hat, gebührt ein monatlicher Unterhaltsbeitrag in der Höhe des Versorgungsgenusses, auf 

den die oder der Hinterbliebene Anspruch hätte, wenn die ehemalige Beamtin oder der 

ehemalige Beamte nicht verurteilt worden wäre. Im Fall einer gerichtlichen Verurteilung der 

oder des Hinterbliebenen, die das Erlöschen des Anspruchs auf Versorgungsgenuss bewirken 

würde, vermindert sich der Unterhaltsbeitrag um 25 %. 

 

 (2) Der oder dem Hinterbliebenen, deren oder dessen Anspruch auf Versorgungsgenuss 

infolge gerichtlicher Verurteilung erloschen ist, gebührt ein monatlicher Unterhaltsbeitrag in der 

Höhe von 75 % des Versorgungsgenusses, auf den sie oder er Anspruch hätte, wenn sie oder er 

nicht verurteilt worden wäre.  

 

 (3) Der Unterhaltsbeitrag kann aus berücksichtigungswürdigen Gründen von dem Tag der 

Tilgung der Verurteilung folgenden Monatsersten an bis zum Betrag des Versorgungsgenusses 

erhöht werden, auf den die oder der Hinterbliebene Anspruch hätte, wenn sie oder er nicht 

verurteilt worden wäre.  
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 (4) Der früheren Ehegattin oder dem früheren Ehegatten gebührt der Unterhaltsbeitrag nur 

auf Antrag. Er fällt, wenn der Antrag binnen drei Monaten nach dem Tod der Beamtin oder des 

Beamten gestellt wird, mit dem auf den Sterbetag folgenden Monatsersten an. In allen übrigen 

Fällen gebührt der Unterhaltsbeitrag von dem der Einbringung des Antrags folgenden 

Monatsersten an; wird der Antrag an einem Monatsersten gestellt, so gebührt der 

Unterhaltsbeitrag von diesem Tag an.  

 

 

§ 54 

Gemeinsame Bestimmungen für Empfängerinnen und Empfänger von Unterhaltsbeiträgen 

 

 (1) Auf Empfängerinnen und Empfänger von Unterhaltsbeiträgen sind die Bestimmungen 

der §§ 28 bis 43 sinngemäß anzuwenden. 

 

 (2) Der Unterhaltsbeitrag ruht auf die Dauer des Vollzugs einer wegen einer oder mehrerer 

mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen verhängten mehr als einjährigen Freiheitsstrafe 

oder der zugleich mit einer solchen Freiheitsstrafe angeordneten mit Freiheitsentziehung 

verbundenen vorbeugenden Maßnahme. In der Zeit, in der der Unterhaltsbeitrag einer 

ehemaligen Beamtin oder eines ehemaligen Beamten des Ruhestands ruht, ist die oder der 

Angehörige dieser ehemaligen Beamtin oder dieses ehemaligen Beamten wie eine 

Hinterbliebene oder ein Hinterbliebener zu behandeln.  

 

 (3) Der Unterhaltsbeitrag und die nach diesem Landesgesetz gebührenden Zulagen bilden 

zusammen den Unterhaltsbezug. 

 

 (4) Auf den Unterhaltsbezug sind die nach den Bestimmungen des § 159 lit. c des 

Richterdienstgesetzes gebührenden Leistungen anzurechnen.  

 

 

ABSCHNITT VIII 

ANRECHNUNG VON RUHEGENUSSVORDIENSTZEITEN, 

RUHEGENUSSZWISCHENDIENSTZEITEN UND IM RUHESTAND VERBRACHTER 

ZEITEN 

 

§ 55 

Anrechenbare Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten 

 

 (1) Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten sind die in den Abs. 2 bis 4 

genannten Zeiten, soweit sie vor dem Tag liegen, von dem an die ruhegenussfähige Landes-

dienstzeit rechnet (Ruhegenussvordienstzeiten) oder die ruhegenussfähige Landesdienstzeit 
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unterbrechen (Ruhegenusszwischendienstzeiten). Sie werden durch Anrechnung zu 

ruhegenussfähigen Zeiten. 

 

 (2) Folgende Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten sind anzurechnen: 

1. die in einem Berufsausbildungsverhältnis zurückgelegte Zeit;  

2. die in einem Dienstverhältnis bei einer inländischen Gebietskörperschaft oder zur 

Europäischen Union zurückgelegte Zeit; 

3. die im Lehrberuf an einer inländischen öffentlichen Schule oder einer mit 

Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten inländischen Privatschule zurückgelegte Zeit; 

4. die im Seelsorgedienst einer gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft im 

Inland zurückgelegte Zeit; 

5. die Zeiten einer selbständigen Erwerbstätigkeit nach dem Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz (GSVG) oder dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz (BSVG) 

sowie Zeiten einer freiberuflichen Tätigkeit nach dem Sozialversicherungsgesetz der 

freiberuflich selbständig Erwerbstätigen (FSVG) oder dem Notarversicherungsgesetz 

(NVG); 

6. sonstige Zeiten einer versicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit im Inland; 

7. die Zeit eines abgeschlossenen inländischen oder einem solchen gleichzuhaltenden 

Studiums an einer öffentlichen oder mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten mittleren 

Schule, höheren Schule, Akademie oder verwandten Lehranstalt, soweit die gesetzliche 

Mindestdauer des Studiums nicht überschritten worden ist; 

8. die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer Hochschule oder einer staatlichen 

Kunstakademie,  bis zum Höchstausmaß von fünf Jahren für jedes Studium. Zum Studium 

zählt auch die für die Ablegung der Abschlussprüfungen oder für die Erwerbung eines 

akademischen Grades erforderliche Vorbereitungszeit bis zum Höchstausmaß von einem 

halben Jahr; 

9. die Zeit, der Erfüllung einer inländischen Arbeits-, Zivil- oder Wehrdienstpflicht sowie die 

Zeit des Ausbildungsdienstes nach dem Wehrgesetz 2001 einschließlich der Zeit der 

Kriegsgefangenschaft und der für die Heimkehr aus der Kriegsgefangenschaft 

erforderlichen Zeit, ferner die Zeit eines dem Wehrdienst ähnlichen inländischen Not- oder 

Luftschutzdienstes und der Zeit einer unverschuldeten Zivilinternierung aus dem Anlass 

eines Krieges; 

10 die Zeiten einer Pensionsversicherung nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1997 

(AlVG). 

 

 (3) Folgende Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten können angerechnet 

werden: 

1. die im Ausland im öffentlichen oder privaten Dienst oder in einem 

Berufsausbildungsverhältnis zurückgelegte Zeit, 
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2. die Zeit einer behördlichen Beschränkung der Freiheit oder der Erwerbstätigkeit, es sei 

denn, dass die Beschränkung wegen eines Verhaltens erfolgt ist, das nach österreichischem 

Recht strafbar ist. 

 

 (4) Mit Bewilligung der Dienstbehörde können auch andere als die in den Abs. 2 und 3 

angeführten Zeiten, die vor dem Beginn der ruhegenussfähigen Landesdienstzeit liegen oder 

diese unterbrechen und für die dienstliche Verwendung der Beamtin oder des Beamten von 

wesentlicher Bedeutung sind, als Ruhegenussvor- oder Ruhegenusszwischendienstzeiten 

angerechnet werden. 

 

 (5) Die mehrfache Anrechnung ein und desselben Zeitraums als Ruhegenussvor- oder 

Ruhegenusszwischendienstzeit ist unzulässig. 

 

 (6) Die Dienstbehörde hat die Ruhegenussvordienstzeiten im unmittelbaren zeitlichen 

Zusammenhang mit der Ernennung der Beamtin oder des Beamten anzurechnen. 

Ruhegenusszwischendienstzeiten sind im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit der 

Wiederaufnahme beziehungsweise Fortsetzung des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses 

zum Land Oberösterreich anzurechnen. 

 

 

§ 56 

Ausschluss der Anrechnung und Verzicht 

 

 (1) Die Anrechnung von Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten ist ausge-

schlossen, wenn die Beamtin oder der Beamte auf die Anwartschaft auf Pensionsversorgung 

verzichtet hat. 

 

 (2) Von der Anrechnung sind Zeiten ausgeschlossen, für die die Beamtin oder der Beamte 

auf Grund eines Dienstverhältnisses eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf wiederkehrende 

Leistungen aus Mitteln eines öffentlich-rechtlichen Dienstgebers erworben hat, sofern die sich 

daraus ergebenden Bezüge nicht dem Land abgetreten worden sind. Die Abtretung wird 

rechtsunwirksam, wenn die Beamtin oder der Beamte aus dem Dienststand ausscheidet, ohne 

dass ein Anspruch auf Pensionsversorgung entstanden ist. 

 

 (3) Die Beamtin oder der Beamte kann die Anrechnung von Ruhegenussvor- und 

Ruhegenusszwischendienstzeiten in jenen Fällen, in denen sie oder er einen besonderen 

Pensionsbeitrag zu entrichten hätte, durch schriftliche Erklärung ganz oder teilweise 

ausschließen. Dasselbe können ihre oder seine Hinterbliebenen, wenn sie oder er vor der 

Anrechnung der Ruhegenussvor- und beziehungsweise oder Ruhegenusszwischendienstzeiten  

gestorben ist.  
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 (4) Auf das aus dem Anrechnungsbescheid erwachsene Recht kann nicht verzichtet 

werden. 

 

 

§ 57 

Wirksamkeit der Anrechnung 

 

 Die Anrechnung von Ruhegenussvordienstzeiten wird spätestens mit dem Tag des 

Ausscheidens aus dem Dienststand oder des Abgängigwerdens der Beamtin oder des Beamten 

wirksam. 

 

 

§ 58 

Besonderer Pensionsbeitrag 

 

 (1) Soweit das Land für die angerechneten Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischen-

dienstzeiten keinen Überweisungsbetrag nach den sozialversicherungs- oder pensionsrechtlichen, 

bundes- oder landesgesetzlichen Bestimmungen erhält, hat die Beamtin oder der Beamte einen 

besonderen Pensionsbeitrag zu leisten. Stirbt die Beamtin oder der Beamte, so geht diese 

Verpflichtung auf ihre oder seine Hinterbliebenen über. Wenn die Beamtin oder der Beamte 

abgängig wird, so fällt diese Verpflichtung so lange auf ihre oder seine Angehörigen, als sie 

Anspruch auf Versorgungsgeld haben. 

 

 (2) Ein besonderer Pensionsbeitrag ist nicht zu entrichten, 

1. soweit als Ruhegenussvordienstzeit die Zeit der Erfüllung einer inländischen Zivil- oder 

Wehrdienstpflicht oder die Zeit der Leistung des Ausbildungsdienstes (§ 55 Abs. 2 Z. 9),  

2. die Zeit einer Karenz, insbesondere nach den dem MSchG, Oö. MSchG, VKG sowie 

Oö. VKG oder nach vergleichbaren österreichischen Rechtsvorschriften angerechnet 

worden ist, oder die Zeiten nach § 5 Abs. 3 im dort vorgesehenen Ausmaß zu 

berücksichtigen ist,  

3. soweit die Beamtin oder der Beamte für die angerechnete Ruhegenussvordienstzeit bereits 

in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft besondere 

Pensionsbeiträge entrichtet hat und sie ihr oder ihm nicht erstattet worden sind, 

4. soweit der Beamtin oder dem Beamten, ihren oder seinen Hinterbliebenen oder 

Angehörigen für die angerechnete Ruhegenussvordienstzeit eine Anwartschaft oder ein 

Anspruch auf wiederkehrende Leistungen aus Mitteln eines öffentlich-rechtlichen 

Dienstgebers zugestanden ist und die aus dieser Anwartschaft oder aus diesem Anspruch 

sich ergebenden Leistungen dem Land abgetreten worden sind.   
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 (3) Die Bemessungsgrundlage des besonderen Pensionsbeitrags bildet das Gehalt, das der 

Beamtin oder dem Beamten für den ersten vollen Monat ihrer oder seiner Dienstleistung gebührt 

hat, einschließlich der Gehaltszulage. Bei Ruhegenusszwischendienstzeiten ist als 

Bemessungsgrundlage das Gehalt, das der Beamtin oder dem Beamten für den ersten vollen 

Monat ab der Wiederaufnahme des Dienstes gebührt, einschließlich Gehaltszulage 

heranzuziehen. 

 

 (4) Der besondere Pensionsbeitrag beträgt für jeden vollen Monat der angerechneten 

Zeiten 10,25 % der Bemessungsgrundlage. 

 

 (5) Der besondere Pensionsbeitrag ist nach dem Eintritt der Rechtskraft des Bemessungs-

bescheids durch Abzug vom Monatsbezug, Ruhebezug, Versorgungsbezug, Versorgungsgeld, 

Unterhaltsbezug, von der Abfertigung und Ablöse der Abfindung hereinzubringen. Bei der 

Hereinbringung durch Abzug von den monatlich wiederkehrenden Leistungen dürfen nicht mehr 

als 60 Monatsraten bewilligt werden. Bei der Festsetzung der Monatsraten ist auf die 

wirtschaftlichen Verhältnisse der oder des Verpflichteten billige Rücksicht zu nehmen. Der 

besondere Pensionsbeitrag kann auch auf einmal entrichtet werden. 

 

 (6) Wenn die Hereinbringung des besonderen Pensionsbeitrags in 60 Monatsraten eine 

besondere Härte bedeuten würde, so können bis zu 90 Monatsraten bewilligt werden. 

 

 (7) Auf mehrere Hinterbliebene oder Angehörige, zu deren Gunsten Ruhegenussvor- oder 

Ruhegenusszwischendienstzeiten angerechnet worden sind, ist der aushaftende besondere 

Pensionsbeitrag nach dem Verhältnis ihrer durch die Anrechnung erhöhten Versorgungsgenüsse, 

Versorgungsgelder oder Unterhaltsbeiträge aufzuteilen. Maßgebend sind die Verhältnisse im 

Zeitpunkt des Todes oder des Abgängigwerdens der Beamtin oder des Beamten. Von der 

Abfertigung der überlebenden Ehegattin oder des überlebenden Ehegatten oder der Waise ist 

kein besonderer Pensionsbeitrag hereinzubringen. Die Verpflichtung zur Entrichtung des 

aufgeteilten besonderen Pensionsbeitrags erlischt mit dem Tod der oder des betreffenden 

Hinterbliebenen.  

 

 (8) Scheidet die Beamtin oder der Beamte aus dem Dienststand aus, ohne dass sie oder er, 

ihre oder seine Hinterbliebenen oder Angehörigen Anspruch auf Pensionsversorgung erlangt 

haben, so entfällt die Verpflichtung zur Entrichtung des noch aushaftenden besonderen 

Pensionsbeitrags, sofern das Land nach § 311 ASVG oder gleichartigen Bestimmungen keinen 

Überweisungsbetrag für die angerechneten Ruhegenussvordienstzeiten zu leisten hat. 

 

 (9) Bescheide, mit denen besondere Pensionsbeiträge vorgeschrieben werden, sind nach 

dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG) zu vollstrecken.  
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§ 59 

Nachträgliche Anrechnung von Zeiten 

 

 (1) Auf Antrag des Beamten oder der Beamtin sind Ruhegenussvor- und Ruhegenuss-

zwischendienstzeiten nachträglich anzurechnen, die sie oder er gemäß § 56 Abs. 3 von der 

Anrechnung ausgeschlossen hat. Der für die Anrechnung dieser Zeiten nach § 58 zu entrichtende 

besondere Pensionsbeitrag ist mit jenem auf drei Kommastellen gerundeten Faktor zu 

vervielfachen, um den sich die Aufwertungszahl im Sinn des § 5 Abs. 1 Z. 2 seit dem Tag, an 

dem das Dienstverhältnis der Beamtin oder des Beamten begonnen hat, bis zum Tag der 

Antragstellung erhöht hat. 

 

 (2) Wurden Versicherungszeiten durch Leistung eines Erstattungsbetrags nach den jeweils 

anzuwendenden sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen entfertigt, so kann die Beamtin 

oder der Beamte für die Berücksichtigung dieser entfertigten Monate als ruhegenussfähige 

Dienstzeit den seinerzeit empfangenen Erstattungsbetrag als besonderen Pensionsbeitrag an das 

Land leisten. Der Erstattungsbetrag ist mit jenem auf drei Kommastellen gerundeten Faktor zu 

vervielfachen, um den sich die Aufwertungszahl im Sinn des § 5 Abs. 1 Z. 2 seit dem Monat der 

Auszahlung des Erstattungsbetrags an die Beamtin oder den Beamten bis zum Datum des 

Antrags auf nachträgliche Entrichtung eines besonderen Pensionsbeitrags oder Erstattungs-

betrags erhöht hat. Der Nachweis über die Anzahl der entfertigten Monate ist von der Beamtin 

oder dem Beamten zu erbringen und der Monat der Auszahlung des Erstattungsbetrags von ihr 

oder ihm glaubhaft zu machen. 

 

 

§ 60 

Anrechnung im Ruhestand verbrachter Zeiten 

 

 (1) Wird eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der sich im Ruhestand befindet wieder in 

den Dienststand aufgenommen, so ist die im Ruhestand verbrachte Zeit auf Antrag als 

ruhegenussfähige Dienstzeit anzurechnen. Dies gilt nicht, wenn die Beamtin oder der Beamte 

durch Disziplinarerkenntnis oder wegen einer auf "nicht entsprechend" lautenden 

Dienstbeurteilung in den Ruhestand versetzt worden ist. 

 

 (2) Soweit das Land für die angerechnete Zeit keinen Überweisungsbetrag nach den 

sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen erhält, hat die Beamtin oder der Beamte einen 

besonderen Pensionsbeitrag zu leisten. Die Bestimmungen des § 58 gelten sinngemäß mit der 

Maßgabe, dass die Bemessungsgrundlage das Gehalt bildet, das der Beamtin oder dem Beamten 

für den ersten vollen Monat ihrer oder seiner Dienstleistung nach Wiederaufnahme in den 

Dienststand gebührt hat, einschließlich der Gehaltszulage oder bei Beamtinnen oder Beamten, 



 

 

Seite 93 

auf die das Oö. LGG anzuwenden ist, der ruhegenussfähigen Zulagen, der Zulagen, die einen 

Anspruch auf Zulagen zum Ruhegenuss begründen. 

 

 

ABSCHNITT IX 

RUHENSBESTIMMUNGEN, TEILPENSION, RÜCKZAHLUNG DES ZUSÄTZLICHEN 

BEZUGSANTEILS 

 

§ 61 

Begriffsbestimmungen 

 

 In diesem Abschnitt bedeuten die Begriffe 

1. Pension: jede wiederkehrende Leistung, die Beamtinnen oder Beamten des Ruhestands auf 

Grund eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses zum Land Oberösterreich oder zu 

Fonds, Stiftungen oder Anstalten, die von Organen des Landes oder von Personen 

(Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Organen des Landes bestellt 

sind, gebührt, mit Ausnahme der Kinderbeihilfe; 

2. Vollpension: Pension in ungekürzter Höhe vor Anwendung des § 62; 

3. Pensionistin oder Pensionist: Person, die Anspruch auf eine oder mehrere Pensionen hat; 

4. Erwerbseinkommen: 

 a) das Entgelt aus einer unselbständigen Erwerbstätigkeit; 

 b) das Einkommen aus einer selbständigen Erwerbstätigkeit, ausgenommen Ansprüche 

aus der Verwertung von Urheberrechten, sowie 

 c) die Bezüge der 

  aa) im § 1 des Bundesbezügegesetzes, 

  bb) im § 1 Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von 

Bezügen öffentlicher Funktionäre, 

  cc) in auf Grund des § 1 Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die 

Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre ergehenden landesgesetz-

lichen Vorschriften oder 

  dd) im § 10 Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von 

Bezügen öffentlicher Funktionäre  

  genannten Organe oder Funktionärinnen und Funktionäre, wenn das 

Erwerbseinkommen die jeweils geltende Geringfügigkeitsgrenze gemäß § 5 Abs. 2 

ASVG übersteigt.  
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§ 62 

Teilpension bei Zusammentreffen von Pension und Erwerbseinkommen 

 

 (1) Übt eine Pensionistin oder ein Pensionist in einem Kalendermonat eine 

Erwerbstätigkeit aus, aus der sie oder er ein Erwerbseinkommen bezieht, wandelt sich der 

Anspruch auf Vollpension für den betreffenden Kalendermonat in einen Anspruch auf 

Teilpension. Diese Folge tritt auch dann ein, wenn am Fälligkeitstag der einzelnen Pension keine 

Erwerbstätigkeit ausgeübt wird. 

 

 (2) Die Höhe der Teilpension wird wie folgt ermittelt: 

1. Das Erwerbseinkommen ist mit der Vollpension zusammenzurechnen. Die Summe bildet 

das Gesamteinkommen. Erwerbseinkommen gemäß § 61 Z. 4 lit. c sind dem 

Gesamteinkommen nur dann hinzuzurechnen, wenn die jeweilige Funktion, auf Grund der 

ein Erwerbseinkommen bezogen wird, nach dem 31. Dezember 2000 erstmals oder 

neuerlich angetreten wird. 

2. Bei Zusammentreffen mehrerer Ansprüche auf Pensionen gilt die Summe dieser 

Ansprüche als Vollpension; der sich ergebende Ruhensbetrag ist in diesem Fall zunächst 

von der höchsten, übersteigt jedoch der Ruhensbetrag diese, von der jeweils nächsthöheren 

Pension in Abzug zu bringen. Nur teilweise zahlbare Pensionen sind dabei nur im 

tatsächlich gebührenden Ausmaß und nicht zahlbare Pensionen nicht zu berücksichtigen. 

3. Vom Gesamteinkommen ruhen, 

 a) wenn die Versetzung in den Ruhestand gemäß § 107 Oö. LBG erfolgt ist, 

  von den ersten 908,40 Euro.............   0 %, 

  von den weiteren 454,10 Euro......... 30 %, 

  von den weiteren 454,10 Euro......... 40 %, 

  von allen weiteren Beträgen............ 50 %; 

 b) wenn die Versetzung in den Ruhestand aus anderen Gründen vor dem vollendeten 

65. Lebensjahr erfolgt ist, 

  von den ersten 1.362,50 Euro..........   0 %, 

  von den weiteren 454,10 Euro......... 30 %, 

  von den weiteren 454,10 Euro......... 40 %, 

  von allen weiteren Beträgen............ 50 %.  

 

4. Der Ruhensbetrag darf 

 a) weder 50 % der Vollpension, 

 b) noch das Erwerbseinkommen 

 überschreiten. 

5. Die um den Ruhensbetrag gemäß Z. 3 und 4 gekürzte Vollpension ergibt die Teilpension. 

6. Die Bemessungsgrundlage für die Sonderzahlung ist der im jeweiligen Sonderzahlungs-

monat gebührende ungekürzte Ruhebezug. 
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 (3) Mit Ablauf des Monats, in dem die Pensionistin oder der Pensionist ihr oder sein 

65. Lebensjahr vollendet, wandelt sich der Anspruch auf Teilpension wieder in einen Anspruch 

auf Vollpension. 

 

 

§ 63 

Berechnung der Pension und des Erwerbseinkommens 

 

(1) Beträge, die für einen größeren Zeitraum als den Kalendermonat gebühren (z.B. 

Sonderzahlungen), zählen nicht zur Vollpension. 

 

 (2) Als Erwerbseinkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit gilt für jeden Kalender-

monat ein Zwölftel des im selben Kalenderjahr aus dieser Tätigkeit erzielten Einkommens. 

Solange das Jahreseinkommen nicht feststeht, ist vorläufig das letzte feststehende 

Erwerbseinkommen heranzuziehen. Wird eine selbständige Erwerbstätigkeit neu aufgenommen, 

ist der Berechnung der Teilpension vorläufig ein monatliches Erwerbseinkommen von 726,70 

Euro zu Grunde zu legen, sofern die Person, die die selbständige Erwerbstätigkeit ausübt, nicht 

glaubhaft macht, dass im betreffenden Kalenderjahr voraussichtlich kein Einkommen aus der 

selbständigen Erwerbstätigkeit erzielt werden wird.  

 

 (3) Als Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit gilt das aus dieser Tätigkeit 

gebührende Entgelt. Bezüge, die für einen größeren Zeitraum als den Kalendermonat gebühren 

(z.B. Weihnachts- und Urlaubsgeld, Sonderzahlungen, Belohnungen), zählen nicht zum 

Einkommen. 

 

 

§ 64 

Meldepflicht 

 

 Jede Erwerbstätigkeit ist der Pensionsbehörde binnen 14 Tagen nach ihrer Aufnahme zu 

melden. 

 

 

§ 65 

Anpassung der Betragsgrenzen 

 

 Die im § 62 genannten Beträge sowie der Betrag nach § 63 Abs. 2 sind mit Wirkung vom 

1. Jänner eines jeden Jahres mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor nach § 108f ASVG zu 

vervielfachen. Der Anpassungsfaktor für das Kalenderjahr 2005 beträgt 1,015. Der 
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Anpassungsfaktor für die folgenden Jahre ist von der Oö. Landesregierung unter sinngemäßer 

Anwendung des § 108f ASVG für das jeweilige Kalenderjahr durch Verordnung festzusetzen. 

Diese Verordnung kann auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 

 

 

§ 66 

Rückzahlung des zusätzlichen Bezugsanteils 

 

 (1) Wenn die Beamtin oder der Beamte, der oder dem ein zusätzlicher Bezugsanteil nach 

§ 70c Oö. LBG gewährt wurde, in den Ruhestand übertritt oder versetzt wird, ist die Summe des 

gesamten geleisteten zusätzlichen Bezugsanteils zu bilden und durch die Anzahl der Monate zu 

dividieren, die zwischen dem aktuellen Lebensmonat der Beamtin oder des Beamten und dem 

Monat, das der voraussichtlichen Lebenserwartung der Beamtin oder des Beamten entspricht, 

liegen. Der sich daraus ergebende Teilbetrag, der mit 12 zu multiplizieren und durch 14 zu 

dividieren ist, ist vom Ruhe- oder Versorgungsbezug und den Sonderzahlungen in Abzug zu 

bringen.  

 

 (2) Stirbt die Beamtin oder der Beamte während der Altersteilzeit und bestehen Ansprüche 

ihrer oder seiner Hinterbliebenen, so ist der zusätzliche Bezugsanteil zunächst ebenfalls durch 

die Anzahl der sich aus der Lebenserwartungstafel ergebenden Monate der fiktiven 

Restlebenserwartung der Beamtin oder des Beamten zu dividieren und auf die Hinterbliebenen 

verhältnismäßig aufzuteilen. Für die Berechnung der Raten ist Abs. 1 letzter Satz sinngemäß 

anzuwenden. Mehr als die Summe des tatsächlich geleisteten zusätzlichen Bezugsanteils darf 

den Hinterbliebenen jedoch nicht abgezogen werden.  

 

 (3) Die voraussichtliche Lebenserwartung der Beamtin oder des Beamten ist anhand der 

Lebenserwartungstafel nach Anlage 12 zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG) zu 

ermitteln. Diese Anlage ist durch Verordnung der Oö. Landesregierung unter Bedachtnahme auf 

die Ergebnisse der Kommission zur langfristigen Pensionssicherung nach § 108e Abs. 9 Z. 4 

ASVG neu festzusetzen. 
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ABSCHNITT X 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

 

§ 67 

Erlassung von Verordnungen 

 

 Durchführungsverordnungen zu diesem Landesgesetz dürfen auch rückwirkend erlassen 

werden. Dies ist jedoch nur zulässig, um eine sinngemäße, die Landesbeamtinnen und 

Landesbeamten, ihre Hinterbliebenen und Angehörigen gegenüber Bundesbeamtinnen und 

Bundesbeamten, deren Hinterbliebenen und Angehörigen zumindest grundsätzlich nicht 

schlechter stellende Regelung herbeizuführen. Eine Rückwirkung über den Zeitraum des In-

Kraft-Tretens der entsprechenden bundesrechtlichen Norm hinaus ist unzulässig. 

 

 

§ 68 

Verweise 

 

 (1) Soweit in diesem Landesgesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind diese in 

ihrer jeweils gültigen Fassung anzuwenden. 

 

 (2) Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in der 

folgenden Fassung anzuwenden: 

- Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955 i.d.F. BGBl. I 

Nr. 88/2005; 

- Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl. Nr. 609 i.d.F. BGBl. I Nr. 156/2004; 

- Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969 i.d.F. BGBl. I Nr. 64/2004; 

- Bezügegesetz, BGBl. Nr. 273/1972 i.d.F. BGBl. I Nr. 142/2004;  

- Bundesbahn-Pensionsgesetz, BGBl. I Nr. 86/2001 i.d.F. BGBl. I Nr. 176/2004; 

- Bundesbezügegesetz, BGBl. I Nr. 64/1997 i.d.F. BGBl. I Nr. 142/2004; 

- Bundesgesetz über Auslandszulagen und besondere Hilfeleistungen bei Entsendungen auf 

Grund des Bundesverfassungsgesetzes über Kooperation und Solidarität bei der Ent-

sendung von Einheiten und Einzelpersonen in das Ausland (Auslandszulagen- und -hilfe-

leistungsgesetz - AZHG), BGBl. I Nr. 66/1999 i.d.F. BGBl. I Nr. 176/2004;  

- Bundesgesetz über die Gewährung von Überbrückungshilfen an ehemalige 

Bundesbedienstete (ÜHG), BGBl. Nr. 174/1963 i.d.F. BGBl. I Nr. 142/2004; 

- Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl. Nr. 159/1958 i.d.F. BGBl. I Nr. 4/2005; 

- Bundesverfassungsgesetz über die Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre, 

BGBl. I Nr. 64/1997 i.d.F. BGBl. I Nr. 119/2001;  

- Ehegesetz (EheG), dRGBl. 1938 I S. 807 i.d.F. BGBl. I Nr. 119/2004; 
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- Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400 i.d.F. BGBl. I Nr. 8/2005; 

- Familienlastenausgleichsgesetz (FLAG), BGBl. Nr. 376/1967 i.d.F. BGBl. I Nr. 157/2004;  

- Heeresgebührengesetz 2001, BGBl. I Nr. 31/2001 i.d.F. BGBl. I Nr. 137/2003; 

- Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964 i.d.F. BGBl. I Nr. 156/2004; 

- Karenzurlaubsgeldgesetz, BGBl. Nr. 395/1974 i.d.F. BGBl. I Nr. 34/2004;  

- Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152 i.d.F. BGBl. I Nr. 156/2004; 

- Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz (LDG), BGBl. Nr. 302/1984 i.d.F. BGBl. I Nr. 23/2005; 

- Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz (LLDG), 

BGBl. Nr. 296/1985 i.d.F. BGBl. I Nr. 176/2004; 

- Mutterschutzgesetz 1979 (MSchG), BGBl. Nr. 221 i.d. F. BGBl. I Nr. 123/2004; 

- Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947 i.d.F. BGBl. I Nr. 41/2002; 

- Richterdienstgesetz (RDG), BGBl. Nr. 305/1961 i.d.F. BGBl. I Nr. 176/2004; 

- Strafgesetzbuch (StGB), BGBl. Nr. 60/1974 i.d.F. BGBl. I Nr. 152/2004; 

- Studienförderungsgesetz 1992, BGBl. Nr. 305/1992 i.d.F. BGBl. I Nr. 11/2005; 

- Väter-Karenzgesetz (VKG), BGBl. Nr. 651/1989 i.d.F. BGBl. I Nr. 124/2004; 

- Verfassungsgerichtshofgesetz 1953 (VfGG), BGBl. Nr. 85 i.d.F. BGBl. I Nr. 142/2004; 

- Wehrgesetz 2001, BGBl. I Nr. 146 i.d.F. BGBl. I Nr. 151/2004; 

- Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679 i.d.F. BGBl. I Nr. 121/2004.  

 

 

Artikel III 

Änderung des Oö. Landesbeamten-Pensionsgesetzes 

 

 Das Oö. Landesbeamten-Pensionsgesetz, LGBl. Nr. 22/1966, zuletzt geändert durch das 

Landesgesetz LGBl. Nr. 49/2005, wird wie folgt geändert:  

 

1. § 1 Abs. 1 lautet: 

 

  "(1) Dieses Landesgesetz regelt die Pensionsansprüche der Landesbeamtinnen und 

Landesbeamten, ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen, sofern auf diese nicht das 

Oö. Pensionsgesetz 2006 (Oö. PG 2006) anzuwenden ist." 

 

 

2. § 4 Abs. 3 lautet: 

 

  "(3) Als Beitragsgrundlage im Sinn des Abs. 1 Z. 1 gilt auch die Zeit eines 

Karenzurlaubs nach § 83 Oö. LBG oder einer Karenz im Sinn des § 40 Abs. 6 Z. 1 Oö. GG 

2001 oder § 22 Abs. 4 Z. 1 Oö. LGG. Für die Ermittlung der fiktiven Beitragsgrundlage ist 

der letzte volle Monatsbezug heranzuziehen, mindestens jedoch monatlich 1.350 Euro im 

Jahr 2005. Übt die Beamtin oder der Beamte während dieses Zeitraums eine 
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Teilzeitbeschäftigung aus, so gilt eine fiktive Beitragsgrundlage im Ausmaß einer 

entsprechenden Vollzeitbeschäftigung, mindestens jedoch monatlich 1.350 Euro im Jahr 

2005. Der Betrag ist jeweils durch Multiplikation mit der Aufwertungszahl (§ 5 Abs. 1 Z. 2 

Oö. PG 2006) des nächstfolgenden Jahres zu erhöhen und auf volle Euro zu runden." 

 

 

3. § 4 Abs. 4 lautet: 

 

  "(4) Die Beitragsgrundlage für die Zeit einer gänzlichen Dienstfreistellung gegen 

Entfall der Bezüge nach § 81a Abs. 1 Z. 3 Oö. LBG (Familienhospizkarenz) entspricht für 

jeden vollen Kalendermonat der Dienstfreistellung dem Betrag nach Abs. 3 letzter Satz." 

 

 

4. § 5 lautet: 

 

"§ 5 

Ruhegenussbemessungsgrundlage 

 

  (1) 80 % der Ruhegenussberechnungsgrundlage bilden die volle Ruhegenussbe-

messungsgrundlage. 

 

  (2) Für jeden Monat, der zwischen dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in 

den Ruhestand und dem Ablauf des Monats liegt, in dem die Beamtin oder der Beamte 

ihren oder seinen 780. Lebensmonat vollenden wird, ist die Ruhegenuss-

bemessungsgrundlage um 0,28 Prozentpunkte, im Fall des § 107 oder § 107a Oö. LBG um 

0,1667 Prozentpunkte zu kürzen. Liegen zwischen dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der 

Versetzung in den Ruhestand und dem Ablauf des Monats, in dem die Beamtin oder der 

Beamte ihren oder seinen 780. Lebensmonat vollenden wird, mehr als 36 Monate, dann ist 

im Fall einer Versetzung in den Ruhestand nach § 108 Abs. 1 Oö. LBG ab dem 37. Monat 

eine zusätzliche Kürzung um 0,07 Prozentpunkte pro Monat vorzunehmen. 

 

  (3) Bei einer Ruhestandsversetzung nach § 108a Oö. LBG (Schwerarbeitspension) 

beträgt das Ausmaß der Kürzung abweichend von Abs. 2 0,14 Prozentpunkte für jeden 

Monat, wenn die Beamtin oder der Beamte 180 Schwerarbeitsmonate aufweist. Dieser 

Wert verringert sich für jeweils weitere zwölf Monate Schwerarbeit um 

0,0033 Prozentpunkte und hat zumindest 0,0566 Prozentpunkte zu betragen. Das sich aus 

der Kürzung ergebende Prozentausmaß der Ruhegenussbemessungsgrundlage ist auf zwei 

Kommastellen zu runden. 
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  (4) Bleibt die Beamtin oder der Beamte nach Vollendung ihres oder seines 

780. Lebensmonats im Dienststand, ist die Ruhegenussbemessungsgrundlage für jeden 

vollen Monat, der zwischen dem auf die Vollendung des 780. Lebensmonats folgenden 

Monatsersten und dem Monatsersten nach dem Übertritt (der Versetzung) in den 

Ruhestand liegt, um 0,28 Prozentpunkte zu erhöhen. 

 

  (5) Eine Kürzung nach Abs. 2 und 3 findet nicht statt  

 1. im Fall des im Dienststand eingetretenen Todes der Beamtin oder des Beamten,  

 2. wenn die Ruhestandsversetzung wegen Dienstunfähigkeit auf einen Dienstunfall 

oder eine Berufskrankheit zurückzuführen ist und der Beamtin oder dem Beamten 

aus diesem Grund eine Versehrtenrente aus einer gesetzlichen Unfallversicherung 

oder einer Unfallfürsorgeeinrichtung gebührt. 

 

  (6) Die Ruhegenussbemessungsgrundlage darf ausgenommen im Fall einer Ruhe-

standsversetzung gemäß § 108 Abs. 1 Oö. LBG 62 % der Ruhegenussberechnungs-

grundlage nicht unterschreiten und im Fall des Abs. 4 90,08 % der Ruhegenussbe-

rechnungsgrundlage nicht überschreiten." 

 

 

5. § 6 Abs. 1 Z. 2 lautet: 

 

 "2. den angerechneten Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten," 

 

 

6. § 9 lautet: 

"§ 9 

Zurechnung 

 

 (1) Der wegen dauernder Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzten Beamtin 

oder dem wegen dauernder Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzten Beamten, die 

oder der die für den Anspruch auf Ruhegenuss im Ausmaß der 

Ruhegenussbemessungsgrundlage erforderliche ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit nicht 

erreicht hat, ist bei der Bemessung des Ruhegenusses der Zeitraum zwischen dem 

Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand bis zum Ablauf des 

780. Lebensmonats der Beamtin oder des Beamten, höchstens jedoch zehn Jahre zu ihrer 

oder seiner ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit zuzurechnen. Der Ruhegenuss darf durch 

die Zurechnung die Ruhegenussbemessungsgrundlage nicht überschreiten. 

 

 (2) Wenn der angemessene Lebensunterhalt der Beamtin oder des Beamten nach 

Anwendung der vorstehenden Bestimmungen nicht gesichert ist, kann die Dienstbehörde 
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verfügen, dass die Kürzung nach § 5 Abs. 2 ganz oder teilweise entfällt. Maßgebend für 

die Beurteilung, ob der angemessene Lebensunterhalt gesichert ist, sind die Verhältnisse 

der Beamtin oder des Beamten zur Zeit der Versetzung in den Ruhestand." 

 

 

7. § 11 lit. f lautet: 

 

 "f) Verurteilung durch ein inländisches Gericht wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz 

begangener strafbarer Handlungen zu einer Freiheitsstrafe, wenn 

  a) die verhängte Freiheitsstrafe ein Jahr übersteigt oder 

  b) die nicht bedingt nachgesehene Freiheitsstrafe sechs Monate übersteigt. 

  Der Anspruch erlischt jedoch nicht, wenn diese Rechtsfolge bedingt nachgesehen 

wird, es sei denn, dass die Nachsicht widerrufen wird." 

 

 

8. Im § 13a Abs. 2 wird der Ausdruck "1,3 %" durch den Ausdruck "2,3 %" und der 

Ausdruck "1,5 %" durch den Ausdruck "2,5 %" ersetzt.  

 

 

9. § 17 Abs. 2a lautet: 

 

  "(2a) Besucht ein Kind eine im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1992, BGBl. Nr. 

305, genannte Einrichtung, so gilt das Erfordernis des Abs. 2 nur dann als erfüllt, wenn es 

ein ordentliches Studium ernsthaft und zielstrebig betreibt. Das Studium wird ernsthaft und 

zielstrebig betrieben, wenn das Kind die vorgesehene Studienzeit pro Studienabschnitt um 

nicht mehr als ein Semester überschreitet. Wird ein Studienabschnitt in der vorgesehenen 

Studienzeit absolviert, kann einem weiteren Studienabschnitt ein Semester zugerechnet 

werden." 

 

 

10. Im § 17 Abs. 5 Z. 2 wird der Ausdruck "Heeresgebührengesetz 1985, BGBl. Nr. 87" durch 

den Ausdruck "Heeresgebührengesetz 2001, BGBl. I Nr. 31/2001" ersetzt. 
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11. § 41 lautet: 

 

"§ 41 

Auswirkung künftiger Änderungen dieses Landesgesetzes und Pensionsanpassung 

 

  (1) Künftige Änderungen dieses Landesgesetzes gelten auch für Personen, die 

Anspruch auf Leistungen nach diesem Landesgesetz haben. 

 

  (2) Die nach diesem Landesgesetz gebührenden Ruhe- und Versorgungsbezüge mit 

Ausnahme der Zulagen gemäß § 25 und § 26 sowie zu Ruhe- oder Versorgungsgenüssen 

gebührende Nebengebührenzulagen sind grundsätzlich mit Wirkung vom 1. Jänner eines 

jeden Jahres im selben prozentuellen Ausmaß  anzupassen, wie sich ein Gehalt der 

Funktionslaufbahn 17, Gehaltsstufe 8 nach dem § 28 Oö. GG 2001 ändert. Jener Teil der 

Ruhe- und Versorgungsbezüge, der 80 % der Höchstbemessungsgrundlage (§ 40 Abs. 4 

Oö. GG 2001 oder § 22 Abs. 2b Oö. LGG) übersteigt, ist jedoch nur im halben 

prozentuellen Ausmaß anzupassen (Mindervalorisierung). 

 

  (3) Die erstmalige Anpassung eines Ruhebezuges ist abweichend von Abs. 2 erst mit 

Wirksamkeit ab 1. Jänner des dem Beginn des Anspruchs auf den Ruhebezug 

zweitfolgenden Kalenderjahres vorzunehmen. Abweichend von Abs. 2 ist für das 

Kalenderjahr 2006 die Pensionsanpassung nach § 617 Abs. 9 ASVG, BGBl. 198/1955 

i.d.F. BGBl. I Nr. 88/2005, vorzunehmen." 

 

 

12. § 41a entfällt. 

 

 

13. Abschnitt VIII lautet: 

 

"ANRECHNUNG VON RUHEGENUSSVORDIENSTZEITEN, 

RUHEGENUSSZWISCHENDIENSTZEITEN UND IM RUHESTAND 

VERBRACHTER ZEITEN" 

 

 

14. § 53 lautet: 

 

"§ 53 

Anrechenbare Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten 
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  (1) Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten sind die in den Abs. 2 

bis 4 genannten Zeiten, soweit sie vor dem Tag liegen, von dem an die ruhegenussfähige 

Landesdienstzeit rechnet (Ruhegenussvordienstzeiten) oder die ruhegenussfähige 

Landesdienstzeit unterbrechen (Ruhegenusszwischendienstzeiten). Sie werden durch 

Anrechnung zu ruhegenussfähigen Zeiten. 

 

  (2) Folgende Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten  sind anzu-

rechnen: 

 a) die in einem Dienstverhältnis bei einem inländischen öffentlich-rechtlichen 

Dienstgeber zurückgelegte Zeit; 

 b) die im Lehrberuf an einer inländischen öffentlichen Schule oder einer mit 

Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten inländischen Privatschule zurückgelegte Zeit; 

 c) die im Seelsorgedienst einer gesetzlich anerkannten Kirche oder 

Religionsgesellschaft im Inland zurückgelegte Zeit; 

 d) die Zeit, der Erfüllung einer inländischen Arbeits-, Zivil- oder Wehrdienstpflicht 

einschließlich der Zeit der Kriegsgefangenschaft und der für die Heimkehr aus der 

Kriegsgefangenschaft erforderlichen Zeit sowie die Zeit des Ausbildungsdienstes 

nach dem Wehrgesetz 2001, BGBl. I Nr. 146; 

 e) die Zeit eines dem Wehrdienst ähnlichen inländischen Not- oder Luftschutzdienstes; 

 f) die Zeit einer unverschuldeten Zivilinternierung aus dem Anlass eines Krieges; 

 g) die Zeit, die dem Beamten in einem anderen Dienstverhältnis nach den 

Bestimmungen des Beamten-Überleitungsgesetzes, StGBl. Nr. 134/1945, für die 

Bemessung des Ruhegenusses oder für die Bemessung der Abfertigung angerechnet 

worden ist; 

 h) die Zeit eines abgeschlossenen inländischen oder einem solchen gleichzuhaltenden 

Studiums an einer öffentlichen oder mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten mittleren 

Schule, höheren Schule, Akademie oder verwandten Lehranstalt, soweit die 

gesetzliche Mindestdauer des Studiums nicht überschritten worden ist; 

 i) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer Hochschule oder einer staatlichen 

Kunstakademie, das für den Beamten Anstellungs- oder Definitivstellungserfordernis 

gewesen ist, bis zum Höchstausmaß von fünf Jahren für jedes Studium. Zum 

Studium zählt auch die für die Ablegung der Abschlussprüfungen oder für die 

Erwerbung eines akademischen Grades erforderliche Vorbereitungszeit bis zum 

Höchstausmaß von einem halben Jahr; 

 j) die Zeit eines mindestens zwei Jahre dauernden abgeschlossenen inländischen oder 

einem solchen gleichgehaltenen Studiums an einer Hochschule oder einer staatlichen 

Kunstakademie, das für den Beamten nicht Anstellungs- oder Definitivstellungs-

erfordernis gewesen ist, bis zum Höchstausmaß von fünf Jahren; 

 k) die in einem Berufsausbildungsverhältnis zurückgelegte Zeit, sofern die 

Berufsausbildung Voraussetzung für die Anstellung des Beamten gewesen ist oder 
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die Berufsausbildung bei einem inländischen öffentlich-rechtlichen Dienstgeber 

zurückgelegt worden ist; 

 l) die im Inland in einem Dienstverhältnis oder in einem Berufsausbildungsverhältnis 

bei einem sonstigen Dienstgeber zurückgelegte Zeit. 

 

  (3) Folgende Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten können 

angerechnet werden: 

 a) die Zeit selbständiger Erwerbstätigkeit; 

 b) die im Ausland im öffentlichen oder privaten Dienst oder in einem 

Berufsausbildungsverhältnis zurückgelegte Zeit; 

 c) die Zeit einer behördlichen Beschränkung der Freiheit oder der Erwerbstätigkeit, es 

sei denn, dass die Beschränkung wegen eines Verhaltens erfolgt ist, das nach 

österreichischem Recht strafbar ist. 

 

  (4) Mit Bewilligung der Landesregierung können auch andere als die in den Abs. 2 

und 3 angeführten Zeiten, die vor dem Beginn der ruhegenussfähigen Landesdienstzeit 

liegen oder diese unterbrechen und für die dienstliche Verwendung der Beamtin oder des 

Beamten von wesentlicher Bedeutung sind, als Ruhegenussvor- oder Ruhegenuss-

zwischendienstzeiten angerechnet werden. 

 

  (5) Die mehrfache Anrechnung ein und desselben Zeitraumes als Ruhegenussvor- 

oder Ruhegenusszwischendienstzeit ist unzulässig. 

 

  (6) Die Dienstbehörde hat die Ruhegenussvordienstzeiten im unmittelbaren 

zeitlichen Zusammenhang mit der Ernennung der Beamtin oder des Beamten anzurechnen. 

Ruhegenusszwischendienstzeiten sind im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit der 

Wiederaufnahme beziehungsweise Fortsetzung des öffentlich-rechtlichen Dienstver-

hältnisses zum Land Oberösterreich anzurechnen." 

 

 

15. Im § 54 Abs. 1 und Abs. 3 wird jeweils der Ausdruck "Ruhegenussvordienstzeiten" durch 

die Wortfolge "Ruhegenussvor- und Ruhegenusszwischendienstzeiten" ersetzt.  

 

 

16. § 56 Abs. 3 lautet: 

 

  "(3) Die Bemessungsgrundlage des besonderen Pensionsbeitrags bildet das Gehalt, 

das der Beamtin oder dem Beamten für den ersten vollen Monat ihrer oder seiner 

Dienstleistung, bei Ruhegenusszwischendienstzeiten ab der Wiederaufnahme des Dienstes, 

gebührt hat, einschließlich der Gehaltszulage oder bei Beamtinnen und Beamten, auf die 
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das Oö. LGG anzuwenden ist, einschließlich der ruhegenussfähigen Zulagen und der 

Zulagen, die Anspruch auf Zulagen zum Ruhegenuss begründen." 

 

 

17. Im § 56 Abs. 6 wird der Ausdruck "Ruhegenussvordienstzeiten" durch die Wortfolge 

"Ruhegenussvor- oder Ruhegenusszwischendienstzeiten" ersetzt. 

 

 

18. Nach § 59 wird folgender § 59a eingefügt: 

 

"§ 59a 

Rückzahlung des zusätzlichen Bezugsanteils 

 

 (1) Wenn die Beamtin oder der Beamte, der oder dem ein zusätzlicher Bezugsanteil 

nach § 70c Oö. LBG gewährt wurde, in den Ruhestand übertritt oder versetzt wird, ist die 

Summe des gesamten geleisteten zusätzlichen Bezugsanteils zu bilden und durch die 

Anzahl der Monate zu dividieren, die zwischen dem aktuellen Lebensmonat der Beamtin 

oder des Beamten und dem Monat, das der voraussichtlichen Lebenserwartung der 

Beamtin oder des Beamten entspricht, liegen. Der sich daraus ergebende Teilbetrag, der 

mit 12 zu multiplizieren und durch 14 zu dividieren ist, ist vom Ruhe- oder 

Versorgungsbezug und den Sonderzahlungen in Abzug zu bringen.  

 

 (2) Stirbt die Beamtin oder der Beamte während der Altersteilzeit und bestehen 

Ansprüche ihrer oder seiner Hinterbliebenen, so ist der zusätzliche Bezugsanteil zunächst 

ebenfalls durch die Anzahl der sich aus der Lebenserwartungstafel ergebenden Monate der 

fiktiven Restlebenserwartung der Beamtin oder des Beamten zu dividieren und dann auf 

die Hinterbliebenen verhältnismäßig aufzuteilen. Für die Berechnung der Raten ist Abs. 1 

letzter Satz sinngemäß anzuwenden. Mehr als die Summe des tatsächlich geleisteten 

zusätzlichen Bezugsanteils darf den Hinterbliebenen jedoch nicht abgezogen werden.  

 

 (3) Die voraussichtliche Lebenserwartung der Beamtin oder des Beamten ist anhand 

der Lebenserwartungstafel nach Anlage 12 zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 

(ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, i.d.F. BGBl. I Nr. 88/2005, zu ermitteln. Diese Anlage ist 

durch Verordnung der Oö. Landesregierung unter Bedachtnahme auf die Ergebnisse der 

Kommission zur langfristigen Pensionssicherung nach § 108e Abs. 9 Z. 4 ASVG neu 

festzusetzen." 
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19. § 62d Abs. 6 lautet: 

 

  "(6) Gebührt ein Ruhebezug oder ein Versorgungsbezug nach einem im Dienststand 

verstorbenen Beamten erstmals in einem in der folgenden Tabelle bezeichneten Jahr, ist 

der Prozentsatz gemäß § 13a durch folgenden Prozentsatz zu ersetzen: 

 

      Jahr    Prozentsatz 

 

      2003    2,42 

      2004    2,33 

      2005    2,25 

      2006    2,17 

      2007    2,08 

      2008    2 

      2009    1,92 

      2010    1,83 

      2011    1,75 

      2012    1,67 

      2013    1,58 

      2014    1,5 

      2015    1,42 

      2016    1,33 

      2017    1,25 

      2018    1,17 

      2019    1,08 

 ab 2020    1" 

 

 

20. § 62d Abs. 9 und 10 lauten: 

 

  "(9) Die nach Abs. 6 bis 8 errechneten Prozentsätze gelten jeweils für die gesamte 

Bemessungsgrundlage gemäß § 13a Abs. 2 sowie für Versorgungsgenüsse nach solchen 

Ruhegenüssen. Die Abs. 6 bis 8 gelten nicht für Beamte, die vor dem 1. Jänner 2003 das 

60. Lebensjahr vollenden. 

 

  (10) Der jeweilige Prozentsatz gemäß § 13a erhöht sich  

 1. für Ruhegenüsse und für Versorgungsgenüsse, die erstmals vor dem 1. Jänner 2003 

gebühren, oder 
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 2. für Ruhe- und für Versorgungsgenüsse, die nach dem 31. Dezember 2002 erstmals 

gebühren, wenn die Beamtin oder der Beamte bereits vor dem 1. Jänner 2003 das 

60. Lebensjahr vollendet hat,  

 für das in der folgenden Tabelle bezeichnete Jahr wie folgt, wobei dieser erhöhte 

Prozentsatz nur von dem Teil der Ruhe- und Versorgungsgenüsse zu entrichten ist, der 

über der Höchstbemessungsgrundlage (§ 22 Abs. 2b Oö. LGG) liegt: 

 

                Jahr   Prozentsatz 

 

                2003    0,08 

                2004    0,17 

                2005    0,25 

                2006    0,33" 

 

 

21. Nach § 62g wird folgender § 62h angefügt: 

 

"§ 62h 

Übergangsbestimmungen zum Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz 

 

  (1) Für die Bemessung des Ruhegenusses ist die Rechtslage zum Zeitpunkt der 

Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand heranzuziehen. Abweichend davon ist für 

Beamtinnen und Beamten, die mit Wirksamkeit zum 1. Februar 2006 in den Ruhestand 

versetzt werden, die bis zum 31. Jänner 2006 gültige Rechtslage und auf Beamtinnen und 

Beamte, deren Versetzung in den Ruhestand nach § 107 Oö. LBG bereits vor dem 

1. Februar 2006 eingeleitet worden ist, § 5 in der bis zum Ablauf des 31. Jänner 2006 

geltenden Fassung weiter anzuwenden. 

 

  (2) Abweichend von § 4 Abs. 1 Z. 2 sind Beitragsgrundlagen von Beamtinnen und 

Beamten, die nach dem 31. Dezember 1999 in ein Dienstverhältnis zu einer 

österreichischen Gebietskörperschaft aufgenommen wurden und seither ununterbrochen in 

einem solchen stehen, ab dem 1. Jänner 2007 mit Aufwertungszahlen im Sinn des § 5 

Abs. 1 Z. 2 Oö. PG 2006 aufzuwerten.  
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  (3) Für Beamtinnen und Beamte, die in den in der folgenden Tabelle angegebenen 

Zeiträumen geboren sind, tritt an die Stelle des im § 5 Abs. 2 oder im § 9 Abs. 1 

angeführten 780. Lebensmonats der jeweils in der rechten Tabellenspalte angeführte 

Lebensmonat: 

 

bis einschließlich 1. Februar 1946   720. 

2. Februar 1946 bis 1. April 1946   721. 

2. April 1946 bis 1. Juli 1946    722. 

2. Juli 1946 bis 1. Oktober 1946   723. 

2. Oktober 1946 bis 1. Jänner 1947   724. 

2. Jänner 1947 bis 1. April 1947   725. 

2. April 1947 bis 1. Juli 1947    726. 

2. Juli 1947 bis 1. Oktober 1947    727. 

2. Oktober 1947 bis 1. Jänner 1948   728. 

2. Jänner 1948 bis 1. April 1948   729. 

2. April 1948 bis 1. Juli 1948    730. 

2. Juli 1948 bis 1. Oktober 1948   731. 

2. Oktober 1948 bis 1. Jänner 1949   732. 

2. Jänner 1949 bis 1. April 1949    733. 

2. April 1949 bis 1. Juli 1949    734. 

2. Juli 1949 bis 1. Oktober 1949    735. 

2. Oktober 1949 bis 1. Jänner 1950   736. 

2. Jänner 1950 bis 1. April 1950   737. 

2. April 1950 bis 1. Juli 1950    738. 

2. Juli 1950 bis 1. Oktober 1950   739. 

2. Oktober 1950 bis 1. Dezember 1950  740. 

2. Dezember 1950 bis 1. Februar 1951  741. 

2. Februar 1951 bis 1. April 1951   742. 

2. April 1951 bis 1. Juni 1951   743. 

2. Juni 1951 bis 1. August 1951   744. 

2. August 1951 bis 1. Oktober 1951  745. 

2. Oktober 1951 bis 1. Dezember 1951  746. 

2. Dezember 1951 bis 1. Februar 1952  747. 

2. Februar 1952 bis 1. April 1952   748. 

2. April 1952 bis 1. Juni 1952   749. 

2. Juni 1952 bis 1. August 1952   750. 

2. August 1952 bis 1. Oktober 1952  751. 

2. Oktober 1952 bis 1. Dezember 1952  752. 

2. Dezember 1952 bis 1. Februar 1953  753. 

2. Februar 1953 bis 1. April 1953   754. 
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2. April 1953 bis 1. Juni 1953   755. 

2. Juni 1953 bis 1. August 1953   756. 

2. August 1953 bis 1. Oktober 1953  757. 

2. Oktober 1953 bis 1. Dezember 1953  758. 

2. Dezember 1953 bis 1. Februar 1954  759. 

2. Februar 1954 bis 1. April 1954   760. 

2. April 1954 bis 1. Mai 1954   761. 

2. Mai 1954 bis 1. Juni 1954    762. 

2. Juni 1954 bis 1. Juli 1954    763. 

2. Juli 1954 bis 1. August 1954   764. 

2. August 1954 bis 1. September 1954  765. 

2. September 1954 bis 1. Oktober 1954  766. 

2. Oktober 1954 bis 1. November 1954  767. 

2. November 1954 bis 1. Dezember 1954  768. 

2. Dezember 1954 bis 1. Jänner 1955  769. 

2. Jänner 1955 bis 1. Februar 1955   770. 

2. Februar 1955 bis 1. März 1955   771. 

2. März 1955 bis 1. April 1955   772. 

2. April 1955 bis 1. Mai 1955   773. 

2. Mai 1955 bis 1. Juni 1955    774. 

2. Juni 1955 bis 1. Juli 1955    775. 

2. Juli 1955 bis 1. August 1955   776. 

2. August 1955 bis 1. September 1955  777. 

2. September 1955 bis 1. Oktober 1955  778. 

2. Oktober 1955 bis 1. November 1955  779. 

ab 2. November 1955     780. 

 

  (4) Pensionsberechnungen anlässlich der Versetzung in den Ruhestand oder der 

Festsetzung von Versorgungsgenüssen, die vor dem In-Kraft-Treten des Oö. Pensions-

harmonisierungsgesetzes durchgeführt wurden, bleiben unberührt." 

 

 

Artikel IV 

Änderung des Oö. Gehaltsgesetzes 2001 

 

 Das Oö. Gehaltsgesetz 2001, LGBl. Nr. 21/2001, zuletzt geändert durch das LGBl. Nr. 

49/2005, wird wie folgt geändert: 
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1. Nach § 40 Abs. 9 wird folgender Abs. 10 angefügt: 

 

  "(10) Abweichend von Abs. 2 setzt sich die Bemessungsgrundlage für den 

Pensionsbeitrag bei Beamtinnen und Beamten, die dem Oö. PG 2006 unterliegen, wie folgt 

zusammen: 

 1. dem Monatsbezug (§ 4); 

 2. der Überstundenvergütung und Pauschalvergütung für verlängerten Dienstplan 

(§ 34); 

 3. der Sonn- und Feiertagsabgeltung (§ 35); 

 4. der Journaldienstvergütung und der Bereitschaftsentschädigung (§ 36); 

 5. der Aufwandsvergütung (§ 37) und 

 6. der Dienstvergütung (§ 38)." 

 

 

2. (Verfassungsbestimmung) In § 41 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 

 

  "(1a) Das Land Oberösterreich hat für seine Beamtinnen und Beamten, die nach dem 

31. Dezember 1950 geboren wurden, sofern diese keine Erklärung nach § 48 Abs. 9 

abgegeben haben, zum Pensionskassenbeitrag nach Abs. 1 als Dienstgeberanteil einen 

zusätzlichen Pensionskassenbeitrag in der Höhe von 1 % der Bemessungsgrundlage (§ 40 

Abs. 2) zu entrichten. Die Regelung über die Höchstbemessungsgrundlage gemäß § 40 

Abs. 4 ist nicht anzuwenden." 

 

 

3. § 48 lautet: 

 

"§ 48 

Treueabgeltung 

 

  (1) Der Beamtin oder dem Beamten, die oder der durch Übertritt in den Ruhestand 

(§ 106 Oö. LBG), Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder Erwerbs-

minderung (§ 107 Oö. LBG), Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung (§ 108 

Oö. LBG), vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen (§ 107a Oö. LBG) 

oder durch Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten (§ 108a 

Oö. LBG) aus dem Dienststand ausscheidet, in diesem Zeitpunkt eine mindestens 25-

jährige Dienstzeit aufweist, gebührt für treue Dienste - sofern die Beamtin oder der Beamte 

nicht auf Grund eines Erkenntnisses der Disziplinarbehörde in den Ruhestand versetzt 

wurde - eine Treueabgeltung. Fallen in die für die Treueabgeltung zu berücksichtigende 

Dienstzeit Zeiten, in denen der Monatsbezug der Beamtin oder des Beamten wegen 
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mangelnden Arbeitserfolgs gemäß § 13 gekürzt war oder ist, ist die für die Treueabgeltung 

maßgebliche Dienstzeit entsprechend zu kürzen. 

 

  (2) Die Treueabgeltung beträgt nach einer Dienstzeit von mindestens 25 Jahren 

100 % und erhöht sich für jedes zusätzliche Dienstjahr um weitere 10 % des 

Monatsbezugs, der der besoldungsrechtlichen Stellung der Beamtin oder des Beamten für 

den Monat entspricht, in dem sie oder er aus dem Dienststand ausscheidet. 

 

  (3) Bei der Berechnung der maßgeblichen Dienstzeit nach Abs. 2 werden Bruchteile 

eines Jahres voll berücksichtigt, wenn sie mehr als 6 Monate betragen, andernfalls bleiben 

sie unberücksichtigt. 

 

  (4) Zur Dienstzeit im Sinn des Abs. 1 und 2 zählen die im § 47 Abs. 2 angeführten 

Zeiten.  

 

  (5) Die Treueabgeltung ist innerhalb von drei Monaten nach dem Ausscheiden der 

Beamtin oder des Beamten aus dem Dienststand auszuzahlen. 

 

  (6) Hat die Beamtin oder der Beamte die Voraussetzungen für die Gewährung einer 

Treueabgeltung erfüllt und ist sie oder er gestorben, ehe die Treueabgeltung ausgezahlt 

wurde, ist die Treueabgeltung ihren oder seinen versorgungsberechtigten Hinterbliebenen 

zur ungeteilten Hand auszuzahlen. 

 

  (7) Scheidet die Beamtin oder der Beamte durch Tod aus dem Dienststand aus, 

gelten die Abs. 1 bis 6 mit der Maßgabe, dass die Treueabgeltung den 

versorgungsberechtigten Hinterbliebenen zur ungeteilten Hand gebührt. 

 

  (8) Scheidet eine reaktivierte Beamtin oder ein reaktivierter Beamter aus dem 

Dienststand aus, vermindert sich die Treueabgeltung um eine seinerzeit bereits bezogene 

Treueabgeltung. 

 

  (9) Für Beamtinnen und Beamte, die unter den Anwendungsbereich des Oö. PG 2006 

fallen, gebührt keine Treueabgeltung. Die übrigen Beamtinnen und Beamten, die nach dem 

31. Dezember 1950 geboren wurden, können bis 30. Juni 2006 schriftlich und 

unwiderruflich erklären, dass das Land Oberösterreich für sie oder ihn auch künftig keinen 

Pensionskassenbeitrag nach § 41 Abs. 1a entrichten soll. Zum Zeitpunkt des 31. Jänner 

2006 beim Land Oberösterreich tätige Vertragsbedienstete können anlässlich ihrer 

Übernahme in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich 

schriftlich und unwiderruflich erklären, dass das Land Oberösterreich für sie auch künftig 

keinen Pensionskassenbeitrag nach § 41 Abs. 1a entrichten soll. 
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  (10) Für Beamtinnen und Beamte, für die ein zusätzlicher Pensionskassenbeitrag 

durch das Land entrichtet wird (§ 41 Abs. 1a), kann eine Treueabgeltung nach Abs. 1 nur 

mehr nach der Maßgabe gewährt werden, dass eine aliquote Treueabgeltung im Ausmaß 

der bis zum Zeitpunkt der erstmaligen Entrichtung des zusätzlichen 

Pensionskassenbeitrags nach § 41 Abs. 1a bereits vollendeten Dienstzeit (Abs. 1) im 

Verhältnis zur erforderlichen Dienstzeit von 25 Jahren zu gewähren ist. Beamtinnen und 

Beamte, die eine Dienstzeit von mehr als 25 Jahren aufweisen, gebührt die Treueabgeltung 

in dem Ausmaß, das sie unter Anwendung der Abs. 2 und 3 zum Zeitpunkt der erstmaligen 

Entrichtung des zusätzlichen Pensionskassenbeitrags nach § 41 Abs. 1a bereits erreicht 

haben." 

 

 

Artikel V 

Änderung des Oö. Landes-Gehaltsgesetzes 

 

 Das Oö. Landes-Gehaltsgesetz, LGBl. Nr. 8/1956, zuletzt geändert durch das LGBl. Nr. 

49/2005, wird wie folgt geändert:  

 

1. § 20d lautet: 

 

"§ 20d 

Treueabgeltung 

 

  (1) Der Beamtin oder dem Beamten, die oder der durch Übertritt in den Ruhestand 

(§ 106 Oö. LBG), Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder 

Erwerbsminderung (§ 107 Oö. LBG), Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung 

(§ 108 Oö. LBG), vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen (§ 107a 

Oö. LBG) oder durch Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten 

(§ 108a Oö. LBG) aus dem Dienststand ausscheidet, in diesem Zeitpunkt eine mindestens 

25-jährige Dienstzeit aufweist, gebührt für treue Dienste - sofern die Beamtin oder der 

Beamte nicht auf Grund eines Erkenntnisses der Disziplinarbehörde in den Ruhestand 

versetzt wurde - eine Treueabgeltung. Fallen in die für die Treueabgeltung zu 

berücksichtigende Dienstzeit Zeiten, in denen die Beamtin oder der Beamte keine 

Leistungszulage bezogen hat, ist die für die Treueabgeltung maßgebliche Dienstzeit 

entsprechend zu kürzen. 

 

  (2) Die Treueabgeltung beträgt nach einer Dienstzeit von mindestens 25 Jahren 

100 % und erhöht sich für jedes zusätzliche Dienstjahr um weitere 10 % des 
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Monatsbezugs, der der besoldungsrechtlichen Stellung der Beamtin oder des Beamten für 

den Monat entspricht, in dem sie oder er aus dem Dienststand ausscheidet. 

 

  (3) Bei der Berechnung der maßgeblichen Dienstzeit nach Abs. 2 werden Bruchteile 

eines Jahres voll berücksichtigt, wenn sie mehr als 6 Monate betragen, andernfalls bleiben 

sie unberücksichtigt. 

 

  (4) Zur Dienstzeit im Sinn des Abs. 1 und 2 zählen die im § 20c Abs. 2 angeführten 

Zeiten.  

 

  (5) Die Treueabgeltung ist innerhalb von drei Monaten nach dem Ausscheiden der 

Beamtin oder des Beamten aus dem Dienststand auszuzahlen. 

 

  (6) Hat die Beamtin oder der Beamte die Voraussetzungen für die Gewährung einer 

Treueabgeltung erfüllt und ist sie oder er gestorben, ehe die Treueabgeltung ausgezahlt 

wurde, ist die Treueabgeltung ihren oder seinen versorgungsberechtigten Hinterbliebenen 

zur ungeteilten Hand auszuzahlen. 

 

  (7) Scheidet die Beamtin oder der Beamte durch Tod aus dem Dienststand aus, 

gelten die Abs. 1 bis 6 mit der Maßgabe, dass die Treueabgeltung den 

versorgungsberechtigten Hinterbliebenen zur ungeteilten Hand gebührt. 

 

  (8) Scheidet eine reaktivierte Beamtin oder ein reaktivierter Beamter aus dem 

Dienststand aus, vermindert sich die Treueabgeltung um eine seinerzeit bereits bezogene 

Treueabgeltung. 

 

  (9) Die Beamtinnen und Beamten, die nach dem 31. Dezember 1950 geboren 

wurden, können bis 30. Juni 2006 schriftlich und unwiderruflich erklären, dass das Land 

Oberösterreich für sie oder ihn auch künftig keinen Pensionskassenbeitrag nach § 22b 

Abs. 6 entrichten soll. Zum Zeitpunkt des 31. Jänner 2006 beim Land Oberösterreich tätige 

Vertragsbedienstete können anlässlich ihrer Übernahme in ein öffentlich-rechtliches 

Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich schriftlich und unwiderruflich erklären, dass das 

Land Oberösterreich für sie auch künftig keinen Pensionskassenbeitrag nach § 22b Abs. 6 

entrichten soll. 

 

  (10) Für Beamtinnen und Beamte, für die ein zusätzlicher Pensionskassenbeitrag 

durch das Land entrichtet wird (§ 22b Abs. 6), kann eine Treueabgeltung nach Abs. 1 nur 

mehr nach der Maßgabe gewährt werden, dass eine aliquote Treueabgeltung im Ausmaß 

der bis zum Zeitpunkt der erstmaligen Entrichtung des zusätzlichen 

Pensionskassenbeitrags nach § 22b Abs. 6 bereits vollendeten Dienstzeit (Abs. 1) im 
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Verhältnis zur erforderlichen Dienstzeit von 25 Jahren zu gewähren ist. Beamtinnen und 

Beamte, die eine Dienstzeit von mehr als 25 Jahren aufweisen, gebührt die Treueabgeltung 

in dem Ausmaß, das sie unter Anwendung der Abs. 2 und 3 zum Zeitpunkt der erstmaligen 

Entrichtung des zusätzlichen Pensionskassenbeitrags nach § 22b Abs. 6 bereits erreicht 

haben." 

 

 

2. (Verfassungsbestimmung) In § 22b wird folgender Abs. 6 angefügt: 

 

  "(6) Das Land Oberösterreich hat für seine Beamtinnen und Beamten, die nach dem 

31. Dezember 1950 geboren wurden, sofern diese keine Erklärung nach § 20d Abs. 9 

abgegeben haben, zum Pensionskassenbeitrag nach Abs. 1 oder 4 und 5 als 

Dienstgeberanteil einen zusätzlichen Pensionskassenbeitrag in der Höhe von 1 % der 

Bemessungsgrundlage (§ 22 Abs. 2) zu entrichten. Die Regelung über die 

Höchstbemessungsgrundlage gemäß § 22 Abs. 2b ist nicht anzuwenden." 

 

 

Artikel VI 

Änderung des Oö. Nebengebührenzulagengesetzes 

 

 Das Oö. Nebengebührenzulagengesetz, LGBl. Nr. 60/1973, zuletzt geändert durch das 

LGBl. Nr. 154/2002, wird wie folgt geändert: 

 

§ 1 Abs. 2 lautet: 

 

 "(2) Landesbeamtinnen und Landesbeamte im Sinn dieses Gesetzes sind die Beamtinnen 

und Beamten des Landes Oberösterreich gemäß § 1 des Oö. LBG, sofern auf sie nicht das 

Oö. PG 2006 Anwendung findet. Sie werden im folgenden kurz "Beamte" genannt." 

 

 

Artikel VII 

Änderung des Oö. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetzes 2002 

 

 Das Oö. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetz 2002, LGBl. Nr. 52, zuletzt geändert 

durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 61/2005, wird wie folgt geändert: 

 

1. Im Inhaltsverzeichnis lauten folgende Eintragungen: 

 

 "§ 41 Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder Erwerbsminderung 
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 § 41a Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen 

 § 42 Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung 

 § 42a Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten 

 § 112a Altersteilzeit unter gleichzeitiger Gewährung eines zusätzlichen Bezugsanteils  

 § 219 Übergangsbestimmungen zum Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz" 

 

 

2. Nach § 28 Abs. 2 Z. 1 wird folgende Z. 1a eingefügt: 

 

 "1a. Oö. Pensionsgesetz 2006"  

 

 

3. § 40 lautet: 

 

"§ 40 

Übertritt in den Ruhestand 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) tritt mit Ablauf des 780. Lebensmonats in den 

Ruhestand. 

 

  (2) Der Gemeindevorstand oder bei Beamten (Beamtinnen), die eine Funktion nach 

§ 8 Abs. 1 Z. 3 und 4 innehaben, der Gemeinderat kann auf schriftlichen Antrag den 

Übertritt des Beamten (der Beamtin) in den Ruhestand aufschieben, falls an einem 

Verbleib im Dienststand ein wichtiges dienstliches Interesse besteht. Der Aufschub kann 

jeweils für höchstens zwölf Monate und insgesamt für höchstens 60 Monate ausgesprochen 

werden." 

 

 

4. § 41 lautet: 

 

"§ 41 

Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder Erwerbsminderung 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) ist von Amts wegen oder auf schriftlichen Antrag in 

den Ruhestand zu versetzen, wenn er (sie) dauernd dienstunfähig ist.  

 

  (2) Der Beamte (Die Beamtin) ist dienstunfähig, wenn er (sie) infolge seiner (ihrer) 

körperlichen oder geistigen Verfassung seine (ihre) dienstlichen Aufgaben nicht erfüllen 

kann und ihm (ihr) kein gleichwertiger Arbeitsplatz zugewiesen werden kann, dessen 

Aufgaben er (sie) nach seiner (ihrer) körperlichen und geistigen Verfassung zu erfüllen 
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imstande ist und der ihm (ihr) mit Rücksicht auf seine (ihre) persönlichen, familiären und 

sozialen Verhältnisse billigerweise zugemutet werden kann.  

   

  (3) Der Beamte (Die Beamtin), der (die) sich im Dienststand befindet und 

 1. dessen (deren) Erwerbsfähigkeit um mindestens 70 % gemindert ist oder  

 2. dessen (deren) Grad der Behinderung mindestens 70 % beträgt  

 und dessen (deren) Behinderung ihn (sie) bei der Ausübung des Dienstes schwer behindert, 

ist auf Antrag in den Ruhestand zu versetzen, wenn er (sie) das 720. Lebensmonat 

vollendet hat und eine Verbesserung der Behinderung ausgeschlossen ist. 

 

  (4) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des Monats, in dem der 

Bescheid rechtskräftig wird, oder mit Ablauf des darin festgesetzten späteren 

Monatsletzten wirksam. Solange über eine zulässige und rechtzeitige Berufung gegen eine 

Versetzung in den Ruhestand nicht entschieden ist, ist der Beamte (die Beamtin) im 

Dienststand.  

 

  (5) Eine Versetzung in den Ruhestand nach den Abs. 1 und 2 oder 3 ist während 

einer Suspendierung oder vorläufigen Suspendierung gemäß § 51 nicht zulässig." 

 

 

5. Nach § 41 wird folgender § 41a eingefügt: 

 

"§ 41a 

Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) kann im Zusammenhang mit einer Änderung der 

Organisation des Dienstes von Amts wegen in den Ruhestand versetzt werden, wenn er 

(sie) zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand  

 1. a) den 744. Lebensmonat vollendet hat oder  

  b) den 720. Lebensmonat vollendet und der Ruhestandsversetzung schriftlich und 

   unwiderruflich zugestimmt hat, 

 2. die für den Anspruch auf den vollen Ruhegenuss erforderliche Gesamtdienstzeit 

aufweist und 

 3. nicht auf einem anderen gleichwertigen Arbeitsplatz verwendet werden kann. 

 

  (2) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des Monats, in dem der 

Bescheid rechtskräftig wird, oder mit Ablauf des darin festgesetzten späteren 

Monatsletzten wirksam." 
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6. § 42 lautet: 

 

"§ 42 

Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) kann durch schriftliche Erklärung seine (ihre) 

Versetzung in den Ruhestand frühestens mit Ablauf des Monats bewirken, in dem er (sie) 

seinen (ihren) 720. Lebensmonat vollendet, wenn er (sie) zum Zeitpunkt der Wirksamkeit 

der Versetzung in den Ruhestand eine ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von 

300 Monaten aufweist. Die Rechtswirksamkeit der Erklärung richtet sich nach jener 

Rechtslage, die zu dem Zeitpunkt gilt, zu dem der Beamte (die Beamtin) den für die 

Wirksamkeit der Erklärung vorgesehenen Lebensmonat vollendet. 

 

  (2) Ein Beamter (Eine Beamtin), der (die) eine Funktion nach § 8 Abs. 1 Z. 3 und 4 

innehat, hat die Erklärung spätestens sechs Monate vor dem beabsichtigten Zeitpunkt der 

Ruhestandsversetzung einzubringen. Eine spätere Erklärung verschiebt den Zeitpunkt 

entsprechend, soweit nicht der (die) Bürgermeister(in) einer Verkürzung zustimmt. 

 

  (3) Die Versetzung in den Ruhestand wird vorbehaltlich des Abs. 2 mit Ablauf des 

Monats wirksam, den der Beamte (die Beamtin) bestimmt, frühestens jedoch mit Ablauf 

des Monats, der der Abgabe der Erklärung folgt. Hat der Beamte (die Beamtin) keinen 

oder einen früheren Zeitpunkt bestimmt, so wird die Versetzung in den Ruhestand 

vorbehaltlich des Abs. 2 ebenfalls mit Ablauf des Monats wirksam, der der Abgabe der 

Erklärung folgt. 

 

  (4) Während einer Suspendierung kann eine Erklärung nach Abs. 1 nicht wirksam 

werden. In diesem Fall wird die Erklärung frühestens mit Ablauf des Monats wirksam, in 

dem die Suspendierung oder vorläufige Suspendierung geendet hat.  

 

  (5) Der Beamte (Die Beamtin) kann die Erklärung nach Abs. 1 bis spätestens drei 

Monate vor dem Wirksamwerden widerrufen. Diese Frist erhöht sich auf sechs Monate, 

wenn der Beamte (die Beamtin) eine Funktion nach § 8 Abs. 1 Z. 3 und 4 innehat. Ein 

späterer Widerruf wird nur wirksam, wenn der Gemeindevorstand oder bei Beamten 

(Beamtinnen), die eine Funktion nach § 8 Abs. 1 Z. 3 und 4 innehaben, der Gemeinderat 

ausdrücklich zugestimmt hat." 
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7. Nach § 42 wird folgender § 42a eingefügt: 

 

"§ 42a 

Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) ist auf seinen (ihren) schriftlichen Antrag in den 

Ruhestand zu versetzen, wenn er (sie) zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in 

den Ruhestand eine zurückgelegte ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von 504 Monaten, 

davon mindestens 180 Schwerarbeitsmonate, aufweist. Die Versetzung in den Ruhestand 

kann dabei um so viele volle Monate vor dem auf die Vollendung des 780. Lebensmonats 

folgenden Monatsersten erfolgen, wie sich aus der Division der Anzahl der 

Schwerarbeitsmonate durch die Zahl vier ergibt, nicht jedoch vor dem vollendeten 

720. Lebensmonat.  

 

  (2) Ein Schwerarbeitsmonat ist jeder Kalendermonat, in dem mindestens 15 Tage 

Schwerarbeit vorliegen. Die Landesregierung hat mit Verordnung festzulegen, unter 

welchen psychisch oder physisch besonders belastenden Arbeitsbedingungen Schwerarbeit 

vorliegt. 

 

  (3) § 42 Abs. 2 bis 5 sind sinngemäß anzuwenden." 

 

 

8. § 44 lautet: 

 

"§ 44 

Wiederaufnahme in den Dienststand 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) kann aus dienstlichen Gründen durch Ernennung 

wieder in den Dienststand aufgenommen werden, wenn er (sie) seine (ihre) Dienstfähigkeit 

nach § 41 wieder erlangt hat. 

 

  (2) Die Wiederaufnahme ist nur zulässig, wenn der Beamte (die Beamtin) den 

720. Lebensmonat noch nicht vollendet hat und es wahrscheinlich ist, dass er (sie) seine 

(ihre) dienstlichen Aufgaben noch mindestens 36 Monate versehen kann. Ein 

Rechtsanspruch auf Wiederaufnahme in den Dienststand besteht nicht. 

 

  (3) Der Beamte (Die Beamtin) hat den Dienst spätestens zwei Wochen nach 

Rechtskraft des Wiederaufnahmebescheides anzutreten." 
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9.  In § 112 Abs. 2 und 3 wird nach der Wortfolge "§ 42" die Wortfolge "oder § 42a" 

eingefügt. 

 

 

10. Nach § 112 Oö. GDG 2002 wird folgender § 112a Oö. GDG 2002 eingefügt: 

 

"§ 112a 

Altersteilzeit unter gleichzeitiger Gewährung eines zusätzlichen Bezugsanteils 

 

  (1) Dem Beamten, der (Der Beamtin, die) das 720. Lebensmonat vollendet hat und 

bereits einen Anspruch auf den Ruhebezug erworben hat, hat die Dienstbehörde auf Antrag 

eine Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes auf 50 % des aktuellen 

Beschäftigungsausmaßes, mindestens jedoch 25 % einer Vollzeitbeschäftigung zu 

gewähren. Die gleichzeitige Inanspruchnahme der Altersteilzeit und einer Freistellung 

nach § 111 oder § 112 ist nicht zulässig. Dem Beamten (Der Beamtin) kann die 

Dienstbehörde soweit keine dienstlichen Interessen entgegenstehen, auf Antrag auch eine 

geblockte Dienstleistungszeit im Sinn des § 112 gewähren.  

 

  (2) Der Beamte (Die Beamtin) hat im Fall der Herabsetzung des 

Beschäftigungsausmaßes nach Abs. 1 einen Anspruch auf einen zusätzlichen Bezugsanteil 

in der Höhe von 20 % seines (ihres) letzten Monatsbezugs vor der Herabsetzung des 

Beschäftigungsausmaßes nach Abs. 1. Dieser zusätzliche Bezugsanteil gilt als 

Monatsbezug im Sinn des § 165, ist jedoch nicht für die Bemessungsgrundlage nach § 162  

Abs. 2 zu berücksichtigen. 

 

  (3) Der Antrag gemäß Abs. 1 ist spätestens 3 Monate vor der beabsichtigten 

Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes zu stellen und kann während der Altersteilzeit 

abgesehen vom Fall des § 41 nicht widerrufen werden." 

 

 

11. (Verfassungsbestimmung) In § 161 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 

 

  "(1a) Die Gemeinde hat für seine (ihre) Beamten (Beamtinnen), die nach dem 

31. Dezember 1950 geboren wurden, sofern diese keine Erklärung nach § 209 Abs. 9 

abgegeben haben, zum Pensionskassenbeitrag nach Abs. 1 als Dienstgeberanteil einen 

zusätzlichen Pensionskassenbeitrag in der Höhe von 1 % der Bemessungsgrundlage (§ 162 

Abs. 2) zu entrichten. Die Regelung über die Höchstbemessungsgrundlage gemäß § 162 

Abs. 4 ist nicht anzuwenden." 
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12. Nach § 162 Abs. 9 wird folgender Abs. 10 angefügt: 

 

  "(10) Abweichend von Abs. 2 setzt sich die Bemessungsgrundlage für den 

Pensionsbeitrag bei  Beamten (Beamtinnen), die dem Oö. PG 2006 unterliegen, wie folgt 

zusammen: 

 1. dem Monatsbezug (§ 165); 

 2. der Überstundenvergütung und Pauschalvergütung für verlängerten Dienstplan 

(§ 196); 

 3. der Sonn- und Feiertagsabgeltung (§ 197); 

 4. der Journaldienstvergütung und der Bereitschaftsentschädigung (§ 198); 

 5. der Aufwandsvergütung (§ 199) und 

 6. der Dienstvergütung (§ 200)." 

 

 

13. § 209 lautet: 

 

"§ 209 

Treueabgeltung für Beamte (Beamtinnen) 

 

  (1) Dem Beamten, der (Der Beamtin, die) durch Übertritt in den Ruhestand (§ 40), 

Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder Erwerbsminderung (§ 41), 

Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung oder auf Antrag (§ 42), vorzeitige 

Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen (§ 41a) oder durch Versetzung in den 

Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten (§ 42a) aus dem Dienststand 

ausscheidet, in diesem Zeitpunkt eine mindestens 25-jährige Dienstzeit aufweist, gebührt 

für treue Dienste - sofern der Beamte (die Beamtin) nicht auf Grund eines Erkenntnisses 

der Disziplinarbehörde in den Ruhestand versetzt wurde - eine Treueabgeltung. Fallen in 

die für die Treueabgeltung zu berücksichtigende Dienstzeit Zeiten, in denen der 

Monatsbezug des Beamten (der Beamtin) wegen mangelnden Arbeitserfolges gemäß § 174 

gekürzt war oder ist, ist die Treueabgeltung entsprechend zu kürzen. 

 

 (2) Die Treueabgeltung beträgt nach einer Dienstzeit von mindestens 25 Jahren 

100 % und erhöht sich für jedes zusätzliche Dienstjahr um weitere 10 % des 

Monatsbezugs, der der besoldungsrechtlichen Stellung des Beamten (der Beamtin) für den 

Monat entspricht, in dem er (sie) aus dem Dienststand ausscheidet. 

 

 (3) Bei der Berechnung der maßgeblichen Dienstzeit nach Abs. 2 werden Bruchteile 

eines Jahres voll berücksichtigt, wenn sie mehr als 6 Monate betragen, andernfalls bleiben 

sie unberücksichtigt. 
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  (4) Zur Dienstzeit im Sinn des Abs. 1 und 2 zählen die im § 208 Abs. 2 angeführten 

Zeiten.  

 

  (5) Die Treueabgeltung ist innerhalb von drei Monaten nach dem Ausscheiden des 

Beamten (der Beamtin) aus dem Dienststand auszuzahlen. 

 

  (6) Hat der Beamte (die Beamtin) die Voraussetzungen für die Gewährung einer 

Treueabgeltung erfüllt und ist er (sie) gestorben, ehe die Treueabgeltung ausgezahlt wurde, 

ist die Treueabgeltung seinen (ihren) versorgungsberechtigten Hinterbliebenen zur 

ungeteilten Hand auszuzahlen. 

 

  (7) Scheidet der Beamte (die Beamtin) durch Tod aus dem Dienststand aus, gelten 

die Abs. 1 bis 6 mit der Maßgabe, dass die Treueabgeltung den versorgungsberechtigten 

Hinterbliebenen zur ungeteilten Hand gebührt. 

 

  (8) Scheidet ein reaktivierter Beamter (eine reaktivierte Beamtin) aus dem 

Dienststand aus, vermindert sich die Treueabgeltung um eine seinerzeit bereits bezogene 

Treueabgeltung. 

 

  (9) Für Beamte (Beamtinnen), die unter den Anwendungsbereich des Oö. PG 2006 

fallen, gebührt keine Treueabgeltung. Die übrigen Beamten (Beamtinnen), die nach dem 

31. Dezember 1950 geboren wurden, können bis 30. Juni 2006 schriftlich und 

unwiderruflich erklären, dass die Gemeinde für sie auch künftig keinen Pensionskassen-

beitrag nach § 161 Abs. 1a entrichten soll. Zum Zeitpunkt des 31. Jänner 2006 bei einer 

Gemeinde tätige Vertragsbedienstete können anlässlich ihrer Übernahme in ein öffentlich-

rechtliches Dienstverhältnis zu einer Gemeinde schriftlich und unwiderruflich erklären, 

dass die Gemeinde für sie auch künftig keinen Pensionskassenbeitrag nach § 161 Abs. 1a 

entrichten soll. 

 

(10) Für Beamte (Beamtinnen), für die ein zusätzlicher Pensionskassenbeitrag durch 

die Gemeinde entrichtet wurde (§ 161 Abs. 1a), kann eine Treueabgeltung nach Abs. 1 nur 

mehr nach der Maßgabe gewährt werden, dass eine aliquote Treueabgeltung im Ausmaß 

der bis zum Zeitpunkt der erstmaligen Entrichtung des zusätzlichen 

Pensionskassenbeitrags nach § 161 Abs. 1a bereits vollendeten Dienstzeit (Abs. 1) im 

Verhältnis zur erforderlichen Dienstzeit von 25 Jahren zu gewähren ist. Beamte 

(Beamtinnen), die eine Dienstzeit von mehr als 25 Jahren aufweisen, gebührt die 

Treueabgeltung in dem Ausmaß, das sie unter Anwendung der Abs. 2 und 3 zum Zeitpunkt 

der erstmaligen Entrichtung des zusätzlichen Pensionskassenbeitrags nach § 161 Abs. 1a 

bereits erreicht haben." 
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14. Nach § 218 wird folgender § 219 angefügt: 

 

"§ 219 

Übergangsbestimmungen zum Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz 

 

  (1) Für Beamte (Beamtinnen) mit Behinderung, die in den in der folgenden Tabelle 

angegebenen Zeiträumen geboren sind, tritt an die Stelle des im § 41 Abs. 3 angeführten 

720. Lebensmonats der jeweils in der folgenden Tabelle angeführte Lebensmonat: 

 

    bis einschließlich 1. Jänner 1951   660. 

    2. Jänner 1951 bis 1. Jänner 1952   672. 

    2. Jänner 1952 bis 1. Jänner 1953   684. 

    2. Jänner 1953 bis 1. Jänner 1954   696. 

    2. Jänner 1954 bis 1. Jänner 1955   708. 

    ab 2. Jänner 1955      720. 

 

  (2) Für Beamte (Beamtinnen), die in den in der Tabelle in § 62h Abs. 3 Oö. L-PG 

angegebenen Zeiträumen geboren sind, tritt an die Stelle des im § 112a Abs. 1 genannten 

720. Lebensmonats der in der Tabelle des § 62h Abs. 3 Oö. L-PG angeführte Lebensmonat 

verringert um die Zahl 60." 

 

 

Artikel VIII 

Änderung des Oö. Gemeindebedienstetengesetzes 2001 

 

 Das Oö. Gemeindebedienstetengesetz 2001, LGBl. Nr. 48, zuletzt geändert durch das 

Landesgesetz LGBl. Nr. 61/2005, wird wie folgt geändert:  

 

1. Im Inhaltsverzeichnis lauten folgende Eintragungen: 

 

 "§ 65a Altersteilzeit unter gleichzeitiger Gewährung eines zusätzlichen Bezugsanteils  

 § 103 Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder Erwerbsminderung 

 § 104 Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen 

 § 105a Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten 

 § 165d Übergangsbestimmungen zum Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz" 

 

 

2. In § 65 Abs. 2 und 3 wird nach der Wortfolge "§ 105" die Wortfolge "oder § 105a" 

eingefügt. 
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3. Nach § 65 wird folgender § 65a eingeführt: 

 

"§ 65a 

Altersteilzeit unter gleichzeitiger Gewährung eines zusätzlichen Bezugsanteils 

 

  (1) Dem Beamten, der (Der Beamtin, die) das 720. Lebensmonat vollendet hat und 

bereits einen Anspruch auf den Ruhebezug erworben hat, hat die Dienstbehörde auf Antrag 

eine Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes auf 50 % des aktuellen 

Beschäftigungsausmaßes, mindestens jedoch 25 % einer Vollzeitbeschäftigung zu 

gewähren. Die gleichzeitige Inanspruchnahme der Altersteilzeit und einer Freistellung 

nach § 64 oder § 65 ist nicht zulässig. Dem Beamten (Der Beamtin) kann die 

Dienstbehörde soweit keine dienstlichen Interessen entgegenstehen, auf Antrag auch eine 

geblockte Dienstleistungszeit im Sinn des § 65 gewähren.  

 

  (2) Der Beamte (Die Beamtin) hat im Fall der Herabsetzung des 

Beschäftigungsausmaßes nach Abs. 1 einen Anspruch auf einen zusätzlichen Bezugsanteil 

in der Höhe von 20 % seines (ihres) letzten Monatsbezugs vor der Herabsetzung des 

Beschäftigungsausmaßes nach Abs. 1. Dieser zusätzliche Bezugsanteil gilt als 

Monatsbezug im Sinn des § 3 Abs. 2 Oö. LGG, ist jedoch nicht für die 

Bemessungsgrundlage nach § 22 Oö. LGG zu berücksichtigen. 

 

  (3) Der Antrag gemäß Abs. 1 ist spätestens drei Monate vor der beabsichtigten 

Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes zu stellen und kann während der Altersteilzeit 

abgesehen vom Fall des § 103 nicht widerrufen werden." 

 

 

4. § 102 lautet: 

 

"§ 102 

Übertritt in den Ruhestand 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) tritt mit Ablauf des 780. Lebensmonats in den 

Ruhestand. 

 

  (2) Der Gemeindevorstand oder bei Beamten (Beamtinnen), die eine Funktion nach 

§ 8 Abs. 1 Z. 3 und 4 innehaben, der Gemeinderat kann auf schriftlichen Antrag den 

Übertritt des Beamten (der Beamtin) in den Ruhestand aufschieben, falls an einem 

Verbleib im Dienststand ein wichtiges dienstliches Interesse besteht. Der Aufschub kann 
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jeweils für höchstens 12 Monate und insgesamt für höchstens 60 Monate ausgesprochen 

werden." 

 

 

5. § 103 lautet: 

 

"§ 103 

Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder Erwerbsminderung 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) ist von Amts wegen oder auf schriftlichen Antrag in 

den Ruhestand zu versetzen, wenn er (sie) dauernd dienstunfähig ist.  

 

  (2) Der Beamte (Die Beamtin) ist dienstunfähig, wenn er (sie) infolge seiner (ihrer) 

körperlichen oder geistigen Verfassung seine (ihre) dienstlichen Aufgaben nicht erfüllen 

kann und ihm (ihr) kein gleichwertiger Arbeitsplatz zugewiesen werden kann, dessen 

Aufgaben er (sie) nach seiner (ihrer) körperlichen und geistigen Verfassung zu erfüllen 

imstande ist und der ihm (ihr) mit Rücksicht auf seine (ihre) persönlichen, familiären und 

sozialen Verhältnisse billigerweise zugemutet werden kann.  

 

  (3) Der Beamte (Die Beamtin), der (die) sich im Dienststand befindet und 

 1. dessen (deren) Erwerbsfähigkeit um mindestens 70 % gemindert ist oder  

 2. dessen (deren) Grad der Behinderung mindestens 70 % beträgt  

 und dessen (deren) Behinderung ihn (sie) bei der Ausübung des Dienstes schwer behindert, 

ist auf Antrag in den Ruhestand zu versetzen, wenn er (sie) das 720. Lebensmonat 

vollendet hat und eine Verbesserung der Behinderung ausgeschlossen ist. 

 

  (4) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des Monats, in dem der 

Bescheid rechtskräftig wird, oder mit Ablauf des darin festgesetzten späteren 

Monatsletzten wirksam. Solange über eine zulässige und rechtzeitige Berufung gegen eine 

Versetzung in den Ruhestand nicht entschieden ist, ist der Beamte (die Beamtin) im 

Dienststand.  

 

  (5) Eine Versetzung in den Ruhestand nach den Abs. 1 und 2 oder 3 ist während 

einer Suspendierung oder vorläufigen Suspendierung gemäß § 141 nicht zulässig." 
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6. § 104 lautet: 

 

"§ 104 

Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) kann im Zusammenhang mit einer Änderung der 

Organisation des Dienstes von Amts wegen in den Ruhestand versetzt werden, wenn er 

(sie) zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand  

 1. a) den 744. Lebensmonat vollendet hat oder  

  b) den 720. Lebensmonat vollendet und der Ruhestandsversetzung schriftlich und 

   unwiderruflich zugestimmt hat, 

 2. die für den Anspruch auf den vollen Ruhegenuss erforderliche Gesamtdienstzeit 

aufweist und  

 3. nicht auf einem anderen gleichwertigen Arbeitsplatz verwendet werden kann. 

 

  (2) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des Monats, in dem der 

Bescheid rechtskräftig wird, oder mit Ablauf des darin festgesetzten späteren 

Monatsletzten wirksam." 

 

 

7. § 105 lautet: 

 

"§ 105 

Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) kann durch schriftliche Erklärung seine (ihre) 

Versetzung in den Ruhestand frühestens mit Ablauf des Monats bewirken, in dem er (sie) 

seinen (ihren) 720. Lebensmonat vollendet, wenn er (sie) zum Zeitpunkt der Wirksamkeit 

der Versetzung in den Ruhestand eine ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von 

300 Monaten aufweist. Die Rechtswirksamkeit der Erklärung richtet sich nach jener 

Rechtslage, die zu dem Zeitpunkt gilt, zu dem der Beamte (die Beamtin) den für die 

Wirksamkeit der Erklärung vorgesehenen Lebensmonat vollendet. 

 

  (2) Ein Beamter (Eine Beamtin), der (die) eine Funktion nach § 7 Abs. 1 Z. 3 und 4 

innehat, hat die Erklärung spätestens sechs Monate vor dem beabsichtigten Zeitpunkt der 

Ruhestandsversetzung einzubringen. Eine spätere Erklärung verschiebt den Zeitpunkt 

entsprechend, soweit nicht der (die) Bürgermeister(in) einer Verkürzung zustimmt. 

 

  (3) Die Versetzung in den Ruhestand wird vorbehaltlich des Abs. 2 mit Ablauf des 

Monats wirksam, den der Beamte (die Beamtin) bestimmt, frühestens jedoch mit Ablauf 
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des Monats, der der Abgabe der Erklärung folgt. Hat der Beamte (die Beamtin) keinen 

oder einen früheren Zeitpunkt bestimmt, so wird die Versetzung in den Ruhestand 

vorbehaltlich des Abs. 2 ebenfalls mit Ablauf des Monats wirksam, der der Abgabe der 

Erklärung folgt. 

 

  (4) Während einer Suspendierung kann eine Erklärung nach Abs. 1 nicht wirksam 

werden. In diesem Fall wird die Erklärung frühestens mit Ablauf des Monats wirksam, in 

dem die Suspendierung oder vorläufige Suspendierung geendet hat.  

 

  (5) Der Beamte (Die Beamtin) kann die Erklärung nach Abs. 1 bis spätestens drei 

Monate vor dem Wirksamwerden widerrufen. Diese Frist erhöht sich auf sechs Monate, 

wenn der Beamte (die Beamtin) eine Funktion nach § 7 Abs. 1 Z. 3 und 4 innehat. Ein 

späterer Widerruf wird nur wirksam, wenn der Gemeindevorstand oder bei Beamten 

(Beamtinnen), die eine Funktion nach § 7 Abs. 1 Z. 3 und 4 innehaben, der Gemeinderat 

ausdrücklich zugestimmt hat." 

 

 

8. Nach § 105 wird folgender § 105a eingefügt: 

 

"§ 105a 

Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) ist auf seinen (ihren) schriftlichen Antrag in den 

Ruhestand zu versetzen, wenn er (sie) zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in 

den Ruhestand eine zurückgelegte ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von 504 Monaten, 

davon mindestens 180 Schwerarbeitsmonate, aufweist. Die Versetzung in den Ruhestand 

kann dabei um so viele volle Monate vor dem auf die Vollendung des 780. Lebensmonats 

folgenden Monatsersten erfolgen, wie sich aus der Division der Anzahl der 

Schwerarbeitsmonate durch die Zahl vier ergibt, nicht jedoch vor dem vollendeten 

720. Lebensmonat.  

 

  (2) Ein Schwerarbeitsmonat ist jeder Kalendermonat, in dem mindestens 15 Tage 

Schwerarbeit vorliegen. Die Landesregierung hat mit Verordnung festzulegen, unter 

welchen psychisch oder physisch besonders belastenden Arbeitsbedingungen Schwerarbeit 

vorliegt. 

 

  (3) § 105 Abs. 2 bis 5 sind sinngemäß anzuwenden." 
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9. § 107 lautet: 

 

"§ 107 

Wiederaufnahme in den Dienststand 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) kann aus dienstlichen Gründen durch Ernennung 

wieder in den Dienststand aufgenommen werden, wenn er (sie) seine (ihre) Dienstfähigkeit 

nach § 103 wieder erlangt hat. 

 

  (2) Die Wiederaufnahme ist nur zulässig, wenn der Beamte (die Beamtin) den 

720. Lebensmonat noch nicht vollendet hat und es wahrscheinlich ist, dass er (sie) seine 

(ihre) dienstlichen Aufgaben noch mindestens 36 Monate versehen kann. Ein 

Rechtsanspruch auf Wiederaufnahme in den Dienststand besteht nicht. 

 

  (3) Der Beamte (Die Beamtin) hat den Dienst spätestens zwei Wochen nach 

Rechtskraft des Wiederaufnahmebescheides anzutreten." 

 

 

10. Nach § 165d wird folgender § 165e eingefügt: 

 

"§ 165e 

Übergangsbestimmungen zum Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz 

 

  (1) Für Beamte (Beamtinnen) mit Behinderung, die in den in der folgenden Tabelle 

angegebenen Zeiträumen geboren sind, tritt an die Stelle des im § 103 Abs. 3 angeführten 

720. Lebensmonats der jeweils in der folgenden Tabelle angeführte Lebensmonat: 

 

    bis einschließlich 1. Jänner 1951   660. 

    2. Jänner 1951 bis 1. Jänner 1952   672. 

    2. Jänner 1952 bis 1. Jänner 1953   684. 

    2. Jänner 1953 bis 1. Jänner 1954   696. 

    2. Jänner 1954 bis 1. Jänner 1955   708. 

    ab 2. Jänner 1955      720. 

 

 

  (2) Für Beamte (Beamtinnen), die in den in der Tabelle in § 62h Abs. 3 Oö. L-PG 

angegebenen Zeiträumen geboren sind, tritt an die Stelle des im § 65a Abs. 1 genannten 

720. Lebensmonats der in der Tabelle des § 62h Abs. 3 Oö. L-PG angeführte Lebensmonat 

verringert um die Zahl 60." 
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Artikel IX 

Änderung des Oö. Statutargemeinden-Beamtengesetzes 2002 

 

 Das Oö. Statutargemeinden-Beamtengesetz 2002, LGBl. Nr. 50, zuletzt geändert durch das 

Landesgesetz LGBl. Nr. 22/2004, wird wie folgt geändert: 

 

 

1. Im Inhaltsverzeichnis lauten folgende Eintragungen: 

 

 "§ 70a Altersteilzeit unter gleichzeitiger Gewährung eines zusätzlichen Bezugsanteils  

 § 92 Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder Erwerbsminderung 

 § 92a Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen 

 § 93 Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung 

 § 93a Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten 

 § 142a Übergangsbestimmungen zum Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz" 

 

 

2. Im § 2 Abs. 2 wird nach der Aufzählung "- Oö. Landesbeamten-Pensionsgesetz" die 

Aufzählung "- Oö. Pensionsgesetz 2006" eingefügt. 

 

 

3. Im § 70 Abs. 2 und 3 wird nach der Wortfolge "§ 93" die Wortfolge "oder § 93a" 

eingefügt. 

 

 

4. Nach § 70 wird folgender § 70a eingeführt: 

 

"§ 70a 

Altersteilzeit unter gleichzeitiger Gewährung eines zusätzlichen Bezugsanteils 

 

  (1) Dem Beamten, der (Der Beamtin, die) das 720. Lebensmonat vollendet hat und 

bereits einen Anspruch auf den Ruhebezug erworben hat, hat die Dienstbehörde auf Antrag 

eine Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes auf 50 % des aktuellen 

Beschäftigungsausmaßes, mindestens jedoch 25 % einer Vollzeitbeschäftigung zu 

gewähren. Die gleichzeitige Inanspruchnahme der Altersteilzeit und einer Freistellung 

nach § 69 oder § 70 ist nicht zulässig. Dem Beamten (Der Beamtin) kann die 

Dienstbehörde soweit keine dienstlichen Interessen entgegenstehen, auf Antrag auch eine 

geblockte Dienstleistungszeit im Sinn des § 70 gewähren.  

 



 

 

Seite 129 

  (2) Der Beamte (Die Beamtin) hat im Fall der Herabsetzung des 

Beschäftigungsausmaßes nach Abs. 1 einen Anspruch auf einen zusätzlichen Bezugsanteil 

in der Höhe von 20 % seines (ihres) letzten Monatsbezugs vor der Herabsetzung des 

Beschäftigungsausmaßes nach Abs. 1. Dieser zusätzliche Bezugsanteil gilt als 

Monatsbezug im Sinn des § 3 Abs. 2 Oö. LGG, ist jedoch nicht für die 

Bemessungsgrundlage nach § 22 Oö. LGG zu berücksichtigen. 

 

  (3) Der Antrag gemäß Abs. 1 ist spätestens 3 Monate vor der beabsichtigten 

Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes zu stellen und kann während der Altersteilzeit 

abgesehen vom Fall des § 92 nicht widerrufen werden." 

 

 

5. § 91 lautet: 

 

"§ 91 

Übertritt in den Ruhestand 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) tritt mit Ablauf des 780. Lebensmonats in den 

Ruhestand. 

 

  (2) Die Dienstbehörde, bei Beamten (Beamtinnen), die eine Funktion inne haben, die 

nach dem Oö. Objektivierungsgesetz 1994 auszuschreiben ist, der Stadtsenat kann auf 

schriftlichen Antrag den Übertritt des Beamten (der Beamtin) in den Ruhestand 

aufschieben, falls an einem Verbleib im Dienststand ein wichtiges dienstliches Interesse 

besteht. Der Aufschub kann jeweils für höchstens zwölf Monate und insgesamt für 

höchstens 60 Monate ausgesprochen werden." 

 

 

6. § 92 lautet: 

 

"§ 92 

Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder Erwerbsminderung 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) ist von Amts wegen oder auf schriftlichen Antrag in 

den Ruhestand zu versetzen, wenn er (sie) dauernd dienstunfähig ist.  

 

  (2) Der Beamte (Die Beamtin) ist dienstunfähig, wenn er (sie) infolge seiner (ihrer) 

körperlichen oder geistigen Verfassung seine (ihre) dienstlichen Aufgaben nicht erfüllen 

kann und ihm (ihr) kein gleichwertiger Arbeitsplatz zugewiesen werden kann, dessen 

Aufgaben er (sie) nach seiner (ihrer) körperlichen und geistigen Verfassung zu erfüllen 
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imstande ist und der ihm (ihr) mit Rücksicht auf seine (ihre) persönlichen, familiären und 

sozialen Verhältnisse billigerweise zugemutet werden kann.  

 

  (3) Der Beamte (Die Beamtin), der (die) sich im Dienststand befindet und 

 1. dessen (deren) Erwerbsfähigkeit um mindestens 70 % gemindert ist oder  

 2. dessen (deren) Grad der Behinderung mindestens 70 % beträgt  

 und dessen (deren) Behinderung ihn (sie) bei der Ausübung des Dienstes schwer behindert, 

ist auf Antrag in den Ruhestand zu versetzen, wenn er (sie) das 720. Lebensmonat 

vollendet hat und eine Verbesserung der Behinderung ausgeschlossen ist. 

 

  (4) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des Monats, in dem der 

Bescheid rechtskräftig wird, oder mit Ablauf des darin festgesetzten späteren 

Monatsletzten wirksam. Solange über eine zulässige und rechtzeitige Berufung gegen eine 

Versetzung in den Ruhestand nicht entschieden ist, ist der Beamte (die Beamtin) im 

Dienststand.  

 

  (5) Eine Versetzung in den Ruhestand nach den Abs. 1 und 2 oder 3 ist während 

einer Suspendierung oder vorläufigen Suspendierung gemäß § 117 nicht zulässig." 

 

 

7. Nach § 92 wird folgender § 92a eingefügt: 

 

"§ 92a 

Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) kann im Zusammenhang mit einer Änderung der 

Organisation des Dienstes von Amts wegen in den Ruhestand versetzt werden, wenn er 

(sie) zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand  

 1. a) den 744. Lebensmonat vollendet hat oder  

  b) den 720. Lebensmonat vollendet und der Ruhestandsversetzung schriftlich und 

   unwiderruflich zugestimmt hat, 

 2. die für den Anspruch auf den vollen Ruhegenuss erforderliche Gesamtdienstzeit 

aufweist und  

 3. nicht auf einem anderen gleichwertigen Arbeitsplatz verwendet werden kann. 

 

  (2) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des Monats, in dem der 

Bescheid rechtskräftig wird, oder mit Ablauf des darin festgesetzten späteren 

Monatsletzten wirksam." 
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8. § 93 lautet: 

 

"§ 93 

Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) kann durch schriftliche Erklärung seine (ihre) 

Versetzung in den Ruhestand frühestens mit Ablauf des Monats bewirken, in dem er (sie) 

seinen (ihren) 720. Lebensmonat vollendet, wenn er (sie) zum Zeitpunkt der Wirksamkeit 

der Versetzung in den Ruhestand eine ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von 

300 Monaten aufweist. Die Rechtswirksamkeit der Erklärung richtet sich nach jener 

Rechtslage, die zu dem Zeitpunkt gilt, zu dem der Beamte (die Beamtin) den für die 

Wirksamkeit der Erklärung vorgesehenen Lebensmonat vollendet. 

 

  (2) Ein Beamter (Eine Beamtin), der (die) eine Funktion innehat, die nach dem 

Oö. Objektivierungsgesetz 1994 auszuschreiben ist, hat die Erklärung spätestens sechs 

Monate vor dem beabsichtigten Zeitpunkt der Ruhestandsversetzung einzubringen. Eine 

spätere Erklärung verschiebt den Zeitpunkt entsprechend, soweit nicht die Dienstbehörde 

einer Verkürzung zustimmt. 

 

  (3) Die Versetzung in den Ruhestand wird vorbehaltlich des Abs. 2 mit Ablauf des 

Monats wirksam, den der Beamte (die Beamtin) bestimmt, frühestens jedoch mit Ablauf 

des Monats, der der Abgabe der Erklärung folgt. Hat der Beamte (die Beamtin) keinen 

oder einen früheren Zeitpunkt bestimmt, so wird die Versetzung in den Ruhestand 

vorbehaltlich des Abs. 2 ebenfalls mit Ablauf des Monats wirksam, der der Abgabe der 

Erklärung folgt. 

 

  (4) Während einer Suspendierung kann eine Erklärung nach Abs. 1 nicht wirksam 

werden. In diesem Fall wird die Erklärung frühestens mit Ablauf des Monats wirksam, in 

dem die Suspendierung oder vorläufige Suspendierung geendet hat.  

 

  (5) Der Beamte (Die Beamtin) kann die Erklärung nach Abs. 1 bis spätestens drei 

Monate vor dem Wirksamwerden widerrufen. Diese Frist erhöht sich auf sechs Monate, 

wenn der Beamte (die Beamtin) eine Funktion innehat, die nach dem 

Oö. Objektivierungsgesetz 1994 auszuschreiben ist. Ein späterer Widerruf wird nur 

wirksam, wenn die Dienstbehörde ausdrücklich zugestimmt hat." 
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9. Nach § 93 wird folgender § 93a eingefügt: 

 

"§ 93a 

Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) ist auf seinen (ihren) schriftlichen Antrag in den 

Ruhestand zu versetzen, wenn er (sie) zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in 

den Ruhestand eine zurückgelegte ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von 504 Monaten, 

davon mindestens 180 Schwerarbeitsmonate, aufweist. Die Versetzung in den Ruhestand 

kann dabei um so viele volle Monate vor dem auf die Vollendung des 780. Lebensmonats 

folgenden Monatsersten erfolgen, wie sich aus der Division der Anzahl der 

Schwerarbeitsmonate durch die Zahl vier ergibt, nicht jedoch vor dem vollendeten 

720. Lebensmonat.  

 

  (2) Ein Schwerarbeitsmonat ist jeder Kalendermonat, in dem mindestens 15 Tage 

Schwerarbeit vorliegen. Die Landesregierung hat mit Verordnung festzulegen, unter 

welchen psychisch oder physisch besonders belastenden Arbeitsbedingungen Schwerarbeit 

vorliegt.  

 

  (3) § 93 Abs. 2 bis 5 sind sinngemäß anzuwenden." 

 

 

10. § 94 lautet: 

 

"§ 94 

Wiederaufnahme in den Dienststand 

 

  (1) Der Beamte (Die Beamtin) kann aus dienstlichen Gründen durch Ernennung 

wieder in den Dienststand aufgenommen werden, wenn er (sie) seine (ihre) Dienstfähigkeit 

nach § 92 wieder erlangt hat. 

 

  (2) Die Wiederaufnahme ist nur zulässig, wenn der Beamte (die Beamtin) den 

720. Lebensmonat noch nicht vollendet hat und es wahrscheinlich ist, dass er (sie) seine 

(ihre) dienstlichen Aufgaben noch mindestens 36 Monate versehen kann. Ein 

Rechtsanspruch auf Wiederaufnahme in den Dienststand besteht nicht. 

 

  (3) Der Beamte (Die Beamtin) hat den Dienst spätestens zwei Wochen nach 

Rechtskraft des Wiederaufnahmebescheides anzutreten." 
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11. § 138 Abs. 2 Z. 12 entfällt.  

 

 

12. Im § 138 Abs. 3 wird nach der Aufzählung "- Oö. Landesbeamten-Pensionsgesetz;" die 

Aufzählung "- Oö. Pensionsgesetz 2006;" eingefügt.  

 

 

13. § 142 Abs. 3 lautet: 

 

  "(3) Abweichend vom § 5 Abs. 2 Oö. L-PG und § 6 Abs. 2 Oö. PG 2006 vermindert 

sich die Kürzung der Ruhegenussbemessungsgrundlage um 0,29 %-Punkte für jedes volle 

Kalenderjahr, in dem der Beamte (die Beamtin) im regelmäßigen 24-stündigen Schicht- 

oder Wechseldienst mindestens 80 Schicht- oder Wechseldienste verrichtet, sofern nicht 

eine Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten gemäß § 93a 

erfolgt."  

 

 

14. Nach § 142 wird folgender § 142a angefügt: 

 

"§ 142a 

Übergangsbestimmungen zum Oö. Pensionsharmonisierungsgesetz 

 

  (1) Für Beamte (Beamtinnen) mit Behinderung, die in den in der folgenden Tabelle 

angegebenen Zeiträumen geboren sind, tritt an die Stelle des im § 92 Abs. 3 angeführten 

720. Lebensmonats der jeweils in der folgenden Tabelle angeführte Lebensmonat: 

 

    bis einschließlich 1. Jänner 1951   660. 

    2. Jänner 1951 bis 1. Jänner 1952   672. 

    2. Jänner 1952 bis 1. Jänner 1953   684. 

    2. Jänner 1953 bis 1. Jänner 1954   696. 

    2. Jänner 1954 bis 1. Jänner 1955   708. 

    ab 2. Jänner 1955      720. 

 

 

  (2) Für Beamte (Beamtinnen), die in den in der Tabelle in § 62h Abs. 3 Oö. L-PG 

angegebenen Zeiträumen geboren sind, tritt an die Stelle des im § 70a Abs. 1 genannten 

720. Lebensmonats der in der Tabelle des § 62h Abs. 3 Oö. L-PG angeführte Lebensmonat 

verringert um die Zahl 60." 
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Artikel X 

In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen 

 

 (1) Es treten in Kraft: 

1. Artikel I Z. 8 (§ 108a Oö. LBG), Artikel VII Z. 7 (§ 42a Oö. GDG 2002), Artikel VIII Z. 8 

(§ 105a Oö. GBG 2001) und Artikel IX Z. 9 (§ 93a Oö. StGBG 2002) mit 1.1.2007; 

2. alle übrigen Bestimmungen mit 1.2.2006. 

  

 (2) (Verfassungsbestimmung) Art. IV Z. 2 (§ 41 Abs. 1a Oö. GG 2001), Art. V Z. 2 

(§ 22b Abs. 6 Oö. LGG) und Art. VII Z. 11 (§ 161 Abs. 1a Oö. GDG 2002) treten mit 1.2.2006 

in Kraft. 

 

 (3) Verordnungen auf Grund dieses Landesgesetzes dürfen bereits von dem der 

Kundmachung dieses Landesgesetzes folgenden Tag an erlassen, jedoch frühestens mit In-Kraft-

Treten dieses Landesgesetzes in Kraft gesetzt werden. 

 


